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A. Einleitung 

 

Die Industriegesellschaft ermöglicht uns zumindest hinsichtlich der materiellen Seite das 

Leben in einem Land, wo Milch und Honig fließen. Die gegenwärtige Industriegesell-

schaft, die als Konsumgesellschaft beschrieben werden kann, und ihre Erhaltung, sind le-

diglich durch Opferung natürlicher Umweltmedien möglich, die aus der Erde, dem Was-

ser und der Luft bestehen. Da es an einem „Hot Spot“ beim Treibhausproblem fehlt, das 

heißt die Auswirkungen des Treibhauseffekts sich nicht umgehend entfalten, wird des-

halb von diesen das Umweltmedium „Luft“ bislang nicht so intensiv als andere Um-

weltmedien geschützt. Aber wir erleben bereits zum Teil -insbesondere hinsichtlich des 

Klimas- das Ergebnis der Luftverschmutzung durch menschliche Industrieaktivität: die 

Erdatmosphäre erwärmt sich in der letzten Zeit immer mehr. Nach den Befunden der in-

ternationalen klimatologischen Forschung steht der Treibhauseffekt durch anthropogene 

emittierte Treibhausgase im Mittelpunkt des Problems der Erderwärmung.  

Seit der UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung in Rio 1992 ist das Problem fort-

schreitender Klimaveränderungen durch Treibhausgase und deren ökologischen und ö-

konomischen Auswirkungen, die sowohl gegenwärtige, als auch künftige Generationen 

betreffen, zum globalen Thema der multilateralen Zusammenarbeit im Umweltschutz 

geworden. Trotz der übereinstimmenden Notwendigkeit zum nationalen und internatio-

nalen Handeln im Bereich des Klimaschutzes besteht das Kernproblem im Prozess zur 

Verwirklichung dieses Grundkonsenses, dass die Treibhausgase lediglich dann reduziert 

werden, wenn Staaten und Industriesubjekte die Reduktion ihres wirtschaftlichen Wachs-

tums hinnehmen, da die Treibhausgasemissionen mit dem Energieverbrauch, der eine 

unerlässliche Voraussetzung der Industrieaktivität und wirtschaftlichen Entwicklung dar-

stellt, untrennbar verbunden sind. Diese wirtschaftlichen Interessen machen die internati-

onale Zusammenarbeit zum Klimaschutz sehr kompliziert und unproduktiv. Dies drückt 

sich bereits im Kyoto-Protokoll aus, das die USA und Australien als zwei der größten In-

dustriestaaten aus diesem Grund abgelehnt haben. 

Bei der nationalen und internationalen Klimaschutzpolitik ist es unbedingt erforderlich, 

die Menge des CO2-Ausstoßes durch Klimaschutzmaßnahmen zu verringern, nämlich die 
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CO2 emittierenden Aktivitäten möglichst zu vermeiden, da nach klima-chemischen Er-

kenntnissen keine wirtschaftlich vertretbare Rückhaltetechnik existiert, während dies bei 

anderen Treibhausgasen mit Hilfe von Rauchgasreinigung möglich ist. Wie im allgemei-

nen Umweltschutzrecht kann das ordnungsrechtliche Instrument auch als eine typische 

Maßnahme zum Klimaschutz angesehen werden. Da dennoch ordnungspolitische Maß-

nahmen Ge- und Verbote, die Klimaschutzpolitik nicht ganz befriedigen können, wie im 

allgemeinen Umweltschutzrecht bereits zu sehen ist, ist eine Alternativmaßnahme zum 

Klimaschutz nötig. Als eine kostengünstigere, effizientere und mildere Maßnahme wird 

das abgabenrechtliche Instrumentarium in der juristischen bzw. wirtschaftlichen Diskus-

sion über Umweltschutz genannt. Ob diese Überlegenheit der abgabenrechtlichen Maß-

nahmen im Bereich des allgemeinen Umweltschutzes auch für den Bereich der Klima-

schutzpolitik gilt, der von anderen zu unterscheiden, und daher die abgabenrechtliche 

Maßnahme als eine geeignete Maßnahme zum Klimaschutz angesehen werden kann, bil-

det die zu erörternde Kernfrage der vorliegenden Arbeit. Darüber hinaus ist es auch er-

forderlich, das abgabenrechtliche Instrument zum Klimaschutz der juristischen Prüfung 

zu unterziehen, auch wenn ihre Eignung vom ökologischen bzw. sozio-ökonomischen 

Blickwinkel anerkannt ist. In der juristischen Prüfung der CO2-Abgabe soll nicht nur ge-

fragt werden, ob sie ökologische Effektivität bzw. ökonomische Eignung besitzt, sondern 

auch, ob sie auf Ebene der EG mit der europarechtlichen Umweltschutzpolitik bzw. der 

Binnenmarktpolitik vereinbar ist und auf nationalrechtlicher Ebene den Grundrechten der 

deutschen Verfassung bzw. den verfassungsrechtlichen Prinzipien entspricht. 

 

Mit vorbezeichneter Thematik beschäftigt sich die folgende Arbeit. Da das Problem der 

Klimaänderung durch Treibhauseffekt dennoch sehr komplex und vielschichtig ist, ist 

seine rechtliche Lösung durch Einführung einer CO2-Abgabe mit der allein rechtlichen 

Betrachtung nicht ausreichend. Daher ist es sinnvoll und erforderlich, diese Problematik 

aus einem interdisziplinären Blickwinkel zu untersuchen, der Naturwissenschaft und Ö-

konomie berücksichtigt. 

Die vorliegende Arbeit besteht aus vier Hauptteilen. Im ersten Hauptteil der Arbeit
1
 wer-

den zunächst die naturwissenschaftlichen Hintergründe im Bereich der Klimaforschung 

und die Notwendigkeit der globalen Kooperation im Hinblick auf das Problem der Kli-

                                                 

1
 2. Kapitel: B. Die Klimaentwicklung als globale Umweltbedrohung. 
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maänderung sowie die Entwicklungsgeschichte der internationalen Klimaschutzpolitik 

dargestellt. Im ersten Abschnitt, der unter naturwissenschaftlicher Perspektive das Prob-

lem der Klimaänderung umreißt, wird der klimatologische Zusammenhang zwischen 

dem anthropogenen Treibhauseffekt und der Klimaänderung, sowie besonders die Prob-

lematik des Treibhauseffekts skizziert. Im nächsten Abschnitt geht es um die globale Zu-

sammenarbeiten zur Bewältigung der ubiquitären Auswirkung der Klimaänderung. Dabei 

soll hinsichtlich der Klimarahmenkonvention und des Kyoto-Protokolls, die für die inter-

nationale Klimaschutzpolitik eine tragende Rolle spielen, erörtert werden, ob die bisheri-

gen Versuche zur Umsetzung dieser Regelwerke erfolgreich sind. 

Im zweiten Hauptteil
2
 wird dargestellt, wie weit das Klima in den geltenden deutschen 

bzw. europagemeinschaftlichen Regelungen geschützt wird. Die Darstellung wird sich 

dabei nicht auf eine einfache inhaltliche Analyse beschränken, sondern diskutiert auch 

die Begrenztheit und Lückenhaftigkeit des Klimaschutzes in den geltenden Regelungen. 

Der folgende Hauptteil der Arbeit
3
 legt das abgabenrechtliche Instrument als eine alter-

native Maßnahme zur Bewältigung der Begrenztheit und Lücken der geltenden Regelun-

gen in Deutschland und der Europäischen Gemeinschaft dar. In diesem Kapitel erfolgt 

die Untersuchung auf Basis der umweltökonomischen Theorie, namentlich wie sich das 

abgabenrechtliche Instrument durch Internalisierung externer Effekte und durch den be-

dingten Preismechanismus auf das Verhalten der Konsumenten am Markt auswirkt. Dar-

über hinaus werden im zweiten Abschnitt des Kapitels die Vorzüge und Nachteile des 

abgabenrechtlichen Instrumentes zum Klimaschutz durch den Vergleich mit den ord-

nungsrechtlichen und sonstigen ökonomischen Maßnahmen untersucht. 

Schließlich wird im letzten Hauptteil
4
, der den Schwerpunkt der Arbeit bildet, die 

rechtswissenschaftliche Möglichkeit der Einführung einer CO2-Abgabe auf gemein-

schaftlicher und nationaler Ebene erörtert. Im ersten Abschnitt des Kapitels, bei dem es 

um die juristische Betrachtung auf gemeinschaftliche Ebene geht, ist zu fragen, auf wel-

cher Kompetenzgrundlage die Europäische Gemeinschaft eine derartige Abgabe einfüh-

ren kann. Die Frage soll von den kompetenzgrundlagebezogenen Gesichtspunkten aus 

diskutiert werden, ob die Gemeinschaft aufgrund der Kompetenzen für eigene Einnah-

                                                 

2
 3. Kapitel: C. Klimaschutz in den deutschen bzw. europagemeinschaftlichen Regelungen. 

3
 4. Kapitel: D. Ökonomische Instrument als Bestandteil einer effektiven Klimaschutzpolitik. 

4
 5. Kapitel: E. Die rechtliche Würdigung der Einführung einer CO2-Abgabe auf gemeinschaftliche bzw. 

nationale Ebene. 
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men eine CO2-Abgabe einführen darf, oder ob sie lediglich die Mitgliedstaaten verpflich-

ten kann, CO2-Abgaben einzuführen. Die durch gemeinschaftliche Kompetenzen zuge-

lassene CO2-Abgabe muss wiederum im anschließenden Abschnitt des Kapitels dem na-

tionalrechtlichen Prüfstand unterzogen werden. Die verfassungsrechtlichen Zulässig-

keitsfragen sind vor allem gemäß der Abgabetypen der CO2-Abgabe zu untersuchen: Es 

geht bei der CO2-Steuer um das Problem des „Konflikts eines Steuerstaates“ und des 

„Steuerfindungsrechts in der Finanzverfassung“, und bei nichtsteuerlichen CO2-Abgaben 

um das Problem des „Unterlaufens der finanzverfassungsrechtlichen Regelungen“. Bei 

den weiteren Zulässigkeitsfragen der CO2-Abgabe muss untersucht werden, ob die CO2-

Abgabe den verfassungsrechtlichen Prinzipien und Grundrechten entspricht. 
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B. Die Klimaentwicklung als globale Umweltbedrohung 

 

 

I. I. I. I. Auswirkungen der in der Atmosphäre zunehmenden CO2-

Konzentration auf die Umwelt 

 

1. Problembeschreibung 

 

Im dritten Sachstandsbericht des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC 

2001) wird gezeigt, dass der größte Teil der in den letzten 50 Jahren beobachteten Er-

wärmung des Klimas durch menschliche Aktivitäten verursacht ist. Als Folge der 

menschlichen Wirtschafts- und Industrieaktivitäten wird ein mittlerer globaler Tempera-

turanstieg von 1,4 bis 5,8 Grad Celsius im Verlauf des 21. Jahrhunderts befürchtet und 

der Meeresspiegel steigt um 10 bis 90cm an
5
. Dieser Wandel hat zur Folge, dass weltweit 

Menschen und Tiere bedroht werden. Teilweise ist dieses bereits heute sichtbar: Höhere 

Temperaturen werden zu einem Abtauen von Gletschern, zum Auftauen von Dauerfrost-

böden (Permafrost) sowie zu einer Verkürzung der Flussvereisungen führen. Es sind da-

her erhebliche Auswirkungen auf Flora und Fauna zu erwarten, sowie eine Verschiebung 

der Lebensräume bestimmter Tiere und Pflanzen entsprechend der Temperaturverände-

rung in größere Höhen und polwärts. Einige Tierpopulationen werden dezimiert, andere, 

z. B. nicht heimische (invasive) Insektenarten werden hinzu kommen. Brut- und Wande-

rungsverhalten der Vögel verändern sich, und die Baumblüte tritt früher ein
6
. Die ge-

nannten desaströsen Umweltphänomene durch die Klimaveränderung, die bereits zum 

                                                 

5
 Vgl. IPCC, Climate Change 2001: The Scientific Basis, Cambridge, 2001; C. Bail/S. Marr/S. Oberthür, 

Klimaschutz und Recht, in: H.-W. Rengeling (Hrsg.), Handbuch zum europäischen und deutschen Um-

weltrecht – Eine systematische Darstellung des europäischen Umweltrechts mit seinen Auswirkungen auf 

das deutsche Recht und mit rechtspolitischen Perspektiven (EUDUR), 2. Aufl., 2002, S. 256. 
6
 Umweltbundesamt, Nachhaltige Entwicklung in Deutschland – Die Zukunft dauerhaft umweltgerecht 

gestalten, 2002, S. 50. 
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Teil heute passieren oder in der Zukunft passieren könnten, werden vor allem vom 

Treibhauseffekt bewirkt
7
. 

Wenn man keine aktiven Maßnahmen zur Milderung des anthropogen verursachten 

Treibhauseffekts ergreift, könnte die Tendenz des mittleren globalen Temperaturanstiegs 

beschleunigt werden. Insgesamt sind drei mögliche Strategien für den Umgang mit der 

drohenden Klimaveränderung vorstellbar
8
: 

- Die Vermeidungsstrategie: Der klimatische Status quo soll durch eine drasti-

sche Reduzierung von anthropogenen Emissionen der Treibhausgase gesi-

chert werden. 

- Die Anpassungsstrategie: Eine Anpassung der menschlichen Lebens- und 

Produktionsweise an die geänderten Klimabedingungen wird beabsichtigt, 

ohne dass die Ursachen der Klimaänderung vermieden würden. 

- Die Strategie der Klimagestaltung: Diese Strategie versucht aktiv und geplant 

auf das globale Klimasystem einzuwirken und damit die Erdatmosphäre zu 

bewirtschaften, um das irdische Klima menschlichen Zwecken direkt verfüg-

bar zu machen. Die Praktikabilität dieser Strategie kann man heute allerdings 

noch nicht vorausberechnen. 

Trotz der zahlreichen Spurengase, die zur Klimaveränderung beitragen, geht die Klima-

änderung vor allem auf das anthropogen bedingte Kohlendioxid, das ein direkt klima-

wirksame Spurengas ist und 60% zum Treibhauseffekt beiträgt, zurück
9
. Bereits 1896 

hatte der schwedische Physikchemiker S. Arrhenius auf die Möglichkeit einer anthropo-

gen bedingten Kohlendioxid(CO2)-Anreicherung in der Atmosphäre und einer daraus re-

sultierenden Erhöhung der mittleren Welttemperatur aufmerksam gemacht
10

. Circa 70% 

des Kohlendioxids ergibt sich aus dem Energieerzeugungsbereich einschließlich Verkehr 

(z.B. Emissionen der Spurengase aufgrund der Nutzung fossiler Energieträger Kohle, 

Erdöl und Erdgas sowohl im Umwandlungsbereich, insbesondere bei der Strom- und 

Fernwärmeerzeugung sowie Raffinerien, als auch in den Endenergiesektoren Haushalte, 

                                                 

7
 M. Kloepfer, Umweltrecht, 3. Aufl. 2004, § 17 Rdnr. 7. 

8
 W. Fischer/J. Primo/W. Sassin, „Das Klimaproblem. Ansätze einer politischen Lösung“ – Energiewirt-

schaftliche Tagesfragen, Vol. 39 (1989), S. 278 - 283. 
9
 M. Kloepfer, a.a.O., § 17 Rdnr. 8; K. Hasselmann, Globale Erwärmung und optimierte Klimaschutzstra-

tegien, in: H. -J. Koch/J. Caspar (Hrsg.), Klimaschutz im Recht, 1997, S. 13. 
10

 Vgl. S. Arrhenius, Lehrbuch der kosmischen Physik, Zweiter Teil, 1903, S. 570. 



 

 

7 

Kleinverbrauch, Industrie und Verkehr), der Rest des Kohlendioxids aus der Vernichtung 

der Tropenwälder, Landwirtschaft und anderen Bereichen (Zementherstellung etc.)
11

. 

Somit ist es sachgerecht für die Untersuchung zur Optimierung der Treibhausgasemissi-

onen, auf CO2-Emissionen zu konzentrieren
12

. 

 

2. Treibhauseffekt und Klimaänderung 

 

a) Naturwissenschaftliche Grundlagen des Treibhauseffekts 

Der Treibhauseffekt ist ein natürliches Phänomen. Von der Sonne ausgehende kurzwel-

lige Strahlung durchdringt die Atmosphäre und wird zum Großteil von der Erdoberfläche 

absorbiert. In Form langwelliger Wärmestrahlung wird ein Teil der Strahlung zurück in 

die Atmosphäre reflektiert. Der in der Atmosphäre enthaltene Wasserdampf sowie die 

Treibhausgase Kohlenstoffdioxid (CO2), Methan (CH4) und Distickstoffoxid (N2O) be-

wirken, dass die von der Erde reflektierte Strahlung wieder zurück auf die Erde reflek-

tiert wird. Durch die Wiederholung dieses Prozesses erwärmen sich der untere Atmo-

sphärenbereich und die Erdoberfläche zusätzlich. Dieser natürliche Treibhauseffekt er-

höht die Durchschnittstemperatur auf der Erde von ansonsten –33°C auf +15°C und er-

möglicht so erst Leben auf der Erde
13

. 

Treibhausgase haben unterschiedliche Entstehungsgründe: 

Die Verbrennung der fossilen Energieträger Kohle, Öl und Gas sowie Brandrodung des 

tropischen Regenwaldes bewirken eine Zunahme des zusätzlichen CO2 in der Atmosphä-

re. Durch Energieproduktion, Viehhaltung, Reisanbau und Mülldeponierung entsteht 

CH4. Der zusätzliche Ausstoß des N2O geht auf Düngung sowie die Verbrennung fossiler 

Energieträger und von Biomasse zurück. Für den Ausstoß an FCKW ist die Verwendung 

in Spraydosen und als Kühlmittel verantwortlich. Dieser vom Menschen verursachte zu-

sätzliche Ausstoß an Treibhausgasen hat eine Erhöhung der Treibhausgaskonzentration 

in der Atmosphäre zur Folge und verstärkt so den natürlichen Treibhauseffekt. Die Kon-

zentration von CO2 in der Atmosphäre lag im Jahr 1999 mit 367 ppm 30% über dem Ni-

                                                 

11
 Enquete-Kommission „Schutz der Erdatmosphäre“ des Deutschen Bundestages (Hrsg.), Klimaänderung 

gefährdet globale Entwicklung, 1992, S. 58. 
12

 K. Hasselmann, a.a.O., S. 13. 
13

 Enquete-Kommission „Schutz der Erdatmosphäre“ des Deutschen Bundestages (Hrsg.), a.a.O., S. 33. 
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veau vor dem Industriezeitalter (280 ppm) und wächst um ca. 1,5 ppm pro Jahr. Eine 

vergleichbar hohe Konzentration lässt sich in den letzten 420 000 Jahren nicht finden. 

Beim Treibhausgas Methan (CH4) hat sich die Konzentration im gleichen Zeitraum mehr 

als verdoppelt, und beim Distickstoffoxid (N2O) stieg sie um 17 % an
14

. 

Dieser zusätzliche, anthropogene Treibhauseffekt, der sich nahezu ausschließlich auf 

menschliche Aktivitäten zurückführen lässt, schlägt sich in der Erhöhung der globalen 

Durchschnittstemperatur nieder. 

b) Treibhauseffekt und Auswirkung 

Wie bei der Problembeschreibung bereits kurz erwähnt, hat der Treibhauseffekt Klima-

änderung als Folge und die Klimaänderungen können vielfältige und im Wesentlichen 

nachteilige Auswirkungen auf alle Lebensbereiche des Menschen haben und sogar seine 

Existenz bedrohen. 

Die Klimaänderungen nehmen keine Rücksicht auf regionale Grenzen. Wegen dieser 

Grenzenlosigkeit der negativen Auswirkungen von Treibhauseffekt werden alle Regio-

nen der Erde nachteilig beeinflusst. „Bestimmte Regionen sind besonders gefährdet, da 

sie entweder durch ihre Lage Extremereignissen stärker ausgesetzt oder in ihrer Anpas-

sungsfähigkeit begrenzt sind. Dies trifft insbesondere auf die kleinen Inselstaaten und po-

lare Regionen, aber im Hinblick auf die Nahrungsmittelsicherheit auch auf viele Regio-

nen Afrikas, Lateinamerikas und Asiens zu. Am schlimmsten sind von den negativen 

Auswirkungen des Klimawandels diejenigen Länder betroffen, die bereits heute zu den 

ärmsten mit den geringsten Ressourcen gehören und daher die geringsten Möglichkeiten 

zur Anpassung an den Klimawandel besitzen“
15

. 

Die vom Treibhauseffekt verursachten Schäden hat der IPCC in zwei Hauptgruppen ein-

geteilt, die sich unmittelbar auf den Gütermärkten niederschlagen (‚market impacts’) und 

solche, die nicht von Märkten erfasst werden (‚non-market impacts’)
16

. Zur ersten Kate-

gorie (‚market impacts’) gehören Schäden in den Primärsektoren (also, Schäden in der 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischereiwirtschaft), sonstige wirtschaftliche Schä-

den (z.B. Trinkwasser, Energienachfrage, Freizeit, Versicherungen, Baugewerbe, Trans-

                                                 

14
 IPCC, Third Assessment Report Working Group I, Climate Change. The Scientific Basis 2001. 

15
 Umweltbundesamt, Nachhaltige Entwicklung in Deutschland – Die Zukunft dauerhaft umweltgerecht 

gestalten, 2002, S. 51. 
16

 IPCC, Climate Change 1995, Impacts Adaptations and Mitigation of Climate Change, Sceintific-

Technical Analyses, Cambridge, 1995 
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portsektor und Energieversorgung), Eigentumsverluste (Verlust an Küstengebieten, Küs-

tenschutz, Infrastrukturschäden), und Schäden durch extreme Wetterlagen (Sturmschä-

den, Trockenheit, Überschwemmungen, Hitze-/Kältewellen). Zur zweiten Kategorie 

(‚non-market impacts’) gehören die Schädigung der Ökosysteme (Verlust von Feuchtge-

bieten, Waldschäden, Rückgang der Artenvielfalt, Schäden an anderen Systemen), Be-

einträchtigung der menschlichen Gesundheit (Luftverschmutzung, Wasserverschmutzung, 

Migration, Phys. Wohlbefinden, Politische Stabilität) und Schäden durch extreme Wet-

terlagen (Sturmschäden, Trockenheit, Überschwemmungen, Hitze-/Kältewellen). 

C) Charakteristika des Treibhausproblems 

Der anthropogene Treibhauseffekt enthält mehrere besondere Eigenschaften, die ihn von 

anderen Umweltproblemen unterscheiden
17

. 

- Globale Wirkung: Das Treibhausproblem ist ein globales Umweltproblem. 

Von mehreren Spurengasen, die zum Treibhauseffekt beitragen, ist CO2 der 

einzige global wirkende Schadstoff. Während andere Spurengase wie z.B. 

Schwefeldioxid nur starke lokale und regionale Auswirkungen, die eine über-

durchschnittliche Belastung oder Gefährdung verursachen, sog. ‚hot spots’, 

haben, beeinflussen CO2-Emissionen global. Die vom Treibhauseffekt ver-

ursachten Schäden weisen allerdings sehr große regionale und sektorale Un-

terschiede auf. Während auf der einen Seite besonders die Entwicklungslän-

der von den negativen Folgen des Treibhauseffekts betroffen sein werden, 

können für einige Länder sogar insgesamt positive Effekte erwartet werden
18

. 

Z.B. wird sich der Treibhauseffekt bei einem Temperaturanstieg von bis zu 

3 °C zunächst positiv auf die landwirtschaftliche Produktivität in Süd- und 

Osteuropa auswirken
19

. Dadurch führt die Globalität des Treibhausproblems 

dazu, dass eine weltweite Kooperation die befriedigendste und wirksamste 

                                                 

17
 Vgl. P. Bader, Europäische Treibhauspolitik mit handelbaren Emissionsrechte - Empfehlungen für die 

Umsetzung der Kyoto-Verpflichtung vor dem Hintergrund US-Amerikanischer Lizenzierungs-

erfahrungen, 2000, S. 28. 
18

 Vgl. W.R. Cline, The Economic Benefits of Limiting Global Warming, in: Institute for International 

Economics (Hrsg.), The Economics of Global Warming, Washington D.C. 1992, S. 81 – 138; R. Men-

delsohn/W.C. Nordhaus/D. Shaw, The Impact of Global Warming on Agriculture, A Ricardian Analysis, 

in: American Economic Review, Bd. 84, Heft 4, 1994, S. 753 – 771; C. Rosenzweig/M.L. Parry, Poten-

tial Impact of Climate Change on World Food Supply, Nature, Heft 367, 1994, S. 133 – 138. 
19

 Umweltbundesamt, Nachhaltige Entwicklung in Deutschland – Die Zukunft dauerhaft umweltgerecht 

gestalten, a.a.O., S. 51. 
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Lösung ist
20

. In der Regel misst jedes Land die Schädlichkeit der Emissionen 

nur anhand der eigenen Wohlfahrtsfunktion, ohne die Auswirkung auf die an-

deren Länder zu berücksichtigen, so dass insgesamt zu wenig Emissionen 

vermieden werden.  

- Kumulative Wirkung: Da CO2 ein natürlich vorkommendes und nicht giftiges 

Gas ist, hat es keine unmittelbar schädigenden Auswirkungen auf Flora und 

Fauna. Der Anstieg der CO2-Konzentration in der Erdatmosphäre aufgrund 

der zivilisationsbedingten Emissionen führt jedoch zu einer annährend pro-

portionalen globalen Erwärmung. Kurzfristig beeinflussen hohe Treibhaus-

gasemissionen den Treibhauseffekt nicht. Die Akkumulation der Treibhaus-

gase in der Atmosphäre, die über einen Zeitraum von bis zu 50 Jahren bis zur 

Stratosphäre aufsteigen, ist für das Treibhausproblem verantwortlich. Die 

kumulative Wirkung der Treibhausgase hat für die Klimapolitik zwei wich-

tige Konsequenzen. Zum einen bewirken die von Treibhausgasemissionen 

ausgehenden Schäden und die Langlebigkeit der Treibhausgase in der Atmo-

sphäre, dass die Höhe der Emissionen eines einzelnen Jahres keinen Einfluss 

auf die Schadenshöhe hat. Darüber hinaus löst der kumulative Effekt ein Aus-

einanderfallen von Kosten und Nutzen der Emissionsverringerung aus. Man 

muss die Kosten der Vermeidung von Treibhausgasemissionen gegenwärtig 

tragen, während der Nutzen dieser Emissionsminderung in Form vermiedener 

Schäden jedoch erst in der Zukunft genossen werden kann
21

. 

- Keine wirtschaftlich vertretbare Rückhaltetechnik: CO2-Emissionen können 

gegenwärtig nicht zu vertretbaren Kosten durch Rückhaltetechniken vermie-

den werden, während es bei der anderen Schadstoffen, beispielsweise Schwe-

feldioxid, mit Hilfe von Rauchgasreinigung möglich ist. Um die CO2-Emissi-

onen zu mindern, besteht nur die Möglichkeit, die CO2 emittierenden Akti-

vitäten zu vermeiden, wie zum Beispiel mittels Substitution kohlenstoffrei-

cher durch kohlenstoffarme Brennstoffe oder regenerativer Energien, Steige-

                                                 

20
 Vgl. E. Feess, Umweltökonomie und Umweltpolitik, 1995. S. 172 ff. 

21
 J. Blank/W. Ströbele, Das CO2-Problem aus umweltökonomischer Sicht, WiSt, Heft 11, 1994, S. 552 – 

557. 
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rung der Energieeffizienz, Substitution energieintensiver durch weniger ener-

gieintensive Aktivitäten und durch Aufforstung und verminderte Rodung
22

. 

- Linearer Zusammenhang zwischen Brennstoffeinsatz und CO2-Emissionen: 

Die Höhe der ausgestoßenen CO2-Emissionen kann durch Art und Umfang 

der eingesetzten fossilen Brennstoffe eindeutig bestimmt werden. Der IPCC 

schätzt, dass 1 t CO2 (t RÖE) jeweils bei der Verbrennung von 3,24 t Kohle, 

von 2,19 t Rohöl und von 1,64 t Erdgas emittiert werden
23

. Durch diese ein-

deutige Zuordnung kann man die Gesamtmasse der CO2-Emissionen über den 

Brennstoffeinsatz und brennstoffspezifische CO2-Emissionsfaktoren indirekt 

messen
24

. 

- Extrem große Unsicherheiten: Das Treibhausproblem enthält extrem große 

naturwissenschaftliche und sozioökonomische Unsicherheiten. Die zukünftige 

Entwicklung der Treibhausgasemissionen ist noch unsicher. Vielen Faktoren, 

die von sozioökonomischen Lagen abhängig sind, beeinflussen die Entwick-

lung der CO2-Emissionen. Die Faktoren, die zur Entwicklung der Treibhaus-

gasemissionen beitragen, sind das zukünftige Wirtschafts- und Bevölke-

rungswachstum, die Verfügbarkeit fossiler Energiereserven, die Substituti-

onsmöglichkeiten von Brennstoffen mit unterschiedlichem Kohlenstoffgehalt 

sowie von fossilen durch erneuerbare Energieträger, strukturelle Veränderun-

gen und die Entwicklung technischer CO2-Rückhalteoptionen. Die Unsicher-

heit über die erwarteten Schäden einer Klimaänderung sind noch größer. Da 

es keine historischen Erfahrungen über eine derartige Entwicklung gibt, ist 

über die Berechnung der möglichen Kosten einer solchen Klimaänderung nur 

wenig bekannt. 

 

                                                 

22
 IPCC, Climate Change 1995, Economic and Social Dimensions of Climate Change, Cambridge, 1995; A. 

Bauer, Der Treibhauseffekt, 1993, S. 71 ff. 
23

 Revised 1996 IPCC Guidelines for National Greenhouse Gas Inventories, Reference Manual, Genf. 
24

 Die indirekte Emissionsbestimmung setzt beim Brennstoff-Input an. Das bei der Verbrennung entste-

hende CO2 kann unter der Annahme vollständiger Umsetzung berechnet werden. Vollständige Um-

setzung bedeutet in diesem Zusammenhang, dass als Verbrennungsprodukte der Kohlenwasserstoffe nur 

CO2, Wasser und Energie auftreten. Um eine bessere Vergleichsmöglichkeit der einzelnen Primärener-

gieträger untereinander zu erhalten, kann man den in Gewichtseinheiten gemessenen CO2-Ausstoß auf 

eine gemeinsame Größe, nämlich Brennstoffgewicht, Steinkohleeinheiten (SKE) oder Heizwert, bezie-

hen. H. Sieber (Hrsg.), Umweltpolitik mit handelbaren Emissionsrechten – Möglichkeiten zur Ver-

ringerung der Kohlendioxid- und Stickoxidemissionen, 1990, S. 22. 
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3. Ursachen und Verursacher 

 

Neben der bewussten Verbrennung fossiler Energieträger, die für rund 75% der CO2-

Emissionen ursächlich ist
25

, sind als weitere Quellen die Brandrodung tropischer Wälder 

(etwa 10%) sowie eine veränderte Bodennutzung (Abholzung, Trockenlegung von 

Sümpfen u.ä.), sicher identifiziert worden.  

Aufgrund des zunehmenden fossilen Primärenergieverbrauchs sind auch die weltweiten 

CO2-Emissionen in den letzten Jahrzehnten kontinuierlich gestiegen, von 1990 bis 1998 

um über 9% auf rund 24 790 Mio. t CO2
26

. Etwa 50% der weltweiten CO2-Emissionen 

des Jahres 1998 stammen aus OECD-Ländern. Dabei halten die USA mit rund 6 032 Mio. 

t einen Anteil von 25%
27

. In den nächsten 20 Jahren muss mit einer verstärkten Zunahme 

der CO2-Emissionen, vor allem in den Entwicklungsländern, gerechnet werden.  

Die größten Verursacher im Hinblick auf Pro-Kopf-CO2-Emission waren im Jahr 1998
28

: 

 

Region/Land CO2-Emissionen pro Einwohner 

(t CO2/Ew) 

Welt 

OECD 

EU 

China 

Asien (ohne China) 

Afrika 

USA 

Deutschland 

3,9 

10,9 

8,3 

2,3 

1,0 

1,0 

20,1 

10,5 

 

Obwohl nach der Statistik der IEA (International Energy Agency) die CO2-Emissionen 

pro Einwohner relativ hoch sind, verringerten sich von 1990 bis 1999 in Deutschland die 

CO2-Emissionen, die überwiegend energiebedingt sind, um rund 15 %, von 1014 Mio. t 

                                                 

25
 Enquete-Kommission „Schutz der Erdatmosphäre“ des Deutschen Bundestages (Hrsg.), a.a.O., S. 60.  

26
 Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) (Hrsg.), Energie Daten 2000, Berlin 2000. 

27
 Umweltbundesamt, Nachhaltige Entwicklung in Deutschland – Die Zukunft dauerhaft umweltgerecht 

gestalten, a.a.O., S. 54. 
28

 International Energy Agency (IEA), Key World Energy Statistics 2000, www.iea.org/statist/index.htm. 
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im Jahre 1990 auf 856 Mio. t im Jahre 1999. Diese Entwicklung ist etwa zur Hälfte auf 

die Folgen der deutschen Vereinigung zurückzuführen
 29

. Auch die von der Bundesregie-

rung seit Beginn der Neunziger Jahre und insbesondere seit 1998 eingeleiteten Maßnah-

men haben zu erheblichen CO2-Emissionsminderungen geführt
30

. Ein Erfolg der bisheri-

gen Immissionsschutz-Gesetzgebung in Deutschland ist die erreichte, zum Teil drastische 

Senkung der Emissionen von „klassischen“ Luftschadstoffen, die überwiegend mit der 

Energienutzung verbunden sind. 

 

II. Klimaveränderung als globale Aufgabe 

 

1. Der Sinn der „globalen Aufgabe“ bei der Klimaveränderung 

 

Die Klimakatastrophe kennt keine Grenzen. Die drohenden Umweltschäden, welche ih-

ren Ursprung in der Klimakatastrophe haben, sind nicht mehr regional oder lokal be-

grenzt, sondern gefährden die gesamte Menschheit.  

Kennzeichen globaler Charakteristika der Klimakatastrophe sind
31

, dass 

1. eine größere Zahl, wenn nicht sogar die überwiegende Anzahl der Länder Verursa-

cher sind und 

2. die negativen Auswirkungen regelmäßig auf die überwiegende, wenn nicht gesamte 

Zahl der Länder dieser Erde verteilt sind. 

Die Entwicklung der Klimaveränderung hat ihren Ursprung letztendlich im menschlichen 

Fehlverhalten und ist daher auch nur durch entschiedene Verhaltensänderungen zu be-

wältigen. Um ein solches anthropogenes Klimaveränderungsproblem zu lösen, ist auf-

grund der „Grenzenlosigkeit“ dieses Problems eine globale Kooperation erforderlich. 

                                                 

29
 Die deutsche Vereinigung hat zur Stilllegung alter und zur Erneuerung der verbleibenden industriellen 

Infrastruktur in den neuen Bundesländern geführt. 
30

 W. Eichhammer/U. Boede/F. Gagelmann/E. Jochem/N. Kling/J. Schleich/B. Schlomann/J. Chesshire/H.-

J. Ziesing, Treibhausgasminderungen in Deutschland und UK, Folge „glücklicher“ Umstände oder 

gezielter Politikmaßnahmen?, UBA-Reihe Climate Change 02/01, Forschungsprojekt 201 41 133, Berlin 

2001. 
31

 U. Klocke, Klimaschutz durch ökonomische Instrumente – Finanzverfassungsrechtliche, europa-

rechtliche und ökonomische Aspekte einer CO2-Abgabe, 1995, S. 30. 
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Zudem ist noch ein Charakteristikum, nämlich das Fehlen der Hot-Spot-Problematik, 

dass eine Gefährlichkeit oder Schädlichkeit entsprechender Emissionen oder Verhal-

tensweisen innerhalb der eigenen nationalen Grenzen nicht oder nur langfristig feststell-

bar ist, auch ein Grund für eine globale Kooperation. 

Bei der Klimapolitik muss man mit dem Problem ´Trittbrettfahrer´ konfrontieren und 

Rücksicht auf Entwicklungsländer nehmen. Da der einzelne Staat bei der Durchführung 

der den Treibhauseffekt vermeidenden Maßnahmen keinen direkten ökonomischen Nut-

zen, sondern volkswirtschaftlich zunächst nur unrentable Kosten hat und wegen des All-

mendecharakters der globalen Güter er vom Nutzen entsprechender Maßnahmen, die an-

dere Staaten ergreifen, nicht ausgeschlossen werden könnte („Trittbrettfahrer“), ent-

wickelt der einzelne Staat deshalb kein Interesse daran, diese Abfall- und Nebenprodukte 

zu vermeiden oder zu beseitigen, sondern wählt lieber die Trittbrettfahreroption
32

. 

Jedes einzelne Land der Erde trägt mehr oder weniger zur Klimakatastrophe bei und ist 

gleichzeitig auch von der drohenden Klimaänderung betroffen, so dass Industrie- und 

Entwicklungsländer eine gemeinsame Verantwortung tragen, die dabei aber unterschied-

licher Natur ist, wobei insbesondere die Industrieländer in der Verantwortung stehen. Zu 

drei Vierteln sind es die Industrieländer, die derzeit mit ihren Emissionen und Aktivitäten 

das Weltklima gefährden
33

. Entwicklungsländer tragen auch durch eine starke Industria-

lisierung zum ökologischen Kollaps bei. Dennoch sollten Entwicklungsländer als mehr 

Leidtragende der drohenden Klimaänderung berücksichtigt werden, weil die Landwirt-

schaft, die durch die Klimaänderung überdurchschnittlich stark betroffen sein wird, einen 

sehr großen Anteil am Bruttosozialprodukt der Entwicklungsländer hat. 

Daher stellt sich die Frage, auf welche Weise die ökonomisch-rationale Trittbrettfahrer-

option möglichst unattraktiv gestaltet werden kann und wie die ökonomischen Span-

nungsverhältnisse um den Ausstoß der Treibhausgase zwischen Industrieländern und 

Entwicklungsländern ohne Verhinderung der nachhaltigen Entwicklung gelöst werden 

können. Als erster Schritt sind entsprechende internationale Abkommen, die solche Prob-

leme regulieren sollen, erforderlich. 

                                                 

32
 Vgl. J. Weimann, Umweltökonomik, 1991, S. 52 ff.; W.W. Pommerehne/F. Schneider, Wie steht’s mit 

den Trittbrettfahrern, ZGesStw, 1980, S. 286 ff.  
33

 Die für die Erderwärmung hauptsächlich verantwortlichen Kohlendioxidemissionen, die aus der Ver-

brennung fossiler Energieträger resultieren, stammen zu rund 95 % - kumulativ seit ca. 100 Jahren – aus 

den Industrieländern des Nordens. Enquete-Kommission „Schutz der Erdatmosphäre“ des Deutschen 

Bundestages (Hrsg.), a.a.O., S. 19.  
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2. Klimaschutz und internationale Politik 

 

Die internationale Klimaschutzpolitik ist im Wandel begriffen. In der Vergangenheit ori-

entierte sie sich allein an der Formulierung globaler Umweltschutzziele und verlangte 

von Ländern lediglich die nationale Umsetzung der entsprechenden Ziele aus eigenem 

Antrieb. Die heutige Tendenz in der Klimaschutzpolitik stellt durch internationale Kon-

ventionen eine Verbindlichkeit höheren Grades dar. Die internationalen Aktionen zum 

Klimaschutz fingen schon 1957 an
34

. Die wichtigen Abkommen oder Handlungsträger 

von ihnen sind die Folgenden: 

- UNEP (United Nations Environmental Programme): Die frühen völkerrechtli-

chen Umweltregelungen erschöpften sich darin, konkurrierende staatliche In-

teressen für die dauerhafte Nutzbarkeit der natürlichen Ressourcen einzu-

schränken und zu balancieren
35

. Die erste Umweltkonferenz der UNO in 

Stockholm 1972 gab den Anstoß zur Einrichtung des UNEP. Es spielte in der 

Folgezeit eine wichtige Rolle bei der Initiierung und Verhandlung zahlreicher 

regionaler und globaler Umweltschutzabkommen
36

. Seit der Konferenz von 

Stockholm wurden neue medienübergreifende Umweltprobleme mit oftmals 

globalen Auswirkungen wie der Treibhauseffekt als wichtige Agenda behan-

delt
37

. 

- KRK (Klimarahmenkonvention): Als Ergebnis der Weltklimakonferenzen 

1979 und 1988 entstand das Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen 

über Klimaveränderungen vom 9. Mai 1992,
38

 das auf der Konferenz in Rio 

                                                 

34
 Das Geophysikalische Jahr schafft Grundlagen für die weltweite Klimaforschung. P. Borsch/J.-F. Hake 

(Hrsg.), Klimaschutz – Eine globale Herausforderung, 1998, S. 247. 
35

 H.-J. Koch (Hrsg.), Umweltrecht, 2002, § 1 Rdnr. 4; A. Epiney/M. Scheyli, Strukturprinzipien des Um-

weltvölkerrechts, 1998, S. 20. 
36

 Vgl. H.-J. Koch (Hrsg.), a.a.O., S. 4 f.; M. Kilian, Umweltschutz durch internationale Organisationen, 

1987, S. 234-293; P. Borsch/J.-F. Hake (Hrsg.), a.a.O., S. 247. 
37

 H.-J. Koch (Hrsg.), a.a.O., § 1 Rdnr. 6. 
38

 H. Hohmann, Ergebnisse des Erdgipfels von Rio, NVwZ 1993, S. 311 ff.; R. Verheyen, Der Beitrag des 

Völkerrechts zum Klimaschutz – Globale Aufgaben, globale Antworten, in: H.-J. Koch/J. Casper 

(Hrsg.), Klimaschutz im Recht, 1997, S. 35 ff.; J. Heister, Der internationale CO2-Vertrag-Strategien zur 

Stabilisierung multilatenaler Kooperation zwischen souveränen Staaten, 1997, S. 76 f.; Art. 2: to achieve, 

<...>, stabilization of greenhouse gas concentration in the atmosphere at a level that would prevent dan-

gerous anthropogenic interference with the climate system. Such a level should be achieved within a 
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von den meisten Staaten unterzeichnet wurde
39

. Das Ziel der KRK liegt nach 

Art. 2 darin, die Treibhausgasemissionen auf einem Niveau unterhalb der Ge-

fährdungsschwelle einer vom Menschen verursachten Störung des Klimasys-

tems zu stabilisieren
40

. Dieser Vertrag enthält jedoch keinerlei Verpflichtun-

gen für die Vertragsparteien. Die Vertragsstaaten der KRK sind, um eine 

Rücksichtnahme auf die Entwicklungsländer zu gewährleisten, in Entwick-

lungsländer und Industrieländer (aufgelistet in Annex I der Konvention), die 

über allgemeinen Pflichten hinaus gemäß Art. 4 Abs. 2 lit. a), b) die speziel-

len Pflichten übernommen haben, eingeteilt
41

. Trotz der unterschiedlichen 

Behandlung der KRK bedeutet dies ein neues Konzept einer „gemeinsamen 

Umsetzung“ („Joint Implementation“) klimaschützender Maßnahmen, da sie 

eine Kooperation aller Vertragsstaaten, d.h. auch die Einbeziehung von Ent-

wicklungsländern (sog. Nicht-Annex I Staaten) vorsieht
42

. Die KRK hat trotz 

ihrer monumentalen Bedeutung für eine globale Kooperation zum Klima-

schutz den wesentlichen Schwachpunkt, dass abgesehen von Berichtspflichten 

Verifikationsregeln bisher vollkommen fehlen, was ein großes Manko für die 

Effektivität und Weiterentwicklung der Konvention ist, da Sanktionsmecha-

nismen in der KRK nicht vorgesehen sind
43

. Darüber hinaus kann man aus 

dem Art. 4 Abs. 2 keine quantifizierte Reduktionsverpflichtung nach dem 

Willen der Vertragsstaaten ableiten, da lediglich das allgemein gehaltene Ziel 

formuliert wird, langfristig die anthropogenen CO2-Emissionen und die ande-

ren Treibhausgase auf das Niveau von 1990 zurückzufahren. Insoweit ist Art. 

4 Abs. 2 KRK als unverbindlich anzusehen. Folglich ist im bezug auf die 

                                                                                                                                                 

 

time frame sufficient to allow ecosystems to adapt naturally to climate change, to ensure that food pro-

duction is not threatened and to enable economic development to proceed in a sustainable manner. 
39

 Bis zum 1. Juli: 1992 lagen 156 Unterschriften vor. Bis Ende 1993 wurde das Abkommen von 52 

Ländern ratifiziert. Es ist seit dem 21. März 1994 in Kraft. 
40

 M. Kloepfer, Umweltrecht, 2004, § 17 Rdnr. 50. 
41

 J. Heister, a.a.O., S. 77 f. 
42

 M. Pohlmann, Kyoto Protokoll: Erwerb von Emissionsrechten durch Projekte in Entwicklungsländern, 

2003, S. 33. 
43

 J. Heister, a.a.O., S. 80; O. Grrene/ J.E. Salt, Verification Issues in the Development of an Effective Cli-

mate Change Convention, in: World Ressource Review 5 (3) 1993, S. 271 – 285. 
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konkrete und verbindliche Ausgestaltung der Pflicht auf das Kyoto Protokoll 

zu warten
44

. 

- Kyoto-Protokoll: Eine Konkretisierung der Klimarahmenkonvention erfolgte 

durch das Kyoto-Protokoll
45

. Es ist auf der Dritten Vertragskonferenz im De-

zember 1997 verabschiedet worden. Während sich aus dem früheren Vertrag 

keine konkrete und verbindliche Verpflichtungen für die Vertragsparteien er-

gaben, enthielt erst das Kyoto-Protokoll vom 11. 12. 1997 solche für den Fall 

der Nichterfüllung der auf einzelne Staaten quantifizierten Reduktionspflich-

ten
46

. Gemäß Art. 3
47

 sind Vertragsstaaten innerhalb des Zeitraums von 2008 

bis 2012 verpflichtet, ihre Emissionen der festgelegten sechs Treibhausgase
48

 

um mindestens 5 % unter das Niveau von 1990 zu senken, wobei für die EU-

Staaten eine Emissionsreduktion in Höhe von 8 % vorgeschrieben wird. Die 

EU hat sich deshalb am 16. 6. 1998 darauf geeignet, eine Minderungslasten 

innerhalb der Europäischen Gemeinschaft zu verteilen, weshalb Deutschland 

21% seiner Treibhausgasemissionen reduzieren muss
49

. Anderen Staaten, bei-

spielsweise Norwegen, Australien und Island, bewilligt das Protokoll dagegen 

sogar einen Emissionsanstieg um 10%
50

.  

 

3. Erfolge und Defizite der Klimaschutzpolitik 

 

                                                 

44
 M. Klopfer, a.a.O., § 17 Rdnr. 56. 

45
 Text des Kyoto-Protokolls in: S. Oberthür/H.E. Ott, The Kyoto Protocol – International Climate Policy 

for the 21
st
 Century, 1999, S. 313 ff. 

46
 R. Sparwasser/R. Engel/A. Vosskuhle, Umweltrecht, 5. Aufl. 2003, § 10 Rdnr. 463, 466; M. Klopfer, 

a.a.O., § 17 Rdnr. 84. 
47

 Art. 3 Abs. 1, “The Parties included in Annex I shall, individually or jointly, ensure that their aggregate 

anthropogenic carbon dioxide equivalent emissions of the greenhouse gases listed in Annex A do not 

exceed their assigned amounts, calculated pursuant to their quantified emission limitation and reduction 

commitments inscribed in Annex B and in accordance with the provisions of this Article, with a view to 

reducing their overall emissions of such gases by at least 5 per cent below 1990 levels in the commit-

ment period 2008 to 2012”, in: S. Oberthür/H.E. Ott, The Kyoto Protocol – International Climate Policy 

for the 21
st
 Century, 1999, S. 315. 

48
 Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4), Distickstoffoxid (N2O), Schwefelhexaflourid (SF6), perfluorierte 

Kohlenwasserstoffe (FKW) und teilhalogenierte Fluorkohlenwasserstoffe (H-FCKW). 
49

 R. Sparwasser/R. Engel/A. Vosskuhle, a.a.O., § 10 Rdnr. 463. 
50

 S. Breier, Die Sonderversammlung der Vereinten Nation in New York, NuR 1998, S. 412; R. Schmidt, 

Einführung in das Umweltrecht, 6. Aufl., 2001, S. 232; K.L. Mehrbrey, Verfassungsrechtliche Grenzen 

eines Marktes handelbarer Emissionsrechte, Untersuchung eines sogenannten marktwirtschaftlichen 

Umweltschutzinstruments – dargestellt am Beispiel der Luftreinhaltung, Schrift zum Umweltrecht Bd. 

126, 2003, S. 28. 
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Die internationale Klimaschutzpolitik hat durchaus beachtenswerte Erfolge vorzuwei-

sen
51

. Mit dem Kyoto-Protokoll wurden erstmals materielle Pflichten für die Industrie-

staaten über das Jahr 2000 hinaus formuliert. Das Bewusstsein für die Klimaproblematik 

ist in aller Welt gewachsen. Dank der Klimaschutzpolitik ist die Energiefrage als ein 

UNO-Thema aufgetaucht. Der SBI (Subsidiary Body for Implementation), das Organ für 

Überprüfung der Umsetzung der Vereinbarungen, findet wachsendes Interesse. 

Obwohl die Habenseite der Klimaschutzpolitik stark zählt, wiegt ihre Sollseite sehr 

schwer. Von ihrer Sollseite stehen die Defizite internationaler Umweltpolitik bei der O-

perationalisierung, d.h. der Herausformung von internationalen bzw. international wir-

kenden Instrumenten. Während das Kyoto-Protokoll die konkrete Ziellinie der Reduktion 

der CO2-Emissionen nach sozioökonomischer Lage der Vertragsstaaten enthielt, wurden 

konkrete politische Maßnahmen zur Umsetzung dieser Reduktionsverpflichtungen sowie 

Sanktionen für den Fall der Nichteinhaltung allerdings nicht beschlossen. Die zahl-

reichen Umgehungsmöglichkeiten sind zu kritisieren
52

. So wird mit Inkrafttreten des Pro-

tokolls die Möglichkeit des Handels mit Emissionsrechten eröffnet (Art. 17)
53

, ohne dass 

man sich bislang auf konkrete Regeln für diesen internationalen Emissionshandel einigen 

konnte
54

. Nur wenn es nach Art. 25 von mindestens 55 Parteien ratifiziert wird und sich 

darunter eine Anzahl von Annex I-Parteien befindet, die für mindestens 55 % der CO2-

Emissionen des Jahres 1990 verantwortlich waren
55

, dann tritt das Kyoto-Protokoll in 

Kraft
56

. 

Diese Quote war ohne Russland nicht zu erreichen, nachdem die USA und Australien als 

zwei der größten Industriestaaten abgelehnt haben. Da der Ratifizierungsprozess in Russ-

                                                 

51
 Vgl. P. Borsch/J.-F. Hake (Hrsg.), a.a.O., 1998, S. 283 ff. 

52
 Vgl. Rat von Sachverständigen für Umweltfragen, Gutachten 1998, BT-Drs. 13/10195, Rdnr. 386 ff. 

53
 Art. 17 “The Conference of the Parties shall define the relevant principles, modalities, rules and guide-

lines, in particular for verification, reporting and accountability for emissions trading. The Parties in-

cluded In Annex B may participate in emissions trading for the purposes of fulfilling their commitments 

under Article 3. Any such trading shall be supplemental to domestic actions for the purpose of meeting 

quantified emission limitation and reduction commitments under that Article.” in: S. Oberthür/H.E. Ott, 

a.a.O., 1999, S. 328. 
54

 Daher könnten Industrieländer insbesondere von Russland historische Emissionsreduktionen („hot air“) 

der Jahre 1990 – 1995 kaufen und auf eigene Klimaschutzmaßnahmen verzichten. R. Schmidt, Ein-

führung in das Umweltrecht 6. Aufl., 2001, S. 232. 
55

 FAZ von 6. 11. 1999, S. 1, „Neue Hoffnung für den Umweltschutz. Trittin zieht positive Bilanz des 

Bonner Gipfels“. 
56

 Art. 25 Abs. 1 „This Protocol shall enter into force on the ninetieth day after the date on which not less 

than 55 Parties to the Convention, incorporating Parties included in Annex I which accounted in total for 

at least 55 per cent of the total carbon dioxide emissions for 1990 of the Parties included in Annex I, 

have deposited their instruments of ratification, acceptance, approval or accession.” in: S. Oberthür/H.E. 

Ott, a.a.O., 1999, S. 331; R. Sparwasser/R. Engel/A. Voßkuhle, a.a.O., § 10 Rdnr. 467. 
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land, das 17,4% der CO2-Emissionen repräsentiert
57

, im Nov. 2004 abgeschlossen wurde, 

und demnach die Voraussetzungen für das Inkrafttreten des Protokolls vorlagen, ist das 

Protokoll im Feb. 2005 schließlich in Kraft getreten
58

. 

                                                 

57
 Die bereits bis März 2003 teilnehmenden 106 Staaten repräsentieren 43,9%. 

58
 www. spiegel. de/politik/ausland/0, 1518, 326506, 00, html. 
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 C. Klimaschutz in den deutschen und europarechtlichen 

Regelungen 

 

I.  Klimaschutz in deutschen Gesetzen 

 

1. Klimaschutz in der Verfassung 

 

a) Die subjektiv-rechtlichen Regelungen der Verfassung 

Bevor der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen in Art. 20a GG verankert wurde, 

enthielt das Bonner Grundgesetz keine ausdrückliche Staatsaufgabe „Umweltschutz“. 

Darüber hinaus enthält das Grundgesetz kein allgemeines Grundrecht auf Schaffung oder 

Erhaltung einer sauberen und gesunder Umwelt
59

. Die natürliche Umwelt wird lediglich 

bei einem Eingriff in umweltrelevante Grundrechte oder durch die Schutzfunktion der 

Grundrechte in engen Grenzen geschützt
60

. 

Das in grundrechtlich geschützten Rechtspositionen verletzte Individuum hat aufgrund 

des abwehrrechtliches Charakters der Grundrechte einen Abwehranspruch gegen ge-

sundheitsgefährdende Umweltbelastungen. Der Abwehranspruch richtet sich gegen den 

Staat und die von ihm selbst verursachten Umweltbeeinträchtigungen. Diese Abwehr-

funktion läuft hier aber leer, da die meisten Umweltbeeinträchtigungen auf die summier-

ten umweltverschmutzenden Tätigkeiten Privater zurückzuführen sind, und es diesen 

Grundrechten, um als Abwehrrecht gegen Privatpersonen fungieren zu können, an der 

hier für notwendigen Drittwirkung fehlt
61

. 

                                                 

59
 Zur Diskussion um die rechtspolitische Forderung nach Einfügung eines solchen Grundrechts vgl. S. 

Hobe, Menschenrechte auf Umweltschutz? – Bestand und Begründungsmöglichkeiten, ZUR 1994, 15 

ff.; H. Schulze-Fielitz, in: H. Dreier (Hrsg.), GG, Bd. II, 1998, Art. 20a, Rdnrn. 1 ff. Dazu noch blieben 

entsprechende Anträge zu einer Verfassungsänderung erfolglos. BT-Drs. 10/990; 11/604; 11/663. 
60

 Vgl. M. Kloepfer, Zum Grundrecht auf Umweltschutz, 1978, S. 8 ff. 
61

 R. Schmidt, Einführung in das Umweltrecht, 6. Aufl. 2001, § 2 Rdnr. 6; R. Sparwasser/R. Engel/A. 

Vosskuhle, a.a.O., § 1 Rdnr. 156; J. Ipsen, Staatsrecht II, 3. Aufl. 2000, Rdnr. 57 ff.; B. Pieroth/B. 

Schlink, Grundrechte – Staatsrecht II, 16. Aufl. 2000, Rdnr. 173 ff. 



 

 

21 

Nach herrschender Lehre
62

 und ständiger Rechtsprechung des BVerfG
63

 kommt eine 

Schutzpflichtendimension, die die staatliche Gewalt zum Handeln verpflichtet, den 

Grundrechten des GG zu. Der Schutzpflichtenaspekt der Grundrechte ist gerade auch für 

eine Gefährdung durch Umweltbeeinträchtigungen in vielerlei Hinsicht wichtig, wegen 

Luftverunreinigungen, weil grundrechtliche Schutzpflichten vom Staat verlangen, die in-

dividuellen Rechtsgüter seiner Bürger vor Naturkatastrophen und Einwirkungen anderer 

Staaten
64

 sowie vor Verletzungen oder Gefährdungen durch private Dritte zu schützen
65

. 

Umweltschutz durch grundrechtliche Schutzpflicht führt jedoch zu Schwierigkeiten. Zum 

einen besitzt der Gesetzgeber, der Adressat der verfassungsrechtlichen Schutzpflicht ist, 

bei der Erfüllung seiner Schutzpflicht einen weiten „Einschätzungs-, Wertungs- und Ges-

taltungsspielraum“
66

. Somit ist diese Pflicht nur dann verletzt, wenn der Staat Schutzvor-

kehrungen überhaupt nicht getroffen hat oder die getroffenen Regelungen bzw. Maß-

nahmen völlig ungeeignet sind, den Schutzgegenstand zu schützen
67

. Zum anderen lässt 

sich das „ökologische Existenzminimum“, das Entscheidungskriterium sein soll, nicht 

eindeutig bestimmen. Dementsprechend hat das BVerfG eine pflichtwidrige Verletzung 

der gesetzgeberischen Schutzpflicht in allen bisher von ihm entschiedenen Fällen ver-

neint
68

.  

Neben Art. 20a GG haben insbesondere das Recht auf Leben und körperliche Unver-

sehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) und das Recht auf Eigentum (Art. 14 Abs. 1 GG) eine 

umweltrelevante Bedeutung. 

(a) Art. 2 Abs. 2 GG. 

                                                 

62
 J. Isensee, Das Grundrecht als Abwehrrecht und staatliche Schutzpflicht, in: J. Isensee/P. Kirchhof 

(Hrsg.), HdStR, Bd. V, 1992, § 111 Rdnr. 77 ff.; J. Dietlein, Die Lehre von den grundrechtlichen 

Schutzpflichten, 1992, S. 62 ff.; G. Robbers, Sicherheit als Menschenrecht, 1987, S. 121 ff.; G. Hermes, 

Das Grundrecht auf Schutz von Leben und Gesundheit, 1987, S. 43 ff. 
63

 BVerfGE 39, 1 (41 ff.); 46, 160 (164 f.); 49, 24 (53 ff.); 57, 250 (284 f.); 64, 261 (275); 66, 39 (61); 77, 

170 (214 ff.) 
64

 G. Robbers, a.a.O., S. 121 ff.; J. Dietlein, a.a.O., S. 102; andere Ansicht J. Isensee, Das Grundrecht auf 

Sicherheit, 1983, S. 30 f. 
65

 R. Sparwasser/R. Engel/A. Vosskuhle, a.a.O., § 1 Rdnr. 157. 
66

 R. Sparwasser/R. Engel/A. Vosskuhle, a.a.O., § 1 Rdnr. 158; BVerfGE 79, 175 (202). 
67

 R. Sparwasser/R. Engel/A. Vosskuhle, a.a.O., § 1 Rdnr. 158; BVerfGE 79, 175 (202). 
68

 Schutz vor atomaren Gefahren: BVerfGE 49, 89 (140 ff.) – Kalkar; BVerfGE 53, 30 (57 ff.) – Müllheim-

Kärlich, Schutz vor Straßenverkehrslärm: BVerfGE 79, 174 (201 f.), Schutz vor Fluglärm: BVerfGE 56, 

54 (73 ff.), Schutz vor Ozonzerstörung: BVerfG, NJW 1996, 651, Schutz vor Elektrosmog: BVerfG, 

NJW 1997, 2509 – Elektrosmog I; BVerfG, DÖV 2002, 521 f. – Elektrosmog II.; R. Sparwasser/R. 

Engel/A. Vosskuhle, a.a.O., § 1 Rdnr. 160. 
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Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG stellt das Grundrecht jedes einzelnen auf Leben und körperliche 

Unversehrtheit dar. Die Begriffe „Leben“ und „körperliche Unversehrtheit“ setzen be-

stimmte Umweltbedingungen notwendigerweise voraus, wie z. B. saubere Luft zum At-

men, reines Wasser zum Trinken oder bestimmte Wohnmöglichkeiten
69

. Zwar sind keine 

umweltspezifischen Verfassungsaussagen im Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG eingeschlossen, wohl 

aber mittelbar umweltschützende Teilgewährleistungen mit seiner Abwehrfunktion ver-

bunden. Trotz der theoretischen Schutzfunktion des Art. 2 Abs. 2 GG ist die Effektivität 

dieses Abwehranspruchs im Bereich des Klimaschutzes nur sehr gering, da die Schäden 

der Klimaänderung oder des Treibhauseffekts nicht individuell betrifft und darüber hin-

aus die meistens ökologischen Summations- und Distanzschäden nicht vom Staat son-

dern von der Allgemeinheit verursacht werden
70

. Darüber hinaus lässt sich auch aus den 

Grundrechten abgeleiteter objektiv-rechtliche Schutzpflicht kein subjektives Recht ablei-

ten, da die Erwärmung der Atmosphäre als Folge des Treibhauseffekts nur in Zeiträumen 

über Jahrzehnte messbar ist, d.h. eine konkrete Rechtsgutsgefährdung nicht feststellbar 

ist
71

. 

(b) Art. 14 Abs. 1 GG 

Art. 14 Abs. 1 GG schützt das Eigentum des Bürgers vor Eingriffen des Staates. Im Zu-

sammenhang mit dem Schutz vor Umwelteinwirkungen ist es hauptsächlich das Eigen-

tum, das einen Vermögenswert hat. Dies ist vor allem bei Nutzpflanzen und –tieren der 

Fall
72

. Wenn Umweltgüter wie Klima, Wasser oder Meer keinen Vermögenswert haben, 

oder kein Eigentum von jemandem sind, werden sie somit vom Geltungsbereich des Art. 

14 Abs. 1 GG ausgeschlossen. 

Ferner ist ein sich durch Art. 14 Abs. 1 GG ergebender Abwehranspruch gegen klimare-

levantes Verhalten wie bei Art. 2 Abs. 2 GG mangels individueller Betroffenheit un-

durchsetzbar. Wenn auch durch die Klimaveränderung Schäden am Eigentum des Bür-

gers entstehen würden, bliebe nicht nur ein Abwehranspruch gegen den Eingriff, sondern 

auch die objektiv-rechtliche Schutzpflicht des Staates gesperrt, da wegen des sich nur in 

                                                 

69
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 J. Caspar, a.a.O., S. 370. 
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Zeiträumen über mehreren Jahrzehnte messbar niederschlagenden Phänomens der Er-

wärmung der Atmosphäre keine konkrete Rechtsgutsgefährdung feststellbar ist
73

. 

b) Die objektiv-rechtliche Regelung der Verfassung 

Art. 20a GG fügt sich nicht in die Gliederung des Grundgesetzes, trotz des langen Rin-

gens um dessen grundgesetzliche Verankerung
74

. Diese Position gewann der Art. 20a GG 

infolge der Pläne, die Verantwortung des Staates für die „natürlichen Lebensgrundlagen 

des Menschen“ verfassungsrechtlich zu proklamieren, aufgrund dessen, dass kein rechts-

praktisches Regelungsinteresse verfolgt wurde
75

. Man meinte die Glaubwürdigkeit der 

Verfassung dadurch schützen zu können, dass unpraktische und undeutliche Dinge nicht 

versprochen werden sollten. 

Art. 20a GG stellt eine sogenannte Staatszielbestimmung dar
76

. Dies ist eine „Verfas-

sungsnorm mit rechtlich bindender Wirkung, die der Staatstätigkeit die fortdauernde Be-

achtung oder Erfüllung bestimmter Aufgaben – sachlich umschriebener Ziele – vor-

schreibt. Sie umreißt ein bestimmtes Programm der Staatstätigkeit und ist dadurch eine 

Richtlinie oder Direktive für das staatliche Handeln, auch für die Auslegung von Geset-

zen und sonstigen Rechtsvorschriften.“
77

 Die Staatszielbestimmung des Art. 20a GG hat 

damit nur einen objektiv-rechtlichen Charakter. Adressat dieser Staatszielbestimmung ist 

ausschließlich der Staat. Art. 20a GG gewährt kein subjektives Recht d.h., dass der ein-

zelne Bürger wegen einer Verletzung der Umweltschutzpflicht keine Klage erheben 

kann
78

. Wird in die Umweltrechte des Einzelnen eingegriffen, kann dieser nur aufgrund 

bestehender Grundrechte wie zum Beispiel Art. 1, 2 und 14 GG Klage erheben. M.a.W. 

werden Umweltgüter als solche von den grundrechtlichen Schutzpflichten nur dann er-

fasst, wenn es sich bei ihnen um Individualrechtsgüter handelt. Darüber hinaus taucht das 

                                                 

73
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systematische Problem auf, dass es deutliche Schutzlücken gibt, hinsichtlich des Schut-

zes der Umwelt um ihrer selbst willen
79

.  

Trotz dieser systematischen Schutzlücke spielt die Staatszielbestimmung in Art. 20a GG 

hinsichtlich jener Umweltbelastungen, die meistens durch das Verhalten von Privatperso-

nen verursacht werden, eine wichtige Rolle durch ihren Handlungs- und Konkretisie-

rungsauftrag und als normative Richtlinie für den parlamentarischen Gesetzgeber
80

. 

Durch die Normierung des Staatszieles „Umweltschutz“ hat hinsichtlich des Umwelt-

schutzes der staatliche Schutzauftrag eine wesentliche Stärkung erfahren. Unbeschadet 

der eigenständigen Funktion dieses Staatsziels enthalten die grundrechtlichen Schutz-

pflichten daher eine zusätzliche Stärkung, welche die Anforderungen des Untermaßver-

bots
81

 im Sinne einer Gewichtungsverstärkung des Schutzgutes beeinflusst, soweit es 

sich um Bekämpfung von Umweltabgaben handelt
82

. 

Die durch die Emissionen drohenden Schäden, namentlich die großflächigen Waldschä-

den, die Zerstörung der stratosphärischen Ozonschicht sowie die Steigerung des Treib-

hauseffekts mit unabsehbaren Risiken für die Menschheit beziehen sich ganz zweifellos 

auf die in Art. 20a GG unter staatlichen Schutz gestellten natürlichen Lebensgrundlagen, 

und zwar auch für die künftigen Generationen, welche in Art. 20a GG explizit erwähnt 

werden. Daher soll Deutschland ohne Zweifel die verfassungsrechtliche Verpflichtung 

erfüllen, sowohl eine zutreffende staatliche Klimaschutzpolitik zu konzipieren als auch 

bei der internationalen Zusammenarbeit an wirksamen, völkerrechtlichen Vereinbarun-

gen mitzuwirken. 

 

2. Öffentlich-rechtlicher Klimaschutz – insbesondere Bundes-Im-

missionsschutzgesetz 

 

a)  Bundes-Immissionsschutzgesetz  
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(a) Einführung 

Die zentrale Rechtsgrundlage für den öffentlich-rechtlichen Klimaschutz in Deutschland 

ist das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG). Im Mittelpunkt des durch BImSchG 

geregelten Immissionsschutzes stehen Luftreinhaltung und Lärmbekämpfung als Hand-

lungsgegenstände. Der Schutz vor Immissionen zählt zum Kernbereich des modernen 

Umweltrechts, ist der Sache nach allerdings nicht neu. Neben dem zivilrechtlichen Ab-

wehranspruch insbesondere gegen wesentliche nachbarliche Einwirkungen auf das 

Grundeigentum in Gestalt von Immissionen hat sich aufgrund der Industrialisierung im 

19. Jh. schon relativ früh auf polizeirechtlicher Grundlage auch ein öffentlich-rechtliches 

Immissionsschutzrecht als Sonderrecht der gewerblichen Immissionen entwickelt
83

. Auf 

dieser Regelung basierten die Gewerbeordnung des Norddeutschen Bundes von 1869 

bzw. die Reichsgewerbeordnung von 1900. Hinzu kamen mehrfache Änderungen und 

Ergänzungen durch Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Bundes und der Länder. In 

Folge des Strebens nach Vereinheitlichung wurde das BImSchG von 1974 gegeben
84

. 

Emissionen und Immissionen sind begrifflich zu unterscheiden. Nach der Legaldefinition 

in § 3 BImSchG handelt es sich bei Emissionen um die von einer Quelle ausgehenden 

Teilchen oder Wellen, bei Immissionen um die an der Einwirkungsstelle auftretenden 

Beeinträchtigungen, das heißt um die durch Emissionen an bestimmten Standorten in der 

Umgebung der Störquelle herbeigeführten Einwirkungen. 

(b)  Der Klimaschutz als Element der Grundpflichten der Anlagenbetreiber 

Gemäß § 1 BImSchG ist es Ziel des BImSchG, Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, 

Wasser, Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umweltein-

wirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnlichen Vor-

gängen zu schützen. Damit ist das Gesetz nicht allein anthropozentrisch ausgerichtet
85

. 

Obwohl Klima als Schutzgut nicht explizit genannt wird, wird es in der Sache auch durch 

den Schutz der Atmosphäre geschützt
86

. Von der Erwähnung des Klimas in § 1 a Nr. 1 

des 9. BImSchG lässt sich auch weiterhin als Schutzgut des BImSchG ableiten.  
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Für den Bereich der genehmigungsbedürftigen Anlagen enthält der Grundpflichtenkata-

log des § 5 Abs. 1 im Hinblick auf den Klimaschutz drei überprüfungswürdige Rege-

lungselemente. Das ist zum ersten der Schutzgrundsatz des § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG, 

zum zweiten das Vorsorgegebot des § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG und zum dritten das E-

nergieeffizienzgebot des § 5 Abs. 1 Nr. 4.  

(1) Der Schutzgrundsatz des § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG 

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG dürfen weder schädliche Umwelteinwirkungen noch 

sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen für die Allgemein-

heit und die Nachbarschaft durch die Errichtung oder den Betrieb der Anlage hervorgeru-

fen werden
87

. Werden trotz dieser Verpflichtung schädliche Umwelteinwirkungen und 

sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen für die Allgemein-

heit und die Nachbarschaft durch die Errichtung oder den Betrieb der Anlagen hervorge-

rufen, so ist die zuständige Behörde nach § 17 Abs. 1 befugt, zur Erfüllung dieser Ver-

pflichtung nachträgliche Anordnungen zu treffen. Jedoch dürfen solche nachträglichen 

Anordnungen nur getroffen werden, wenn die Voraussetzungen des §17 Abs. 2 gegeben 

sind. 

Auf der Immissionsseite ist der Begriff der schädlichen Umwelteinwirkungen von zentra-

ler Bedeutung, denn hieran knüpfen z.B. Betreiberpflichten, Genehmigungs- und Anord-

nungsvoraussetzungen an
88

. Nach der Legaldefinition des § 3 Abs. 1 BImSchG sind 

schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG Immissionen, die nach Art, 

Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Beläs-

tigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen
89

. 

Nach dem Gesetzeswortlaut („nicht hervorgerufen werden können“) in § 5 Abs. 1 Nr. 1 

liegt die Gefahrenabwehrpflicht dann vor, wenn die negativen Effekte mit hinreichender, 
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dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz entsprechender Wahrscheinlichkeit durch die Immis-

sionen ausgelöst werden können, nicht wenn lediglich die bloße Möglichkeit einer künf-

tigen unzulässigen Beeinträchtigung auftaucht
90

. 

Nur soweit die Wahrscheinlichkeit hinreichend ist, greift die Schutz- bzw. Abwehrpflicht 

ein. Die Auffassung, für die Kausalität zwischen Immission und negativen Effekten (an-

ders als für die Kausalität zwischen Quelle und Immissionen) genüge generell eine abs-

trakte Störqualität
91

, ist abzulehnen. Um einen unverständlichen Bruch mit dem allgemei-

nen Sicherheitsrecht zu vermeiden, muss im Bereich der Schutz- und Abwehrpflicht ge-

nerell eine konkrete Gefährlichkeit bestehen, was eine nähere Bestimmung der Wahr-

scheinlichkeit erfordert. Das schließt natürlich nicht aus, durch Rechts- oder Verwal-

tungsvorschriften zu standardisieren und zu generalisieren und dabei das Auftreten be-

stimmter Immissionsmengen generell als Gefahr einzustufen. Welche Wahrscheinlichkeit 

in dieser Situation als ausreichend anzusehen ist, hängt vom Ausmaß des möglichen 

Schadens ab
92

: Je schwerwiegender Schadensart und Schadensfolgen sind, desto geringe-

re Anforderungen sind an die Wahrscheinlichkeit zu stellen
93

, was auch § 3 Abs. 1 der 12. 

BImSchV entspricht. Im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht wird zwar häufig da-

von gesprochen, dass eine entfernte Möglichkeit des Schadenseintritts nicht genügt. Aber 

dem tritt eine äußerst weit gehaltende Ansicht entgegen, welche davon ausgeht, dass ge-

rade im Immissionsschutzrecht die Relativität der erforderlichen Wahrscheinlichkeit 

stärker betont werden müsse
94

, so dass, wenn sehr große Schäden, etwa Gesundheitsge-

fahren für eine Vielzahl von Personen drohen, bereits eine vergleichsweise geringe 

Wahrscheinlichkeit genügen könne. Dennoch enthält diese operative Relativierung der 

Wahrscheinlichkeit das gravierende Problem, dass eine geringe Wahrscheinlichkeit rela-

tiv begrenzter Schäden keine Gefahr konstituiert, auch wenn die Schäden wegen der 

Vielzahl der Fälle immer wieder auftreten. Noch schwieriger ist die Sachlage, wenn die 

Wahrscheinlichkeit nicht angegeben werden kann, sei es, weil der entsprechende Sach-
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verhalt in der gegebenen Zeit nur unzureichend aufgeklärt werden kann, sei es, weil ent-

sprechende Erfahrungssätze fehlen. Bei einer derartigen Sachlage ist die Bejahung einer 

Gefahr außerordentlich problematisch. Reine Spekulation genügen dafür nicht
95

. Und 

drohende Schäden, die sich jeder Erfahrung und Berechenbarkeit entziehen, stellen keine 

Gefahr dar
96

.  

Es wird oft vertreten, dass Maßnahmen aufgrund eines bloßen Verdachts einer Gefahr 

keine Gefahrenabwehr, sondern „Vorsorge“ seien. Einige formulieren hier sehr deutlich: 

Wenn sogar die Möglichkeit eines Schadeneintritts ungewiss sei, wenn also Unklarheiten 

schon bei Ermittlung des zu beurteilenden Sachverhalts bestehen, aufgrund dessen dann 

eine Prognose erfolgen soll, dann könne von Gefahr im Rechtssinne gar nicht gesprochen 

werden. Es liege nur „ein Gefahrenverdacht unterhalb der Gefahrenschwelle“ vor
97

. Ein 

passendes Beispiel dafür ist die vielfach befürchtete Klimakatastrophe durch CO2-

Emissionen: Solange man sich nicht restlos klar darüber ist, ob diese Emissionen über-

haupt geeignet sind, eine relevante Klimaveränderung zu erzeugen, könne man nicht von 

einer Gefahr, sondern nur von einem Gefahrverdacht sprechen. Die CO2-Emissionen sei-

en nicht mit Sicherheit, sondern nur mit äußerst großer Wahrscheinlichkeit gefährlich. 

Da der Schutzgrundsatz des § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG die Zurechenbarkeit bestimmter 

schädlicher Umwelteinwirkungen zu der emittierenden Anlage voraussetzt, kommt Ge-

fahrenabwehr nicht in Betracht. In Form von Immissionsgrenzwerten wird dort angege-

ben, wo die Schwelle zur hinreichenden Schädigungswahrscheinlichkeit jeweils über-

schritten wird
98

. In einer Vielzahl von Fällen sind empirisch begründete Wahrscheinlich-

keitsaussagen zur Schädlichkeit einer Immission aber nicht möglich. Dies gilt insbeson-

dere für die Langzeitwirkungen sowie für den coergistische oder synergistische Effekt 

von Luftverunreinigungen. Der Wirkungsforschung fehlt es oftmals an verlässlichen und 

aussagekräftigen Meßmethoden oder an Modellen, die der hohen Komplexität der Bio-
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sphäre oder den verschiedenen Ökosystemen Rechnung tragen
99

. Gemäß § 26 BImSchG 

wird die Prognose der Gesamtimmissionen für den Einwirkungsbereich der Anlage er-

stellt. Nach allgemeiner Auffassung ist darunter diejenige Umgebung einer Emissi-

onsquelle zu verstehen, in der der von ihr ausgehende Immissionsbeitrag noch hinrei-

chend zuverlässig nachweisbar, d.h. eine individuelle Zurechnung möglich ist
100

. Ange-

sichts der großräumigen Verbreitung von Schadstoffen in der Atmosphäre verlieren sich 

einzelne Emissionen in einem Meer schädlicher Substanzen, so dass der räumliche 

Verbleib eines emittierten Stoffes oft nicht mehr zu ermitteln ist. Erst recht gilt dies für 

Umwandlungen, Anreicherungen und Kombinationen mit anderen schädlichen Substan-

zen
101

. Sind Verursachungspfade und Wirkungszusammenhänge in dieser Weise nicht 

nachvollziehbar, ist eine räumlich umrissene Immissionsprognose für die Anlage nicht 

mehr möglich. Daraus folgt, dass schädliche Auswirkungen einer Anlage jenseits ihres 

feststellbaren Einwirkungsbereiches (Fernwirkungen) von der Abwehrpflicht nicht mehr 

erfasst werden
102

. 

(2) Das Vorsorgegebot des § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG 

Der oben erörterter Schutzgrundsatz des § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG verlangt nun aber 

auch zwingend, dass bestimmte Belastungsgrenzen („Gefahren, erhebliche Nachteile, er-

hebliche Belästigungen“) nicht überschritten werden. Wobei sich die Frage eines opti-

mierten Umweltschutzes insoweit nicht stellt. Erst im Rahmen des Vorsorgegebots, das 

mehr verlangt als lediglich die Erhaltung von Schutzgrenzen, kommt eine abwägende 

Betrachtung aller Umweltauswirkungen in Verbindung mit einer umweltpolitischen Prio-

ritätensetzung in Betracht. 

                                                 

99
 Beispielsweise geben isolierte Dosis-Wirkungs-Abschätzungen, bei denen festgestellt wird, ab welcher 

Menge ein Stoff bei einem bestimmten Rezeptor Wirkungen hervorruft, keinen Aufschluss über kumu-

lative, synergistische und langfristige Wirkungen von Stoffen. Probleme ergebe sich auch im Hinblick 

auf die Übertragbarkeit von Testergebnissen auf andere Rezeptoren (z.B. von Tierversuchen auf den 

Menschen) oder auf höhere biologische Komplexitätsebenen (z.B. von der Molekularebene auf die Ebe-

ne von Organismen oder Ökosystemen); zum Ganzen: D. Beyersmann, Nucleinsäure, 1971, S. 27 ff., 65 

ff.; Rat von Sachverständigen für Umweltfragen, Umweltgutachten 1987, Tz. 1667, 1672, 1684 ff., 1714 

ff., 1721. 
100

 OVG Lüneburg, GewArch 1980, 203, 206; B. Bender/R. Sparwasser/R. Engel, Umweltrecht, 4. Aufl., 

Rdnr. 8/108; H.D. Jarass, BImSchG, a.a.O., § 3 Rdnr. 21 ff.; C.-H. Ule/H.-W Laubinger, BImSchG, 

1980, § 3 Rdnr. 5. 
101

 G. Feldhaus, Rechtliche Instrumente zur Bekämpfung von Waldschäden, UPR 1987, S. 5. 
102

 BGHZ 102, 350 ff.; B. Bender, Zur staatshaftungsrechtlichen Problematik der Waldschäden, in: Ver-

wArch 77, 1986, 345 ff.; K.-H. Ladeur, Entschädigung für Waldsterben? – Die Grenzen des Haftungs-

rechts und die verfassungsrechtliche Institutsgarantie des Eigentums, DÖV 1986, S. 445 ff. 



 

 

30 

Diese Vorsorgepflicht unterscheidet sich von der Schutz- bzw. Abwehrpflicht des Abs. 1 

Nr. 1 nicht dadurch, dass sie sich auf die Zukunft bezieht, während Abs. 1 Nr. 1 auf die 

Gegenwart beschränkt ist
103

; Abs. 1 Nr. 1 erfasst künftige Umwelteinwirkungen, da die 

alle Umweltschäden, welche durch Abs. 1 Nr. 1 zu beseitigen sind, regelmäßig die Zu-

kunft betreffen. Der Unterschied liegt vielmehr darin, dass die Vorsorgepflicht nicht dem 

Schutz von konkret bzw. belegbar schädlichen Umwelteinwirkungen dient, sondern dem 

Entstehen solcher Umwelteinwirkungen generell vorbeugt
104

, also sich gegen potentiell 

schädliche Umwelteinwirkungen richtet
105

. Wie der Wortlaut des Abs. 1 Nr. 2 deutlich 

macht, erfolgt die Vorsorge vor allem durch eine Begrenzung der Emissionen entspre-

chend dem Stand der Technik und damit unabhängig von der Immissionssituation im 

Einwirkungsbereich. Damit können Vorsorgemaßnahmen schon dann geboten sein, wenn 

die Immissionen nicht oder noch nicht den Grad schädlicher Umwelteinwirkungen errei-

chen, also nur potentiell gefährlich sind
106

. Bei der potentiellen Gefährlichkeit genügt ein 

statistischer Zusammenhang zwischen Emissionen und Schaden
107

, ein abstraktes Be-

sorgnispotential. 

Durch die Neufassung wird sichergestellt, dass gegen unmittelbare Freisetzungen von 

Stoffen aus Leckagen einer Anlage in Boden, Wasser oder Luft bereits im Vorfeld einer 

Gefahr Vorsorge zu treffen ist, soweit sie nicht von den anderen einschlägigen Spezial-

gesetzen erfasst werden
108

. Durch das Vorsorgegebot des § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG 

können die klimarelevanten Abgase, insbesondere CO2-Emissionen endlich Gegenstand 

rechtlicher Kontrollen sein, während wegen der Unmöglichkeit der Immissionsprognose 

bei der Fernwirkung der klimarelevanten Abgase das Schutzgebot des § 5 Abs. 1 Nr. 1 

BImSchG nicht angewandt werden kann. Von dem Vorsorgegebot des § 5 Abs. 1 Nr. 2 

BImSchG können zwei Elemente zum Klimaschutz abgeleitet werden: Emissionsvermei-

dung und Energieeffizienz. 
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aa) Emissionsvermeidung 

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG muss bei der Errichtung und dem Betrieb einer geneh-

migungsbedürftigen Anlage (BImSchG) Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkun-

gen getroffen werden. Diese Vorsorgepflicht für genehmigungsbedürftige Anlagen ist 

durch die Verwaltungsvorschrift (TA Luft) für neue Anlagen in Nr. 2.2.1.4 und für Al-

tanlagen in Nr. 4.2 TA Luft, jeweils in Verbindung mit den schadstoffbezogenen Rege-

lungen der Nr. 3.1 und den anlagenspezifischen Regelungen der Nr. 3.3 TA Luft sowie 

den Mess- und Überwachungsregeln der Nr. 3.2 TA Luft konkretisiert
109

. Die Nr. 3.1.2 

TA-Luft stellt folgerichtig in den generellen Anforderungen zur Emissionsbegrenzung 

klar, dass die emissionsbegrenzenden Maßnahmen auch auf eine Verminderung der Mas-

senströme ausgerichtet sein müssen und das Verhältnis der Emissionsmengen zu den er-

zeugten oder verarbeiteten Produkten möglichst klein sein muss
110

. Danach sollen Ab-

gasreinigungseinrichtungen zum Einsatz kommen, wenn die primärseitigen Maßnahmen 

nicht ausreichend vorsorgend sind
111

. Die weitgehende Ausnutzung von Energie und 

Einsatzstoffen sind beispielhafte Maßnahmen. Eine optimale Energienutzung bzw. Ver-

minderung der Einsatzstoffe innerhalb einer Anlage kann die bei der Verbrennung ent-

stehenden Luftverunreinigungen verringern. Damit kann auch CO2 in dem Umfang redu-

ziert werden, in dem der Brennstoffverbrauch durch hohe energetische Wirkungsgrade, 

z.B. über energiesparende Gestaltung der Prozessabläufe und die Vermeidung von Ener-

gieverlusten usw. vermindert wird, obwohl die TA-Luft für CO2 keine Emissions- oder 

Immissionsgrenzwerte festgelegt hat, während sie für einige besonders umweltrelevante 

Stoffe (Staub, Blei, Cadmium, Chlor, Chlorwasserstoff, Kohlenmonoxid, Stickstoffdi-

oxid; ferner Thalium und Fluor) Immissionsgrenzwerte und für eine Vielzahl von Stoffen 

Emissionsgrenzwerte fest und zugleich die entsprechenden Ermittlungs- und Beurtei-

lungsverfahren bestimmt
112

. Alle in dieser Hinsicht geeigneten Maßnahmen werden 
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meist unter dem Sammelbegriff der Energieeffizienz gefasst. Die materielle Reichweite 

dieses Effizienzgebots erscheint aber wenig präzise und deshalb als Genehmigungsvor-

aussetzung, wie dies der Arbeitsentwurf des BMU für ein UGB I vorsieht, kaum geeig-

net
113

. 

bb) Energieeffizienz im Rahmen des § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG 

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG wird die Vorsorge „insbesondere durch die dem Stand 

der Technik entsprechenden Maßnahmen“ getroffen. Nach der Legaldefinition des Beg-

riffs „Stand der Technik“
114

 müssen die Verfahrensoptimierungen des Betriebs einer An-

lage als die zu treffenden Maßnahmen berücksichtigt werden. Sie enthalten sowohl den 

Einsatz möglichst schadstofffreier Roh- und Betriebsstoffe als auch einen möglichst 

wirksamen Energieeinsatz. Somit muss der Betreiber genehmigungsbedürftiger Anlagen 

vor allem hohe energetische Wirkungsgrade erzielen
115

. 

Obwohl der Pflichteninhalt von Abs. 1 Nr. 2 in vielen Fällen nicht von demjenigen des 

Abs. 1 Nr. 4 unterschieden wird, beinhaltet die Energieeffizienz im Rahmen der Vorsor-

ge die immanente Beschränkung, dass Maßnahmen zur Energieeinsparung gegen die von 

der betreffenden Anlage ausgehenden Emissionen verlangt werden können, denn das 

Vorsorgegebot des § 5 Abs. 1 Nr. 2 ist durch einen unmittelbaren Anlagenabzug gekenn-

zeichnet. Also wirken sich solche Maßnahmen nur bei der konkreten Anlage emissions-

mindernd aus. Dadurch kann im Hinblick auf die Energieeinsparung nicht gefordert wer-

den, ein Anlagenteil mit hohem Stromverbrauch durch einen stromsparenden Teil zu er-

setzen
116

. 

(3) Sparsame und effiziente Energieverwendung des § 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG 

Diese Vorschrift verpflichtet seit 1985 zu interner Abwärmenutzung, seit 1990 in be-

grenztem Umfang auch zur externen Abwärmenutzung. Zwar stellte dieses Abwärmenut-

zungsgebot im BImSchG ein partielles Energieeffizienzgebot dar, aber es lief praktisch 
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leer, da es an konkretisierenden Rechtsverordnungen für das Abwärmenutzungsgebot 

fehlte. Seit 2001 besteht schließlich eine umfassende, generelle und gegenüber den ande-

ren Grundpflichten, insbesondere gegenüber dem Vorsorgegebot verselbständigte Pflicht 

zur sparsamen und effizienten Energieverwendung
117

. Anders als die frühere Abwärme-

nutzungspflicht gilt sie ohne Erlass einer entsprechenden Rechtsverordnung. Dement-

sprechend wurde die Rechtsverordnungsermächtigung des § 5 Abs. 2 aufgehoben. 

Voraussetzung ist, dass die eigentliche Anlagenleistung im Namen des Energieeffizienz-

gebots nicht eingeschränkt wird. Abs. 1 Nr. 4 erlaubt daher keine Steuerung der Produk-

tionsmengen
118

. Diese Vorschrift betrifft nur Modifikationen der Beschaffenheit und des 

Betriebs der Anlage, nicht die Wahl eines ganz anderen Anlagentyps oder eines anderen 

Einsatzstoffes, der einen ganz anderen Anlagentyp notwendig machen würde
119

. Das Ge-

bot effizienter Energieverwendung findet nach herrschender Meinung seine Grenze an 

einer Reihe von allein dem Anlagenbetreiber zustehenden Entscheidungen bezüglich des 

Anlagentyps, der den maßgeblichen Ausgangspunkt für rechtliche Energieeffizienzforde-

rungen bildet
120

. 

Die effiziente Energieverwendung muss den Zusammenhang der Grundpflichten berück-

sichtigen, auch den des sonstigen Immissionsschutzrechts. Insbes. sind die Vorgaben des 

§ 5 Abs. 1, 2 zu beachten, die kumulativ anzuwenden sind (Rechtmäßigkeit). Zudem ist 

im Bereich des Abs. 1 Nr. 4 in besonderem Maße der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

zu beachten, wie dies für Vorsorgemaßnahmen gilt
121

.  

Es ist auch hinsichtlich des Vorsorgegebots zu fragen, wo im Zusammenhang mit der an-

lagenbezogenen, emissionsmindernden Energieeffizienz überhaupt der Sinn des im 

Grundpflichtenkatalog verselbständigten Energieeffizienzgebots liegt. 
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Darauf käme es entscheidend an, wenn das Gebot der effizienten Energieverwendung im 

Unterschied zu der durch den Stande der Technik determinierten Vorsorgepflicht davon 

unabhängig wäre, ob entsprechende Maßnahmen zugleich zu einer Minderung der CO2-

Emissionen der Anlage beitragen, nicht jedoch, wenn das Energieeffizienzgebot eine 

strikte Pflicht nach dem Muster des Schutzgrundsatzes nunmehr bezogen auf den Ener-

gieeinsatz schafft. Damit ist die effiziente Energieverwendung unabhängig von den E-

missionsquantitäten der Anlage schon allein aus Gründen der Ressourcenschonung gebo-

ten, da der effiziente Energieeinsatz unter Umständen bei den Energielieferanten eine 

Emissionsreduktion zur Folge hat
122

. Die Maßnahmen der Sparsamkeits- und Effizienz-

steigerung haben darüber hinaus Belastungsverlagerungen zur Folge
123

. 

Schließlich spielt trotz des verselbständigten bzw. erweiterten Sinnes das Energieeffi-

zienzgebot eine nur begrenzte Rolle: Wie oben erörtert, können insbesondere die Wahl 

des Energieträgers, aber auch der Einsatz bestimmter energieeffizienter Technologien 

durch diese Grundpflicht nicht gesteuert werden. 

b) Öffentliches Baurecht 

Eine nach dem BImSchG genehmigungsbedürftige Anlage unterliegt im Übrigen zahlrei-

chen öffentlich-rechtlichen Anforderungen außerhalb des Immissionsschutzrechts. Eine 

besondere Bedeutung kommt dabei dem öffentlichen Baurecht zu. Das betrifft sowohl 

bauordnungsrechtliche Anforderungen wie beispielsweise Anforderungen an den Brand-

schutz, insbesondere aber auch bauplanungsrechtliche Fragen nach dem zulässigen 

Standort, für den vorrangig Industriegebiete im Sinne von § 9 BauNVO, in bestimmten 

Fällen auch der Außenbereich gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 3, 4 und 6 BauGB in Betracht kom-

men. 

Rund ein Drittel des gesamten Verbrauchs fossiler Energieträger in Deutschland entfällt 

auf die Raumheizung und Warmwasserbereitung; entsprechend groß ist der Anteil an den 

Gesamtemissionen des klimarelevanten Kohlendioxids
124

. Von dem gesamten Heizener-

gieverbrauch entfällt rund 65% auf die privaten Haushalte, in denen ca. 90 % der End-
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energie zu diesem Zweck eingesetzt wird. Der übrige Anteil des Heizenergieverbrauchs 

von 35% verteilt sich auf die Verbrauchssektoren Industrie und Gewerbe sowie den Sek-

tor Kleinverbrauch
125

. 

(a) Bauordnungsrecht 

Traditionell ist die baukonstruktive Beschaffenheit von Gebäuden – und damit auch de-

ren Wärmeschutz – Gegenstand der Regelungen in den Landesbauordnungen. Nach den 

Bauordnungen müssen bauliche Anlagen einen ausreichenden Wärmeschutz bieten
126

 

wie z.B. §21 NBauO). 

(b) Bauplanungsrecht 

Die Energieeinsparung ist als planerisches Ziel in § 1 Abs. 5 S. 2 BauGB zwar ausdrück-

lich nicht genannt, lässt sich aber unter die sehr weit formulierten Ziele der Bauleit-

planung fassen
127

. Die vorteilhaften Wirkungen der Energieeinsparung für die Luftrein-

haltung und die Ressourcenschonung, insbesondere durch die Reduzierung des Einsatzes 

fossiler Brennstoffe stehen außer Zweifel. Im Rahmen der kommunalen Planungshoheit 

obliegt die mittelbare Verminderung der CO2-Emissionen durch planerische Festsetzun-

gen wiederum den Städten und Gemeinden
 128

. 

Die zulässigen planerischen Festsetzungen in Bebauungsplänen sind im Baugesetzbuch 

abschließend geregelt. Daher sind darüber hinausgehende Vorgaben zur energiesparen-

den Bauplanung nicht zulässig
129

. 

Durch die Ausweisung einer bestimmten Stellung von Gebäuden nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 

dritte Variante BauGB
130

 ist eine günstigere Situation für die passive Solarenergienut-

zung möglich
131

. Eine Festsetzung in Form der geschlossenen Bauweise (§ 22 Abs. 3 
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BauNVO), bei der die Gebäude ohne seitlichen Grenzabstand (beispielsweise als Rei-

henhäuser oder geschlossene Häuserzeilen) errichtet werden, führt zu einer Verringerung 

der seitlichen Außenflächen der Gebäude und damit zu einem geringeren Transmissions-

wärmeverlust als bei freistehenden Häusern
132

. Ferner können nach § 9 Abs. 1 Nr. 23 

zweite Variante BauGB (Stoffverwendungsverbot) die Grenzwerte für Luftschadstoffe 

aus der Heizölverbrennung festgesetzt werden, die dann einzuhalten sind, wenn das Ge-

bäude eine um 25% bessere Wärmedämmung als nach den geltenden Vorschriften auf-

weist
133

. 

 

3. Straf- und privatrechtlicher Klimaschutz 

 

a) Strafrechtlicher Klimaschutz 

Für die Erörterung des strafrechtlichen Klimaschutzes kommen die Vorschriften der §§ 

325, 329 Abs. 1 StGB in Betracht. 

(a) § 325 Abs. 1 StGB (Luftverunreinigung) 

„Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, unter 

Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Veränderungen der Luft verursacht, die ge-

eignet sind, außerhalb des zur Anlage gehörenden Bereichs die Gesundheit eines anderen, 

Tiere, Pflanzen oder andere Sachen von bedeutendem Wert zu schädigen“
134

 wird be-

straft. § 325 Abs. 1 StGB hat einen doppelten Rechtsgutbezug: Er erfasst als Rechtsgut 

nicht nur die Gesundheit, die primär hier geschützt ist, sondern auch im Sinne eines me-

diatisierten Schutzes zumindest mittelbar die Reinheit der Luft
135

. Nach der Novellierung 

dieser Norm, bei der auf eine Aufzählung von Verunreinigungsmodalitäten ganz verzich-

tet wurde, ist es hinsichtlich des Klimaschutzes umstritten, ob die Temperaturverände-
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rungen durch Immissionen neuerdings als ein Tatbestand erfasst werden sollen
136

. Für 

diese Erfassung müssten die Temperaturveränderungen durch Immissionen geeignet sein, 

die Gesundheit des Menschen und dessen Umwelt zu schädigen. Von diesem Gesichts-

punkt aus betrachtet ist diese Frage in der Praxis kaum relevant, da die durch eine punk-

tuelle Temperaturveränderung denkbaren Gefahren für den Menschen unvorstellbar 

sind
137

.  

Die Veränderungen der Luft müssten so erheblich sein, dass sie geeignet wären, Men-

schen oder deren Umwelt zu schädigen, obwohl es im Tatbestand des Abs. 1 nicht aus-

drücklich aufgeführt wird
138

. Wenn es dabei um die sog. kumulativen Luftverunreinigun-

gen, wie dem Treibhauseffekt, die unabhängig voneinander gesetzt sind, geht, müssen sie 

einzeln für sich alleine die besondere Eignung erfüllen. Die besondere Schadenseignung 

im Zusammenwirken mit anderen Bestandteilen reicht nicht aus
139

. Hier stellt sich das 

unlösbare Zurechnungsproblem, wer wieviel zu dem Treibhauseffekt beigetragen hat
140

. 

Es gab zwar eine Versuch in der Strafrechtslehre mit der Theorie der Gesamterfolgszu-

rechnung das Problem zu lösen, die dem jeweiligen Emittenten lediglich der von ihm 

verursachte Teilerfolg oder der durch das Zusammenwirken zahlreicher, unabhängig 

voneinander geleisteter Einzelemissionen herbeigeführte Gesamterfolg zurechnet
141

. A-

ber sie ist nach anerkannten Zurechnungsgrundsätzen nicht haltbar, da sie eindeutig die 

Grenzen zulässiger Tatbestandsauslegung überschreitet und zu einer Auflösung der Tat-

bestandsgrenzen führt
142

. Somit bleibt festzuhalten, dass § 325 Abs. 1 StGB dem Klima-

schutz nicht dient. 

(b) § 325 Abs. 2 StGB (Luftverunreinigung durch Schadstoffe) 

Gemäß § 325 Abs. 2 StGB wird derjenige bestraft, der Schadstoffe in bedeutendem Um-

fang in die Luft außerhalb des Betriebsgeländes freisetzt. Tathandlung ist das anlagenbe-

zogene Freisetzen von Schadstoffen im Sinne von § 325 Abs. 4 StGB. Anders als bei § 
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325 Abs. 1 StGB muss sich bei Abs. 2 die Schädigungseignung der Immissionen auf den 

Bereich „außerhalb des Betriebsgeländes“ beziehen
143

.  

Da Abs. 2 als ein abstraktes Gefährdungsdelikt keinen Nachweis des in Abs. 1 geforder-

ten Verunreinigungserfolges (Luftveränderungen) verlangt
144

, der Begriff „Schadstof-

fe“ des Abs. 2, welcher in Abs. 4 erläutert ist, nicht nur die Schädigungseignung für die 

Gesundheit des Menschen und dessen Umwelt sondern auch für nachhaltige Verände-

rung der Luft umfasst
145

, scheint dem strafrechtlichen Klimaschutz eine gute Möglichkeit 

zu geben.  

Dennoch hat er in der Praxis wenig Bedeutung, da die Freisetzung von Schadstoffen nur 

dann von strafrechtlicher Relevanz sein kann, wenn sie nach Art, Beschaffenheit oder 

Menge einen bedeutenden Umfang erreicht
146

. Die sog. Bagatellfälle sollen folglich aus-

geschlossen werden. Bei dem einzelnen CO2-Emittenten ist es sehr schwierig herauszu-

finden, ob er CO2-Emissionen in bedeutendem Umfang freigesetzt hat. Um die Freiset-

zung der Schadstoffe bestrafbar zu machen, müssen die verwaltungsrechtlichen Pflichten 

ferner grob verletzt worden sein und von erheblichem Gewicht sein
147

. Obwohl Nr. 3.1.2 

TA Luft Abs. 2 die Betreiber durch die Erfüllung der Anforderung an eine „weitgehende 

Ausnutzung von Energie“ verpflichtet, den Ausstoß von CO2-Emissionen zu mindern, ist 

es fraglich, ob die Verletzung dieser Norm vom erheblichen Gewicht im Sinne des § 325 

Abs. 2 StGB sein soll und dies zum Verstoß gegen des § 325 Abs. 2 StGB führen kann
148

. 

(c)  § 329 Abs. 1 StGB (Luftverunreinigung in schutzbedürftigen Gebieten)  

Nach § 329 Abs. 1 StGB macht sich strafbar, wer in bestimmten schutzbedürftigen Ge-

bieten seine Anlage ordnungsrechtswidrig betreibt
149

. Der Tatbestand bezieht sich auf die 

auf der Grundlage des § 49 BImSchG erlassenen Verordnungen. § 329 Abs. 1 S. 1 Alt. 2 

erfasst bei austauscharmen Wetterlagen Verstöße gegen Smogverordnungen nach § 49 

Abs. 2 BImSchG, während Alt. 1 sich auf durch Verordnung als generell schutzbedürftig 

ausgewiesene Gebiete bezieht
150

. Während § 49 BImSchG lediglich zwei Arten von Ge-
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bieten, zum einen luftreinhaltungsbedürftige Gebiete im Sinne von Abs. 1 wie z.B. Kur-

orte, Erholungs- und Klinikbereiche, zum anderen sog. Smog-Gebiete im Sinne von Abs. 

2 als Schutzgegenstand umfasst, dementsprechend in Abs. 1 generell schädliche Immis-

sionen bzw. in Abs. 2 ein Anwachsen schädlicher Luftverunreinigungen vermieden wer-

den sollen
151

, beschränkt sich das Problem der Klimaentwicklung durch CO2-Emissionen 

nicht auf bestimmte Gebiete im Sinne von § 49 BImSchG und § 325 Abs. 1 StGB
152

. 

Somit fördert § 329 Abs. 1 StGB nicht den Klimaschutz. 

b) Privatrechtlicher Klimaschutz 

Im Vordergrund des Klimaschutzes durch Privatrecht steht zunächst das Umweltzivil-

recht. Im Bereich des Umweltzivilrechts sind Ansprüche auf Beseitigung bzw. Unterlas-

sung nach dem BGB (§ 1004 i.V.m. § 906 Abs. 1 und 2 S. 1) und ebenfalls die auf das 

BGB gestützten Ausgleichs- und Schadenersatzansprüche (§§ 906 Abs. 2 S. 2, 823 Abs. 

1 und Abs. 2 BGB) von Bedeutung. Schließlich sind Haftungsansprüche nach dem Um-

welthaftungsgesetz (UHG) zu erörtern. 

(a) § 1004 i.V.m. § 906 Abs. 1 und 2 S. 1 BGB (Beseitigungs- und Unterlassungsan-

sprüche) 

Der Eigentümer kann gemäß § 1004 BGB vom Störer verlangen, die anhaltende Störung 

zu beseitigen. Für den Fall, dass weitere Störungen zu erwarten sind, kann der Eigen-

tümer auf Unterlassung der zukünftigen Störung klagen
153

. Durch diese Regel kann Kli-

maschutz, da es bei dem Beseitigungs- und Unterlassungsanspruch aus § 1004 BGB fast 

immer um die Beseitigung oder Verminderung von Immissionen geht, auch partiell vor 

Emissionen gesichert werden
154

. Eine zu beseitigende oder zu unterlassende Störung 

nach § 906 Abs. 1 S. 2 BGB liegt dann vor, wenn die im Gesetz oder in einer Rechtsver-

ordnung festgelegten Grenz- oder Richtwerte nicht eingehalten wurden oder die Werte in 

allgemeinen Verwaltungsvorschriften nach § 48 BImSchG nicht eingehalten sind. Hier 

kommt der 22. BImSchV eine besondere Bedeutung zu. Liegt eine Störung vor, so kann 

dennoch eine Duldungspflicht bestehen, nämlich dann, wenn sie ortsüblich ist (d.h. aus 

der Lage des Grundstücks mit bestimmten Einwirkungen zu rechnen ist). Schließlich 
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kann der Anspruch aufgrund öffentlich-rechtlicher Normen ausgeschlossen sein, wenn 

das öffentliche Recht die Anlage, von der die Beeinträchtigungen ausgeht, ausdrücklich 

zulässt (z.B. § 14 BImSchG). 

Bei kumulativer Belastung, d.h. wenn jede Emission nicht für sich, sondern erst im Zu-

sammenwirken mit anderen die Wesentlichkeitsschwelle überschreitet, gibt es ein Zu-

rechnungsproblem. Die theoretisch denkbare Verpflichtung jedes Emittenten, seinen Ein-

zelbeitrag anteilig bis zum Erreichen der Duldungsgrenze zu senken
155

, stößt auf das Be-

denken, dass jedem Emittenten ein unverhältnismäßiges Opfer abverlangt wird, weil er 

seine Immission ggf. bis weit unter die Wesentlichkeitsschwelle im sozialadäquaten Be-

reich senken müsste
156

. In diesem Fall wäre dementsprechend eine Verantwortlichkeit 

ganz abzulehnen
157

. 

(b) Umwelthaftungsgesetz 

Seit dem 1.1.1991 ist das Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG) in Kraft. Es stellt ein spe-

zifisches Haftungssystem für bestimmte Anlagen bereit und normiert eine Gefährdungs-

haftung, bei der es zur Begründung eines Schadensersatzanspruches keiner vollen Darle-

gung aller Elemente des Deliktsrechts (insbesondere des Verschuldens des Schädigers) 

bedarf. Die Haftung wird durch gesetzlich vorgesehene Beweiserleichterungen und Aus-

kunftsansprüche verschärft
158

. Nach § 1 UmweltHG ist der Inhaber einer im Anhang zum 

UmweltHG aufgeführten Anlage
159

 verpflichtet, dem Geschädigten den Gesundheits- 

bzw. Sachschaden zu ersetzen, der diesem durch eine von der Anlage ausgehenden Um-

welteinwirkung entsteht. Die Inhaber der erfassten Anlagen müssen gemäß § 19 Um-

weltHG für eintretende Haftungsfälle eine Deckungsvorsorge bilden, etwa durch den Ab-

schluss einer Haftpflichtversicherung
160

. Ferner können auch Schäden durch Umwelt-

einwirkungen erfasst werden, deren Gefährlichkeit nach dem Stand der Technik zum 

Zeitpunkt des Umwelteinwirkens unbekannt ist. Wie auch dem Treibhauseffekt ist die 
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Haftung des Anlageninhabers bei unvorhersehbaren Risiken sachgerecht
161

. Das Gesetz 

kann dennoch keine Anwendung für das Problem der Klimaentwicklung durch CO2-

Emissionen finden, da § 1 UmweltHG die anlagenbezogene Umweltgefährdungshaftung 

nur dann annimmt, wenn die absolut geschützten Rechtsgüter Leben, Körper, Gesundheit 

oder Eigentum verletzt worden sind
162

, nicht jedoch wenn die ökologischen Schäden 

durch die Umwelteinwirkungen aus einer oder mehreren Anlagen nachhaltig entstehen
163

. 

Im § 1 UmweltHG kann ein „haftungsrechtlicher Schutz“ nur bei Verletzung von be-

stimmten Individualrechtsgütern gewählt werden
164

. 

 

4. Ergebnis 

 

Seit der Verankerung des Schutzes der natürlichen Lebensgrundlagen in Art. 20a GG 

kann der Klimaschutz zwar auch auf verfassungsrechtlicher Ebene um des Klimaschutzes 

willen thematisiert werden, ist dies jedoch wie oben dargestellt in anderen Normen der 

Verfassung und öffentlichen bzw. bürgerlichen Rechten lediglich in bezug auf geschütz-

tes Rechtsgut beschränkt möglich. 

 

 

II. Klimaschutz im EGV 

 

1. Grundlagen der europäischen Klimaschutzstrategie 

 

a) Das Protokoll von Kyoto von 1997 
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Die Vereinten Nationen beschlossen im Jahr 1992 ein Rahmenübereinkommen über 

Klimaänderungen. Die Europäische Gemeinschaft trat dem Übereinkommen mit Ent-

scheidung 94/69 bei
165

. Im Rahmen dieses Übereinkommens handelten die Vertragsstaa-

ten 1997 das Kyoto-Protokoll aus
166

. Die Europäische Gemeinschaft ist in Anhang B ne-

ben allen ihren Mitgliedstaaten selbständig aufgeführt. Die Treibhausgas-Emissionen der 

Europäischen Gemeinschaft dürfen 92% der Menge von 1990 nicht überschreiten. Im Art. 

4 sieht das Protokoll abweichende Reduktionspflichten vor. Die Staaten einer Organisa-

tion der regionalen Wirtschaftsintegration können sich als eine Emissionsgemeinschaft 

verbinden. Als der Folge des Zusammenschlusses wird die Reduktionsberechnung der 

Emissionsgemeinschaft lediglich als Gesamtheit betrachtet, um den einzelnen Vertrags-

staat geht es nicht. Das Zurückbleiben eines Staates hinter seiner Reduktionsverpflich-

tungen kann aufgrund sog. „joint fulfilment“ durch anderen Staaten kompensiert werden, 

die überschießen. Die EG und ihre Mitgliedstaaten haben diese Möglichkeit der abwei-

chenden Reduktionspflichten genutzt und das Protokoll als Emissionsgemeinschaft ratifi-

ziert
167

. Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten können selbst entscheiden, wie sie 

die Gesamtmenge an Emissionen untereinander verteilen, solange nur das Gesamtziel die 

Verminderung der Emissionen erreicht wird
168

.  

Das Kyoto-Protokoll ist von der Gemeinschaft unterzeichnet, und wie oben dargestellt 

mit der Ratifizierung von Russland im Feb. 2005 schließlich in Kraft getreten. 

b) Das Fünfte Umweltaktionsprogramm der EG  
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Zum ersten Mal wurde 1993 eine Klimaschutzgesamtstrategie im Fünften Umweltakti-

onsprogramm der EG „Für Umweltpolitik und Maßnahmen im Hinblick auf eine dauer-

hafte und umweltgerechte Entwicklung“ für die Jahre 1993-2000 präsentiert
169

. Darin 

verfolgte die EG zunächst vor allem das Ziel, die CO2-Emissionen auf dem Stand von 

1990 zu stabilisieren sowie den Ausstoß von Methan, Distickstoffoxid und Fluorchlor-

kohlenwasserstoffen wirksam zu begrenzen
170

. 

Wie bereits aus ihrem Zweck als „Leitlinie“ deutlich wird, sind diese Programme ledig-

lich rechtlich unverbindliche Entschließungen bzw. Absichtserklärungen über die künf-

tige Politik und können damit allenfalls als freiwillige Selbstbindung der mit dem Akti-

onsprogramm befassten Gemeinschaftsorgane (vgl. Art 175 i.V.m. Art. 251 EGV) ver-

standen werden
171

. Ferner fehlt den Aktionsprogrammen inhaltlich die hinreichende Be-

stimmtheit, um „self executing“, d.h. unmittelbar anwendbar zu sein
172

. 

c) Die IVU-Richtlinie
173

 

Die am 30.10.1996 in Kraft getretene und bis zum 30.9.1999 umzusetzende IVU (Integ-

rierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung)-Richtlinie
174

 enthält 

einige Ansatzpunkte für „frischen Wind“ im Klimaschutzrecht
175

. Ziel der Richtlinie ist 

gemäß Art. 1 die Vermeidung von Umweltverschmutzung und die Verringerung von E-

missionen in Luft, Wasser und Boden. Der Begriff der „Umweltverschmutzung wird im 

Art. 2 Nr. 2 IVU-Richtlinie definiert
176

. Obwohl die IVU-Richtlinie in Art. 2 Nr. 2 ledig-
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lich die Schutzgüter „Luft, Wasser und Boden“ ausdrücklich nennt, und deswegen die 

Frage offen bleibt, ob das überregionale Klima nur vermittelt über die genannten Schutz-

güter (mit-)geschützt oder ob es direkt Schutzgut der IVU-Richtlinie sein kann, sprechen 

vor allem systematische und teleologische Argumente für ein eigenständiges Schutzgut 

„Klima“
177

. 

Im Hinblick auf das klimaschützende Instrumentarium der IVU-Richtlinie erlangen das 

Vorsorgegebot
178

 (Art. 3. S. 1 a) IVU-Richtlinie), das Gebot zur effizienten Energiever-

wendung
179

 (Art. 3 S. 1 d) IVU-Richtlinie) und die fachlich-planerische Abwägung. Im 

Anlagenrecht erfordert der Schutz des Klimas vor allem eine Reduktion der CO2-

Emissionen. Insofern sind alle Einsatzpunkte fossiler Brennstoffe betroffen. Das Vorsor-

gegebot kann zunächst alle Maßnahmen rechtfertigen, die zu einer Emissionsreduktion 

klimawirksamer Gase an der zu genehmigenden Anlage selbst führen
180

. Dem Prinzip der 

effizienten Energieverwendung kommt mit Blick auf den Klimaschutz hohe Priorität zu, 

weil das Gebot des effizienten Energieeinsatzes mit Recht über die Betrachtung der E-

missionen der einzelnen zur Genehmigung stehenden Anlage hinausgeht. Der sparsame 

Umgang der Industriebetriebe mit Energie führt zur Reduktion der Stromerzeugung auch 

in Kraftwerken, die mit fossilen Energieträgern betrieben werden. Damit führt ein effi-

zienter Energieeinsatz in einer Anlage zur CO2-Emissionsreduktion an anderen Anlagen. 

Gerade auch diese erzielbare Emissionsreduktion ist das Ziel des Gebots der effizienten 

Energieverwendung.  

Die IVU-Richtlinie fordert in verschiedener Hinsicht eine intermediale Betrachtungswei-

se, um eine Belastungsverschiebung von einem Medium auf das andere zu verhindern. 

Um die entsprechende Maßstäbe zu bilden, ist eine Wertung unerlässlich, die eine fach-

lich-planerische Abwägung voraussetzt
181

. Die fachlich-planerische Abwägung muss alle 

                                                                                                                                                 

 

chen Gesundheit oder der Umweltqualität schaden oder zu einer Schädigung von Sachwerten bzw. zu 

einer Beeinträchtigung oder Störung von Annehmlichkeiten und anderen legitimen Nutzungen der Um-

welt führen können; 
177

 H.-J. Koch, a.a.O., S. 61 f. 
178

 Siehe C. I. 2. a.). (b). (2). 
179

 Siehe C. I. 2. a.). (b). (2). bb). 
180

 H.-J. Koch, a.a.O., S. 63. 
181

 Wenn auch kritisch R. Breuer, Zunehmende Vielgestaltigkeit der Instrumente im deutschen und euro-

päischen Umweltrecht – Probleme der Stimmigkeit und des Zusammenwirkens, NVwZ 1997, S. 839; R. 

Steinberg/M. Koepfer, IVU-Richtlinie und Immissionsschutzrechtliche Genehmigung, DVBl. 1997, S. 

974. 
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Schutzgüter der IVU-Richtlinie und darüber hinaus andere rechtlich verbindliche Pflich-

ten in die Zulassungsentscheidung einbeziehen
182

. Hier dürfen und müssen die Kyoto-

Vereinbarungen zur Reduktion von Treibhausgasemissionen eine ermessensleitende Rol-

le spielen. 

 

2. Rechtsgrundlage für den Klimaschutz im EG-Vertrag 

 

Gemeinschaftsregelungen zum Klimaschutz sind im EG-Vertrag nicht erwähnt. Gemein-

schaftsrechtlich kommen als Rechtsgrundlagen für den Klimaschutz, je nach der Natur 

der jeweiligen Maßnahme Art. 175 (Umwelt), Art. 37 (Landwirtschaft), Art. 71 (Ver-

kehr), Art. 93 (Steuern), Art. 95 (Binnenmarkt), Art. 133 (Handelspolitik) in Betracht; für 

den energiepolitischen Bereich lässt Art. 3 Abs. 1 (u) lediglich „Maßnahmen“ zu, die re-

gelmäßig auf Art. 175 (Umwelt) oder 308 (Auffangvorschrift) EG-Vertrag gestützt wer-

den
183

. 

Einige Richtlinien fordern die Mitgliedstaaten zur Ausarbeitung und Umsetzung von E-

nergieeinsparungsprogramm
184

 oder zur Verminderung der Deponierung biologisch ab-

baubarer Siedlungsabfälle auf 35 Prozent der gegenwärtigen Mengen bis 2016 auf, um 

die Ausscheidung von CH4 aus solchen Abfällen zu vermindern
185

. Indessen wirken sich 

diese Richtlinie nicht unmittelbar, sondern nur mittelbar auf die Treibhausemissionen aus 

und steht damit neben zahlreichen anderen gemeinschaftlichen Verordnungen und Richt-

linien, die indirekte Auswirkungen auf die Emissionen von Treibhausgasen haben. 

 

3. Bewertung der Strategie der EG zum Klimaschutz 

 

                                                 

182
 Vgl. D. Sellner/J. Schnutenhaus, Die geplante EG-Richtlinie zu „Integrated Pollution Prevention 

Control (IPC)“, NVwZ 1993, S. 828, 833; R. Steinberg/I. Koepfer, IVU-Richtlinie und immissions-

schutzrechtliche Genehmigung, DVBl. 1997, S. 974 
183

 L. Krämer, Grundlagen aus europäischer Sicht – Rechtsfragen betreffend den Emissionshandel mit 

Treibhausgasen der Europäischen Gemeinschaft, in: H.-W. Rengeling, Klimaschutz durch Emissions-

handel, Achte Osnabrücker Gespräche zum deutschen und europäischen Umweltrecht am 26./27. April 

2001, S. 10. 
184

 Vgl. Entscheidungen 91/565, ABl. 1991, L 307, S. 34; 96/737, ABl. 1996, L 335, S. 50; 647/2000, ABl. 

2000, L 79, S. 6. 
185

 Richtlinie 1999/31 über Abfalldeponien, ABl. 1999, L 182, S. 1. 
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Der bisherige Erfolg der von der EG ergriffenen Maßnahmen ist von der Kommission in 

ihrem Bericht über die bisherige Durchführung des Fünften Aktionsprogramms aus dem 

Januar 1996 kritisch einzuschätzen
186

. Nach aktuellen Analysen werden die energiebe-

dingten Emissionen in der EG gegenüber 1990 um 5-8% steigen
187

, und die Verbesse-

rung dieser Situation sei auch in der nahen Zukunft „äußerst schwierig“
188

.  

a) Beschränkung der Kompetenzen der EG 

Die Ursachen für die Verfehlung der Strategieziele in rechtlicher Hinsicht lassen sich 

insbesondere aus mangelnden Kompetenzen der EG ableiten
189

. Als Folge des Prinzips 

der begrenzten Einzelermächtigung kann die Gemeinschaft nach Art. 5 Abs. 1 EGV nur 

solche Materien regeln, die ihr im Vertrag zugewiesen sind. Sie bedarf daher einer aus-

drücklichen oder zumindest durch Auslegung nachweisbaren Rechtsgrundlage, die sie 

zum Erlass von Rechtsakten auf dem Gebiet des Umweltschutzes legitimiert
190

. 

Die aufgrund des Subsidiaritätsprinzips gebräuchlichste Handlungsform ist die Richtli-

nie
191

. Da Richtlinien, anders als Verordnungen, nur hinsichtlich des zu erreichenden 

Zieles verbindlich sind und den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form und Mittel 

hierfür überlassen sind (Art. 249 III EGV)
192

, verzögert sich die Schaffung einheitlichen 

Rechts aufgrund der Umsetzungsfristen für Richtlinien bzw. besteht kein einheitlicher 

                                                 

186
 Der Bericht der Kommission, Über die Umsetzung des Programms der Europäischen Gemeinschaft für 

Umweltpolitik und Maßnahmen im Hinblick auf eine dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung – 

Für eine dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung, KOM (95) 624 endg. vom 10.1.1996, S 68 ff.; K. 

Dittmann, Die Strategie der Europäischen Gemeinschaft, in: H.-J. Koch/J. Caspar (Hrsg.), Klimaschutz 

im Recht, 1997, S. 84. 
187

 Vgl. das „Arbeitspapier der Kommission zur Strategie der EU in der Frage der Klimaänderung: Optio-

nen“, SEK (95) 288 endg. vom 1.3.1995, Anhang 1, S. 18 f. 
188

 Vgl. das „Arbeitspapier der Kommission zur Strategie der EU in der Frage der Klimaänderung: Optio-

nen“, a.a.O., S. 4. 
189

 K. Dittmann, Dis Strategie der Europäischen Gemeinschaft, in: H.-J. Koch/J. Caspar (Hrsg.), a.a.O., S. 

85 ff. 
190

 Sog. „Prinzip der begrenzten Ermächtigung“, vgl. dazu nur Streinz, Europarecht, 1992, Rz. 121, 436; K. 

Dittmann, a.a.O., S. 85 ff. 
191

 Sie sind allgemeine Rechtsakte der EU. Kennzeichnend für die Verordnung ist deren unmittelbare Gel-

tung in den Mitgliedstaaten (Art. 249 II EGV), ohne dass es eines innerstaatlichen Transformationsaktes 

bedürfte. Richtlinie sind hingegen staatsgerichtet und bedürfen zunächst der innerstaatlichen Umsetzung. 

in: B. Bender/R. Sparwasser/R. Engel, Umweltrecht, 2000, Rdnr.43. 
192

 I. Pernice, Umweltschutz und Energiepolitik, in: H.-W. Rengeling (Hrsg.), Umweltschutz und andere 

Politiken der Europäischen Gemeinschaft, 1993, S. 105, 113 f.; S. U. Pieper, Subsidiaritätsprinzip – 

Strukturprinzip der Europäischen Union, DVBl. 1993, S. 705, 708, 710; W. Möschel, Zum Subsidiari-

tätsprinzip im Vertrag von Maastricht, NJW 1993, S. 3025, 3026 f. 
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Schutzstandard möglicherweise auch nach Ablauf dieser Umsetzungsfrist wegen des den 

Mitgliedstaaten gem. Art. 249 Abs. 3 EGV zustehenden Umsetzungsspielraums
193

. 

b) Beschränkung der EG durch das Rechtssetzungsverfahren 

Eine weitere Ursache für die Verfehlung der Strategieziele ist das Rechtssetzungsverfah-

ren der EG. Nach Art. 175 Abs. 1 EGV wird die Gemeinschaft allgemein ermächtigt, im 

Verfahren der Mitentscheidung zwischen Rat und Europäischen Parlament nach Art. 251 

EGV – also mit qualifizierter Mehrheit des Rates und nach Anhörung des Wirtschafts- 

und Sozialausschusses sowie des Ausschusses der Regionen – zur Erreichung der in Art. 

174 EGV genannten Ziele tätig zu werden
194

. Obwohl seit Inkrafttreten der EEA 1987 im 

Umweltbereich in größerem Maße Mehrheitsentscheidungen zulässig sind
195

, sind auch 

die heutigen Vorschriften immer noch geeignet, effektive Maßnahmen zum Klimaschutz 

zu verhindern oder zumindest zu verzögern
196

. Da gemäß Art. 175 Abs. 2 EGV der Rat 

die bestimmten Maßnahmen zum Umwelt- und Klimaschutz, die in dieser Bestimmung 

aufgezählt sind, einstimmig erlassen muss, fungiert dieses Einstimmigkeitsprinzip fak-

tisch als Behinderung, so dass sich die Mitgliedstaaten in Erwartung einer europäischen 

Regelung ausdrücklich in Zurückhaltung üben
197

, wie das Beispiel der Vorschläge für ei-

ne CO2-/Energiesteuer zeigt. Die Europäisierung und Globalisierung von Umweltstan-

dards kann mithin nur als Fernziel die langfristige Politik beeinflussen
198

. 

Da die Mitgliedstaaten in den für den Klimaschutz relevanten Politikbereichen z.B. In-

dustrie-, Energie- und Steuerpolitik auf ihre Entscheidungsbefugnisse und nationalen 

Hoheitsrechte nicht verzichten wollen ist, die EG von der Zusammenarbeit ihrer Mit-

gliedstaaten abhängig. Ferner kann nur dort einen Fortschritt erzielen, wo die Mitglied-

staaten bereit sind, dies mitzutragen
199

. Die ausführliche und nähere Untersuchung über 

                                                 

193
 Vgl. Arbeitspapier des Europäischen Parlaments, Das Europäische Parlament und die Umweltpolitik der 

Europäischen Union, Dok. PE 165.353/1995, S. 12. 
194

 Vgl. Arbeitspapier des Europäischen Parlament, a.a.O. 
195

 Siehe nur Art. 175 Abs. 1 i.V.m. Art. 251, Art. 252, Art. 95 i.V.m. Art. 251, Art. 37 Abs. 3, Art. 71 

i.V.m. Art. 252, Art. 83. 
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 Vgl. C.O. Lenz, Die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs auf dem Gebiet des Umweltschut-

zes, in: H.-W. Rengeling (Hrsg.), Umweltschutz und andere Politiken der Europäischen Gemeinschaft 

1993, S. 15, 23 ; H.-P. Zils, Die Wertigkeit des Umweltschutzes in Beziehung zu anderen Aufgaben der 

europäischen Gemeinschaft, 1994, S. 50. 
197

 M. Kloepfer/R. Thull, Rechtsprobleme einer CO2-Abgabe, DVBl 1992, 195 ff. 
198

 Vgl, H.F. Lersner, Bestehende und geplante Umweltabgaben, DStJG Bd. 15 (1993), S. 103 ff. 
199

 G. Albrechtskirchinger, Greening the Treaty, EuZW 1991, S. 1; K. Hailbronner, Stand und Perspektiven 

der EG-Umweltgesetzgebung, in: C. Callies/B. Wegner (Hrsg.), Europäisches Umweltrecht als Chance, 

1992, S. 15. 17; K. Dittmann, Dis Strategie der Europäischen Gemeinschaft, in: H.-J. Koch/J. Caspar 

(Hrsg.), Klimaschutz im Recht, 1997, S. 93f. 
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die gemeinschaftliche Kompetenznorm der Klimapolitik wird im Zusammenhang mit der 

Möglichkeit der Einführung einer CO2-Abgabe auf gemeinschaftlicher Ebene im kom-

menden Abschnitt dargestellt
200

. 

                                                 

200
 Siehe unter E. I. 
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D. Ökonomische Instrumente als Bestandteil einer effek-

tiven Klimaschutzpolitik 

 

 

I. Umweltabgaben als ein ökonomisches Instrument für den 

Klimaschutz 

 

Die geltenden ordnungsrechtlichen Regelungen, die zum Klimaschutz mittelbar oder 

unmittelbar beitragen können, erweisen sich, wie im früheren Kapitel gezeigt, als be-

grenzt, lediglich punktuell ausgearbeitet und lückenhaft. Dementsprechend stellt sich die 

Frage, ob diese Begrenztheit und Lückenhaftigkeit nur geltende Regelungen betreffen 

oder sie überhaupt als immanente Probleme der ordnungsrechtlichen Instrumente zu be-

zeichnen sind. In diesem Kapitel wird der Bedarf an abgaberechtlichen Instrumenten als 

eine alternative Maßnahme durch die Untersuchung seiner ökonomischen Auswirkungen 

bzw. den Vergleich mit anderen Instrumenten untersucht.  

 

1. Die Formvielfalt der CO2-Abgabe 

 

a) Der Begriff der CO2-Abgabe 

Bezüglich der Begrifflichkeit ist vor allem noch klarzustellen, dass der für die Themen-

stellung benutzte Terminus der „CO2-Abgaben“ keine thematische Einschränkung bedeu-

ten soll, sondern vielmehr eine plakative Bezeichnung darstellt. Der Begriff steht in die-

ser Arbeit für alle klimaschutzbezogenen Abgaben, die in Anlehnung an finanzwissen-

schaftliche Begriffsabgrenzungen, hoheitliche Einnahmen der öffentlichen Hand CO2-

Emissionen vermindern, die bei jeder Energieverbrennung auftreten und den anthropoge-

nen „Treibhauseffekt“, d.h. die Erwärmung der Erde verursachen, gleich in welcher 
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Rechts- und Handlungsform sie erhoben werden
201

. Jede CO2 freisetzende Verbrennung 

muss mit dieser Abgabe besteuert werden. 

Die im folgenden betrachteten CO2-Abgaben können als öffentliche Abgaben in Form 

von Steuern, Gebühren, Beiträgen oder Sonderabgaben erhoben werden. Wie diese Ab-

gabeformen im einzelnen zu kennzeichnen sind und ob sie für eine klimaschutzpolitische 

Instrumentierung besondere Eignung aufweisen, wird noch eingehend zu untersuchen 

sein. 

b) Die Formvielfalt der CO2-Abgaben 

CO2-Abgaben können grundsätzlich in drei Abgabenarten, als Steuern, Vorzugslasten 

(Gebühren, Beiträge) und Sonderabgaben erhoben werden
202

. Die Qualifizierung einer 

Abgabenform geschieht nicht als Selbstzweck reiner juristischer Begriffsbildung, viel-

mehr geht es um die Abgrenzung der verschiedenen Abgabenfunktionen, die der jeweili-

gen Abgabenform zugrunde liegen
203

.  

Das einzelne Instrument der CO2-Abgaben erfordert aufgrund der Verschiedenheit der 

Gesetzkompetenz eine differenzierende Betrachtung. Während die Kompetenz für die 

Erhebung von Vorzugslasten und Sonderabgaben aus der in Art. 72 ff. GG geregelten 

jeweiligen Sachkompetenz abgeleitet wird
204

, erfordert die Einführung einer CO2-Steuer 

nicht nur einen Kompetenztitel nach Art. 72 ff. GG, sondern auch nach Art. 105 ff. GG
205

.  

(a) Steuern 

CO2-Abgaben können zunächst einmal als CO2-Steuern erhoben werden. Steuern sind 

nach der Legaldefinition des § 3 Abs. 1 AO Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung 

für eine besondere Leistung darstellen und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwe-

sen zur Erzielung von Einnahmen allen auferlegt werden und bei denen der Tatbestand 

                                                 

201
 Vgl. B. Hansjürgens, Umweltabgaben im Steuersystem – Zu den Möglichkeiten einer Einfügung von 

Umweltabgaben in das Steuer- und Abgabensystem der Bundesrepublik Deutschland, 1992, S. 19, 90. 
202

 Vgl. K. Meßerschmidt, Umweltabgaben im Gefüge der Finanzverfassung, in: R. Breuer/M. Kloepfer/P. 

Marburger/M. Schröder (Hrsg.), UTR 3 (1987), S. 83 ff.; B. Bender/R. Sparwasser/R. Engels, Umwelt-

recht, 4. Aufl., 2000, S. 54 ff. 
203

 F.R. Balmes, Verfassungsmäßigkeit und rechtliche Systematisierung von Umweltsteuern, 1997, S. 48. 
204

 BVerfGE 67, 256, 274; P. Kirchhof, Verfassungsrechtliche Grenzen von Umweltabgaben, DStJG Bd. 

15 (1993), S. 14. 
205

 Vgl. M. Klopfer/M. Schulte, Zuständigkeitsgrenzen bei der Einführung landesrechtlicher Ab-

fall(Sonder-)abgaben, UPR 1992, S. 201; P. Selmer, Verfassungsrechtliche und finanzrechtliche Rah-

menbedingungen, in: R. Breuer/P. Marburger/M. Schröder (Hrsg.), Umweltschutz durch Abgaben und 

Steuern, UTR Bd. 16 (1992), S. 25 ff.; K. Meßerschmidt, Umweltabgaben im Gefüge der Finanzverfas-

sung, in: R. Breuer/M. Kloepfer/P. Marburger/M. Schröder (Hrsg.), UTR 3 (1987), S. 83, 90. 
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zutrifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft. Die Erzielung von Einnahmen 

kann mithin Nebenzweck sein. Dementsprechend können Steuern nicht nur bloßes Mittel 

der Einnahmebeschaffung sein, sondern vielmehr eine lenkende Wirkung hinsichtlich der 

Verhaltensbeeinflussung und Sozialgestaltung haben. Das heißt, Steuern können zweifel-

los als Mittel der Klimaschutzpolitik benutzt werden
206

.  

Die Möglichkeiten der Besteuerung von CO2-Emissionen oder der Nutzung von Umwelt-

ressourcen werden hinsichtlich der Finanzverfassung aber dadurch beschränkt, dass nach 

h.M. das Steuererfindungsrecht des Gesetzgebers auf die Einführung solcher Steuern be-

schränkt ist, welche bereits in der Finanzverfassung des GG genannt und hierin verteilt 

worden sind
207, 208

.  

Das verfassungsrechtliche Abgabensystem ist dualistisch strukturiert, es unterscheidet 

streng zwischen steuerlichen und nichtsteuerlichen Abgaben
209

. Während die nichtsteuer-

lichen Abgaben (Vorzugslasten) Sonderlasten begründen, stellen Steuern Gemeinlasten 

dar. D.h. Sonderlasten werden durch einen gewährten Sondervorteil oder durch die vom 

Abgabepflichtigen verursachten Sonderkosten gerechtfertigt, als Rechtfertigungsprinzip 

steht hier das Äquivalenzprinzip zur Verfügung. Steuern rechtfertigen sich durch das 

Leistungsfähigkeitsprinzip, nur in Ausnahmefällen ist eine Durchbrechung dieses Prin-

zips gestattet
210

. Die Qualifizierung als Steuer ist für den Anwendungsbereich der AO 

(§§ 1, 347 AO) und für die Eröffnung des Finanzrechtswegs (§ 33 Finanzgerichtsord-

nung) rechtlich relevant. Andere Abgaben unterliegen nicht der Bundesgesetzgebung und 

der Finanzverwaltung, was § 347 AO bzw. § 33 FGO klarstellt
211

. 

Obwohl Steuern eine lenkende Wirkung haben können, gibt es zwei Ausnahmen:  

Zum einen sind dies die reinen Lenkungssteuern, bei denen ein Einnahmeerzielungs-

zweck fehlt. Der Fiskalzweck „Erzielung von Einnahmen“ darf nicht gänzlich wegfallen, 

                                                 

206
 Vgl. K. Tipke/J. Lang, Steuerrecht 16. Aufl., 1998, S. 48 f.; D. Birk, Steuerrecht 2. Aufl., 1999, S. 53 f. 

207
 D. Birk, AK-GG, Art. 106 Rdnr. 6; K. Vogel/M. Walter, Bonner Kommentar zum GG, Stand 1997 Bd. 

10, Rdnr. 469; T. Maunz, in: MAUNZ-DÜRIG GG Kommentar, Lfg. 17, Art. 105 Rdnr. 46; K. Stern, 

Staatsrecht, Bd. 2, 1980, S. 1119, 1159; anderer Ansicht L. Osterloh, „Öko-Steuern“ und verfassungs-

rechtlicher Steuerbegriff, NVwZ 1991, 823 ff.; R. Wendt, in: J. Isensee/P. Kirchhof (Hrsg.), HdStR IV, 

1990, § 104 Rdnr. 29. 
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 Ausführlich siehe unter E. II. 2. a), (a), (2). 
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 W. Köck, Sonderabgaben als Instrument des Umweltschutzes: zugleich ein Beitrag zur Dogmatik des 

Abgabenrechts, 1991, S. 18. 
210

 Vgl. D. Birk, Steuerrecht als Mittel des Umweltschutzes, NuR 1985, S. 90, 91; F.R. Balmes, a.a.O., S. 

48, 51.  
211

 Vgl. K. Tipke/H.W. Kruse, Kommentar zur AO und FGO, § 1 AO Tz. 3. 
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wobei daneben noch andere verfolgt werden können
212

. Eigentlich ist die Steuer ohne 

Einnahme kaum vorstellbar, da sogar die sog. reine Lenkungssteuer auch irgendeinen Er-

trag bringt
213

. Der wesentliche Grund des Verbots reiner Lenkungssteuern liegt darin, 

dass das Unterlaufen der grundgesetzlichen Verteilung der Sachkompetenzen zur Ge-

setzgebung, das mit Hilfe eines Steuerbegriffs, der den Zweck der Einnahmeerzielung als 

etwas Beiläufiges, Nebensächliches hinnimmt und den Lenkungszweck als eigentlichen 

Zweck oder Primärzweck akzeptiert, ermöglicht werden kann, zu prohibieren
214

. „Der 

Gesetzgeber darf seine Kompetenz aus Art. 105 GG nicht dazu missbrauchen, um Ziele 

auf einem Sachgebiet zu erreichen, für das ihm die Kompetenz fehlt (etwa weil die Län-

der und nicht der Bund für die Gesetzgebung auf dem betroffenen Sachgebiet zuständig 

sind)“
215

. Daher sind Lenkungssteuern auf zweifacher Zuständigkeit zu stützen: finanz-

verfassungsrechtlich (Art. 105 GG) und gegenständlich
216

. Die CO2-Abgabe ist dement-

sprechend sowohl auf die finanzverfassungsrechtliche Zuständigkeit (Art. 105 GG), als 

auch auf die Zuständigkeit des Sachgebiets (Art. 74 Nr. 11 GG) zu stützen
217

.  

Zum anderen sind es die prohibitiv wirkenden Erdrosselungssteuern, die ersichtlich dar-

auf aus sind, die Erfüllung des steuerlichen Tatbestandes praktisch unmöglich zu ma-

chen
218

. Der Steuerbegriff ist nicht erfüllt, wenn die Abgabe lediglich dem Zweck dienen 

soll, den Betroffenen wirtschaftlich zu „erdrosseln“
219

.  

(b) Gebühren und Beiträge (Vorzugslasten) 
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 K. Stern, a.a.O.; K. Tipke, a.a.O.; P. Kirchhof, Besteuerungsgewalt und Grundgesetz, 1973, S. 72 ff.; W. 

Bilgery, Die steuerrechtliche Vergünstigungsnorm im Lichte der Theorie vom Stufenbau des Steuertat-

bestandes unter besonderer Berücksichtigung der Einkommensteuer, 1988, S. 160. 
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 Siehe unter E. II. 1. b). 
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 Siehe BVerfGE 8, 222, (228); 16, 147, (161); 29, 327, (331); 30, 250, (272); 31, 8, (23); 38, 61, (80); J. 
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CO2-Abgaben können grundsätzlich als Gebühren und Beiträge (sog. Vorzugslasten nach 

§ 1 RAO : Reichsabgabenordnung) erhoben werden. Das Merkmal der Gegenleistung 

grenzt die Vorzugslasten von der Steuer ab
220

. Gebühren sind Geldleistungen, die als Ge-

genleistung für eine besondere Leistung, Amtshandlung oder sonstige Tätigkeit der Ver-

waltung (Verwaltungsgebühr), für die Inanspruchnahme öffentlicher Einrichtungen und 

Anlagen (Benutzungsgebühr) oder für die Verschaffung eines subjektiven öffentlichen 

Rechts (Verleihungsgebühr) erhoben werden, sie stehen somit in eine Gegenseitigkeits-

verhältnis zur Leistung
221

. Beiträge sind hoheitlich zur Finanzbedarfsdeckung auferlegte 

Aufwendungsersatzleistungen für die Herstellung, Anschaffung oder Erweiterung öffent-

licher Einrichtungen und Anlagen: für die Verbesserung von Straßen, Wegen und Plätzen, 

nicht für deren laufende Unterhaltung und Instandsetzung
222

. Eine verfassungsrechtlich 

vorgegebene Definition der Vorzugslasten existiert nicht, lediglich die Gebühr wird in 

Art. 74 Nr. 22 GG und Art. 80 Abs. 2 GG erwähnt
223

. Die Kommunalabgabengesetze der 

Länder hingegen enthalten eine Definition der Gebühren und Beiträge (z.B. §§ 4 II, 8 II 

KAG NW). 

Bei den Vorzugslasten handelt es sich um das Kostendeckungsprinzip und Äquivalenz-

prinzip. Die beide Prinzipien umfassen eine Vielzahl von Kriterien, die bei der Bemes-

sung von Gebühren eine Rolle spielen können. Das Kostendeckungsprinzip verlangt, 

dass sich die Höhe der Vorzugslasten nach dem staatlichen Aufwand für die erbrachte 

Leistung richtet
224

. Das Äquivalenzprinzip verlangt einen Vergleich des Nutzens oder 

Wertes der Leistung und der Vorzugslastenshöhe
225

. Somit können die Kosten für eine 

Verwaltungshandlung, die dem einzelnen zuzurechnen ist, ersetzt werden und die Vortei-

le, die dem einzelnen auf Grund einer staatlichen Leistung zugeflossen sind, ausgegli-

chen werden. 

M. Kloepfer prognostizierte vor dreißig Jahren, dass der Schwerpunkt eines noch auszu-

bauenden, lenkenden Umweltabgabenrechts ... vor allem im Gebührenrecht (Emissions-

                                                 

220
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abgaben etc.) liegen dürfte
226

. Die Umweltgebühr ist heute auch von Bedeutung
227

. Da 

Umweltvorzugslasten eine kostenverursachende Gegenleistung voraussetzen und somit 

den Verursacher des Umwelteingriffes erreichen, sind sie in hohem Maße geeignet, das 

umweltrechtliche Verursacherprinzip zu verwirklichen
228

. Um diese Umweltvorzugslas-

ten als eine geeignete klimaschutzabgabenrechtliche Maßnahme zu qualifizieren, muss 

zuerst festgestellt werden, ob „Umweltgut Klima“ überhaupt unter dem Begriff „staatli-

che Leistungen“ subsumiert werden können.  

Nach dem herkömmlichen Verständnis werden Umweltgüter wie unverschmutzte Luft, 

Wasser, Boden als allgemeinverfügbar angesehen. Hält man sich an ein striktes Äquiva-

lenz- und Kostendeckungsprinzip, ist ihre Inanspruchnahme kein Gegenstand von Vor-

zugslasten
229

. Wegen des Mangels an Austauschbeziehungen ist somit die Umweltvor-

zugslast nicht das adäquate Lenkungsmittel für den Klimaschutz. 

Im Gegensatz zu dem herkömmlichen Verständnis gibt es zwei moderne Begriffe für Ge-

bühren. Zum ersten ist es der Versuch, die Verleihungsgebühr als einen dritten Gebüh-

rentyp anzunehmen. Die Verleihungsgebühr (Konzessionsabgabe) wird als ein Entgelt 

für die Verleihung oder für die Ausübung von verliehenen Rechten definiert
230

. Die Be-

fürworter der Zulässigkeit der Verleihungsgebühr begreifen die Verleihung eines subjek-

tiven öffentlichen Rechts als eine individuell zurechenbare Staatsleistung zugunsten des 

Abgabepflichtigen
231

. Daher kann man der staatlichen Einräumung eines Rechtes zur 
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 Dazu Gegenfassung; K. Vogel will der Gebühren unter Aufgabe von Äquivalenz- und Kostende-

ckungsprinzip messen. K. Vogel, in: J. Isensee/P. Kirchhof, HdStR, Bd. IV, 1990, § 87 Rdnr. 100. 
230

 K. Tipke/H. -W. Kruse, AO-Kommentar, § 3 AO, Tz. 21. 
231

 F. Kirchhof, Die Höhe der Gebühr, 1981, S. 29 ff.; ders., Die Verleihungsgebühr als dritter Gebührentyp, 

DVBl. 1987, S. 573 ff.; ders., Leistungsfähigkeit und Wirkungsweise von Umweltabgaben an ausge-

wählten Beispielen, in: R. Breuer/M. Kloepfer/P. Marburger/M. Schröder (Hrsg.), Umweltschutz durch 



 

 

55 

Umweltnutzung die Verleihungsgebühr auferlegen, wie bereits auch das nordrhein-

westfälische Lizenzentgelt geschehen
232

. Die Gegenmeinung aber lehnt die Anerkennung 

der Rechtsverleihung als Gegenleistung ab, weil dadurch subjektive Rechte nicht nach 

Berechtigung, sondern nach Zahlungsbereitschaft und –fähigkeit zugeteilt werden
233

. Ei-

ne Gebühr als Zugangsbarriere zum Recht würde gegen den Gleichheitsgrundsatz des Art. 

3 Abs. 1 GG verstoßen, da der Zahlungsfähige bevorzugt würde. Darüber hinaus kriti-

sierte die Gegenmeinung, dass die Gebühren die Abgrenzung zur Steuer verschwommen 

machen, da der Gegenleistungsbegriff an Konturen verliere, und letztlich würde sie die 

Verwaltung kommerzialisieren, da staatliche Leistungen käuflich werden würden
234

. 

Zum anderen sei der Versuch, den Benutzungsgebührenbegriff zu erweitern, wenn man 

richtigerweise den „dritten“ Gebührentyp ablehnt. Im Hinblick auf Umweltschutz ist vor 

allem die Benutzungsgebühr noch relevanter als Verwaltungsgebühr
235

. Die vorherr-

schende Meinung ist, dass der Erhalt der Umweltgüter für eine staatliche Leistung gehal-

ten werden kann
236

. Je knapper oder verschmutzter Umweltgüter werden, desto größer 

würde die Pflicht des Staates, diese Lebensgrundlagen zu erhalten. Daher sei über eine 

grundlegend neue Zuordnung der Umweltmedien nachzudenken. Die gebührenrecht-
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fertigende Gegenleistung läge in diesem Fall in der staatlichen Erhaltung und Bereitstel-

lung von knappen Umweltmedien
237

. 

Trotz des Versuchs durch die Ausdehnung des Gebührenbegriffs insbesondere bei Be-

nutzungsgebühr, Umweltmedien „Klima“ als „staatliche Leistungen“ zu qualifizieren, 

stellt sich das weitere Problem der Gebührenbemessung. Während die Gebührenbemes-

sung nach dem Kostendeckungsprinzip bzw. Äquivalenzprinzip bei der Abfall- und Ab-

wasserentsorgung möglich ist, da Entsorgungskosten kalkulierbar sind, ist sie bei CO2-

Gebühren überhaupt unmöglich, da die Kosten zur Erhaltung und Bereitstellung des 

Umweltgutes „Klima“ unkalkulierbar sind. 

(c) Sonderabgaben 

Sonderabgaben können auch als weitere Abgabenform für den Klimaschutz instrumenta-

lisiert werden. Das Instrument der CO2-Sonderabgabe ist in der Umweltabgabendebatte 

wegen der finanzverfassungsrechtlichen Bedenklichkeit sehr kontrovers diskutiert wor-

den
238

. Abgaben, die ihrer materiellen Substanz nach weder Steuern noch Vorzugslasten 

sind, gelten als Sonderabgaben
239

. Sonderabgaben unterscheiden sich von den Vorzugs-

lasten dadurch, dass sie unabhängig von der Gegenleistung erhoben werden. Von Steuern 

unterscheiden sich die Sonderabgaben dadurch, dass sie eine bestimmte Personengruppe 

belasten. Die Gegenleistungsunabhängigkeit der Sonderabgabe führt zu Abgrenzungs-

schwierigkeiten gegenüber dem Steuertatbestand, so dass sie auch kritisch als „Quasi-

Steuern“
240

 bezeichnet werden
241

. Ferner fließt das Aufkommen der Sonderabgabe nicht 

in den allgemeinen Staatshaushalt, sondern in Sonderfonds
242

. Da Sonderabgaben keine 

Steuern sind, folgt die Zuständigkeit zur Erhebung von Sonderabgaben nicht der Finanz-

verfassung (Art. 105 ff. GG), sondern entspricht als Annexkompetenz der jeweiligen 

Sachkompetenz (Art. 73 ff. GG)
243

. 
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Die Strukturprinzipien der Sonderabgaben hat vor allem der II. Senat des Bundesverfas-

sungsgerichts begründet, zuletzt in seinem Urteil zur Investitionshilfeabgabe vom 6. 11. 

1984
244

 sowie in seinem Beschluss zur Künstlersozialabgabe vom 8. 4. 1987
245

. Danach 

sind Sonderabgaben die einzigen Abgaben, die grundsätzlich nicht zur Erzielung von 

Einnahmen für den allgemeinen Finanzbedarf erhoben werden dürfen und die einen au-

ßerfiskalischen Erhebungsgrund als Sachzweck voraussetzen. Die Sonderabgabe ist vom 

Bundesverfassungsgericht in zwei verschiedene Kategorien d.h. in Finanzierungssonder-

abgaben und Lenkungssonderabgaben aufgeteilt worden
246

. Die Finanzierungssonderab-

gaben sollen Belastungen innerhalb eines bestimmten Erwerbs- oder Wirtschaftszweiges 

ausgleichen (Bsp.: Ausgleichsabgabe zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes, Abgabe 

zur Finanzierung der Mineralölbevorratung, Filmabgabe nach dem Filmförderungsgesetz 

etc.), während Lenkungssonderabgaben zu einem bestimmten Verhalten anreizen oder 

Fehlverhalten sanktionieren sollen (Bsp.: Ausgleichsabgabe nach dem Schwerbehinder-

tengesetz
247

, Sonderabgaben zum Schutz der Umwelt)
248

. 

Da Sonderabgaben mit Finanzierungszwecken der Steuer in hohem Maße ähnlich sind, 

und um zu vermeiden, dass die Finanzverfassung durch Sonderabgaben untergraben 

wird
249

, sind sie nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nur in Aus-

nahmefällen möglich
250

. Folgende Kriterien müssen nach dem BVerfG kumulativ vorlie-

gen: 

- Gruppenhomogenität. Die mit der Sonderabgabe belastete Gruppe muss ho-

mogen, d.h. von der Allgemeinheit und anderen Gruppen klar abgrenzbar sein. 

Die Sonderabgaben dürfen eine gesellschaftliche Gruppe nur dann belasten, 
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wenn diese durch eine gemeinsame Interessenlage oder andere Besonderhei-

ten sich von der Allgemeinheit und von anderen Gruppen abgrenzt
251

. 

- Gruppenverantwortlichkeit. Die mit der Abgabe belastete Gruppe muss dem 

mit der Erhebung verfolgten Zweck evident näher stehen als jede andere 

Gruppe oder die Allgemeinheit der Steuerzahler. Aus dieser Sachnähe zum 

Erhebungszweck muss eine besondere Gruppenverantwortung für die Erfül-

lung der mit der außensteuerlichen Abgabe zu finanzierenden Aufgabe ent-

springen
252

. 

- Gruppennützigkeit. Das Aufkommen der Sonderabgabe muss gruppennützig 

sein, d.h. im Interesse der Gruppe der Abgabepflichtigen verwendet werden. 

Insoweit ist es aber ausreichend, wenn der Ertrag den Abgabepflichtigen nur 

mittelbar zugute kommt. Die gruppennützige Verwendung der Sonderabgabe 

stellt somit einen Ausgleich zu der Sonderbelastung der abgabenpflichtigen 

Gruppe dar
253

. 

Zudem muss der Gesetzgeber die Einhaltung dieser engen Voraussetzung durch eine pe-

riodische Überprüfung sicher stellen
254

. 

Die Sonderabgaben mit Lenkungszwecken dürfen nur von einer homogenen, von der 

Allgemeinheit aufgrund einer verbindenden Interessenlage abgrenzbaren Gruppe erhoben 

werden. Das Merkmal der Gruppenverantwortlichkeit und der gruppennützigen Verwen-

dung des Aufkommens fehlen der Lenkungsabgabe, weil Anlass der Abgabe nicht die 

Finanzierung einer besonderen Aufgabe ist
255

. Es muss ein Zusammenhang zwischen 

Lenkungszweck und Aufkommensverwendung bestehen. 
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Im Hinblick auf das Verursacherprinzip erscheint die Lenkungssonderabgabe zunächst 

ideal zur Verwirklichung des Klimaschutzes
256

. Und CO2-Sonderabgaben haben gegen-

über CO2-Steuern einige Vorteile, weil nämlich eine bessere Kombination mit klima-

schutzbezogenen Ordnungsrechten zu erwarten ist, da die CO2-Sonderabgabenkompetenz 

der klimaschutzbezogenen Sachkompetenz folgt. Die Ansiedlung von CO2-Abgaben im 

Umweltministerium kann den willkürlichen Einsatz der CO2-Abgaben zu Finanzierungs-

zwecken vermeiden. Auch könnte das Steuerrecht weitgehend von umweltpolitischen 

Lenkungsnormen freigehalten werden
257

. Weiterhin können Sonderabgaben leichter er-

hoben werden als Steuer. Bei Sonderabgaben beruft sich der Gesetzgeber nicht auf eine 

Finanz-, sondern auf eine Sachkompetenz, die sich nicht aus Art. 105 f. GG, sondern aus 

Art. 70 ff. GG ergibt. Somit können die Länder und Gemeinden eine Sonderabgabe erlas-

sen. Dies bedeutet, dass Sonderabgaben im Vergleich zu Steuern leichter einzuführen 

sind und besonders für die Bundesländer eine attraktive Finanzierungsquelle darstellen, 

weil ihre Erhebung aufgrund der Sachkompetenz den Ländern relativ einfach möglich 

ist
258

. 

Dennoch ist die CO2-Sonderabgabe aus verfassungsrechtlicher Sicht kritisch zu beur-

teilen
259

. Sonderabgaben führen zu einer unsichtbaren Erhöhung der Abgabenlast
260

, da 

die tatsächliche Abgabenlast des Bürgers verschleiert würde, wenn dieser statt durch 

Steuern durch verschiedene Sonderabgaben belastet würde
261

. Der Ertrag der Sonderab-

gaben wird zumeist in einem gruppennützigen Sonderfond verwaltet. Die Sonderabgaben 

sind folglich der parlamentarischen Kontrolle nicht unterworfen
262

. Die dadurch entste-

henden „Schattenhaushalte“ sind aus ordnungs- und finanzpolitischer Sicht höchst be-

denklich
263

. Sie werden nicht von den Steuerverteilungsregelungen der Art. 105, 106 GG 
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erfasst. Dadurch durchbrächen sie den Verfassungsgrundsatz von der Vollständigkeit des 

Haushaltsplans, indem sie die Mittelverwendung der parlamentarischen Kontrolle entzö-

gen
264

, und begünstigten damit die Mittelverschwendung. Ferner würde die Gesetzge-

bungs- und Verteilungsordnung der Finanzverfassung durch eine verstärkte Einführung 

von Sonderabgaben als „Ersatzsteuern“ ausgehöhlt, da Sonderabgaben nicht der Finanz-

verfassung unterliegen, jedoch in ihrer Wirkung häufig den Steuern gleichzusetzen 

sind
265

. Durch vermehrte Sonderabgaben wäre die finanzverfassungsrechtlichen Vertei-

lungsmechanismen
266

 bezüglich der Bundes- und Länderfinanzen gefährdet, da die Län-

der mit Hilfe von Sonderabgaben selbst in vermehrtem Umfang Abgaben erheben könn-

ten
267

. 

Trotz einiger Vorteile ist eine parafiskalische Sonderabgabe in ordnungs- und finanzpoli-

tischer Sicht verfassungsrechtlich bedenklich und in Übereinstimmung mit dem Verfas-

sungsgericht aus den obengenannten Gründen als „seltene Ausnahme“ angesehen
268

. 

 

2. Ökologische Effektivität der abgabenrechtlichen Instrumente 

 

a) Umweltökonomische Grundlagen 

(a) Ausgangslage und grundlegende Konzepte 

Zur Produktion und Konsum werden Umweltgüter in vielfältiger Weise ge- und ver-

braucht. Die Umwelt bietet zum einen Güter, die direkt in den Produktionsprozess einge-

hen wie z.B. Bodenschätze, Hölzer, Fische und zum anderen stellt sie Flächen zur Verfü-

gung, die weiter genutzt werden (für die Landwirtschaft, als Industrie-, Wohn- und Erho-

lungsgebiete sowie für Transportzwecke)
269

. Der Ge- und Verbrauch von Umweltgütern 

ist für den Menschen unvermeidbar. Nach dem industriellen Wachstum und starken Be-

völkerungswachstum hat sich die freie Nutzung von Umweltgütern anders als früher zu-
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nehmend als problematisch erwiesen. Unter den Bedingungen einer großen und noch 

weiter wachsenden Weltbevölkerung, die nur unter Einsatz einer hoch entwickelten 

Technologie unter hinreichend menschenwürdigen Umständen leben kann, wird die 

Nachfrage nach Umweltgütern immer größer werden.  

Da eine Beseitigung der Knappheit unmöglich ist, ist eine effiziente Allokation das beste, 

was wir in einer Knappheitssituation erreichen können
270

. Die effiziente Allokation von 

knappen Ressourcen kann in marktwirtschaftlichen Systemen durch Preise ermöglicht 

werden, die einerseits dem Anbieter signalisieren, ob und in welchem Umfang bestimmte 

Güter gewünscht werden und sein Verhalten sanktionieren, andererseits dem Nachfrager 

anzeigen, auf welche Güterkombinationen er unter Berücksichtigung von Opportunitäts-

kosten sein Präferenzen richten sollte. Diese Informations- und Lenkungsfunktion von 

Preisen sind die Grundlage für den effizienten Einsatz knapper Ressourcen in marktwirt-

schaftlichen Systemen
271

. Solange Preise ihre Funktion als Knappheitssignale erfüllen, 

werden Ressourcen dorthin gelenkt, wo sie die größte Produktivität entfalten und Güter 

dort konsumiert, wo sie den größten Nutzen bringen
272

. 

Umweltschäden entstehen aus ökonomischer Sicht durch den Umstand, dass die Umwelt 

in vielfacher Weise als freies Gut behandelt wird, obwohl sie längst schon zu einem 

knappen Gut geworden ist. Die Produzenten und/oder die Konsumenten der Umwelt be-

zahlen dafür keinen Preis. Die Kosten der Umweltnutzung werden von der Allgemeinheit 

getragen, in erster Linie aber den zukünftigen Generation aufgebürdet. Aufgrund dieser 

möglichst „kostenlosen“ Inanspruchnahme der Umwelt durch Produzenten und Konsu-

menten treten allerdings bei anderen Wirtschaftseinheiten in der Volkswirtschaft 

Nachteile auf. Knappheitsfolgen werden beim Verbrauch von Umweltgütern nicht be-

rücksichtigt. Eine Übernutzung von Umweltressourcen und Ineffizienz ihrer Nutzung 

sind die Folge
273

.  

All dies drückt sich in der Existenz externer Effekte aus. Das sind „direkte“, d. h. nicht 

über Preismechanismen des Marktes transmittierte Wirkungen, die Aktivität des Wirt-

schaftssubjekts auf mindestens eine anderes derart ausübt, dass private und soziale Kos-
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ten der „verursachenden“ Aktivität nicht zur Deckung kommen
274

. Sie betreffen gewis-

sermaßen am Preissystem vorbei den direkten Nutzen, und können deshalb durch den 

Preismechanismus auch nicht koordiniert werden. „Extern“ bezieht sich hierbei nicht auf 

den einzelnen Produzenten oder Konsumenten, außerhalb dessen Einfluss der Effekt liegt, 

sondern auf das Preissystem, das auf bestimmte Effekte nicht reagiert
275

. Als Folge stel-

len sich Preisverzerrungen (und damit Fehlallokationen) ein. Umweltschädigende Güter 

können im Vergleich zu umweltfreundlicheren Produkten bevorzugt werden, weil ihre 

externen Kosten nicht in ihre Preise einkalkuliert wurden. Zudem kann die Nutzung der 

Umweltmedien sich durch die externen Kosten verteuern, wie am Beispiel ´Wasser´ 

deutlich wird, welches man aufbereiten muss, um es als Trinkwasser verwenden zu kön-

nen
276

. Die Verursacher volkswirtschaftlicher Kosten haben zumindest keinen unmittel-

baren Anreiz, die Kosten zu internalisieren. Daher werden in der Regel korrigierende 

staatliche Eingriffe gefordert
277

. 

(b) Lösungsansatz des Externalitätenproblems in der Umweltökonomie 

Abgabenrechtliche Instrumente sollen der Internalisierung dieser bislang externalisierten 

Kosten dienen, indem sie zu einer Verteuerung der Produkte und damit zu einer umwelt- 

und marktgerechten Preisbildung führen. Im wesentlichen können zwei unterschiedliche 

Internalisierungsmodelle aufgeführt werden, die sog. Pigou-Steuer und das Standard-

Preis-Modell von W. Baumol und W. Oates. 

(1) Die Pigou-Lösung 

Der theoretische Hintergrund, mit dem das Instrument der Umweltabgabe begründet wird, 

geht auf die Arbeiten von Pigou zurück. Pigou hat bereits in seinem Werk ´The Econo-

mic of Welfare´ festgestellt
 278

, dass die wirtschaftlichen Handlungen der Wirtschaftssub-

jekte in einem unkorrigierten Marktsystem lediglich nur private Kosten berücksichtigen, 

soziale Kosten und Erträge dagegen unberücksichtigt lassen. Dies stelle eine wichtige 
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Ursache für die mangelnde Optimalität des Marktergebnisses dar. Um Kosten richtig an-

zulasten schlug Pigou vor, der Staat müsse in Form geeigneter Instrumente dafür Sorge 

tragen, dass den Akteuren eine Steuer in Höhe des Differenzbetrages zwischen privaten 

und sozialen Kosten auferlegt wird, um so die externen Kosten zu internen Kosten zu 

machen
279

. Wie oben aufgeführt, führt eine als freies Gut angesehene Umwelt zu Fehlal-

lokationen. Daher werden die Wirtschaftssubjekte wegen Preisverzerrungen und Fehlal-

lokationen der Umweltressourcen nicht mit den vollen Grenzkosten ihrer ökologischen 

und ökonomischen Aktivitäten konfrontiert. Aufgabe der Pigou-Steuer ist es, diesen Zu-

stand zu korrigieren
280

. Der aufzuerlegende Steuersatz entsteht dabei aus der Differenz 

der volkswirtschaftlichen und der privatwirtschaftlichen Grenzkosten, die sich in der Si-

tuation pareto-optimaler Internalisierung der externen Effekte ergeben
281

. Durch die Pi-

gou-Steuer werden die Wirtschaftssubjekte gezwungen, mit Umweltkosten bei der wirt-

schaftlichen Tätigkeit zu rechnen und die Nachfrage nach Umweltressourcen einzu-

schränken
282, 283

.  

Ein Ansatz der Kosteninternalisierung und Besteuerungsidee auf der Grundlage indivi-

dueller Preisbildungen (A. C. Pigou) ist jedoch aufgrund verschiedener Umstände kaum 

realisierbar:  

Pigou nimmt zwar die Zurechnung externer Effekte auf die Verursacher vor, lässt aber 

offen, wer als Verursacher gelten soll und die Kosten zu tragen hat
284

. Um die richtigen 

Verursacher und Kosten der Umweltschäden festzustellen, ist zunächst eine Quantifizie-

rung der gesamten Umweltschäden und Zurechnung des Schadensbeitrags des einzelnen 

Verursachers erforderlich
285

. Aber diese Anforderungen sind unverwirklichbar, weil zum 

einen die Verursacher der volkswirtschaftlichen Kosten wegen der Kumulativwirkungen 
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der Umweltschäden nicht eindeutig und permanent bestimmt werden können und zum 

anderen die einzelnen Verursachungsbeiträge nicht kostenmäßig exakt bestimmt werden 

können, da die Berechnung der sozialen Kosten für jede wirtschaftliche Tätigkeit sehr 

aufwendig und schwierig ist
286

. „Da das Erfordernis in der Praxis nicht zu erfüllen ist, 

kann der Pigousche Vorschlag zwar als Richtschnur für eine auszugestaltende Steuer 

dienen, aber nicht zur Ausgestaltung selbst herangezogen werden.“
287

 

Ein weiterer Nachteil ist, dass die Umweltbelastungen beim Pigou-Ansatz bis zu einem 

gewissen Grad hingenommen werden müssen: Der Pigou-Ansatz hat keine 100%ige Rei-

nigung (Nullemission) zum Ziel, sondern Vermeidungsmaßnahmen sollen nur bis zum 

Optimalpunkt ergriffen werden, da die Festlegung von Umweltzielen beim Pigou-Ansatz 

nach den im Optimalpunkt vorliegenden Grenzkosten und Grenzschäden erfolgt
288

. Da-

her wären die weitergehenden Umweltschutzmaßnahmen wegen der steigenden Grenz-

kosten unwirtschaftlich
289

. 

(2) Das Standard-Preis-Modell von Baumol und Oates 

Um die Unzugänglichkeit bei der Pigou-Steuer zu vermeiden, wird ein bestimmter Um-

weltstandard, der mittels Erhebung einer Abgabe dann auch erreicht werden soll, im 

Standard-Preis-Modell (W. Baumol/W. Oates) festgelegt
290

. Dieser Umweltstandard wird 

unter Berücksichtigung der vorhandenen Informationen pragmatisch festgesetzt und auf 

politischem Wege bestimmt. Emissionen sind nämlich so weit zu besteuern, bis ein durch 

die politische Entscheidung angestrebtes Niveau erreicht ist
291

.  

Der Abgabesatz wird in einer den Grenzvermeidungskosten entsprechenden Höhe festge-

legt. Die Wirtschaftssubjekte können sich nach den individuellen Vermeidungskosten-
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kalkülen an den vorgegebenen Standard anpassen. Mit anderen Worten, die Emittenten 

werden ihre Schadstoffausstöße so weit verringern, bis die Vermeidungskosten dem 

Steuersatz entsprechen, da sie auf diese Weise ihre Produktionskosten minimieren kön-

nen. Bei diesem Prozess müssen Schattenpreise für jeden Schadstoff gefunden werden. 

Sie sollen hoch genug sein, damit sie dem umweltpolitischen Ziel dienen
292

. Um den 

richtigen Steuersatz auszusuchen, ist daher ein wiederholendes Handlungsverfahren in 

Form eines „trial and error“ erforderlich
293

. 

Im Vergleich zur Pigou-Lösung ist der wesentliche Unterschied zwischen beiden Ansät-

zen, dass beim Standard-Preis-Ansatz Emissionen gemäß einer politischen Zielvorstel-

lung mengenmäßig begrenzt werden sollen, ohne dass Schadensäquivalente angelastet 

werden, während beim Pigou-Ansatz die Abgabenhöhe unter Optimalitätsanforderungen 

festzulegen sind und die Abgabe als Internalisierungsinstrument dient. Dadurch wird die 

Internalisierungsidee von Pigou durch eine Demeritorisierungsidee ersetzt, und die Um-

weltabgabe wird zur Lenkungsabgabe
294

.  

Beim Standard-Preis-Ansatz braucht man, wie oben genannt, keine Schadensabschätzung, 

die sich als erhebliche Schwierigkeit beim Pigou-Ansatz darstellt, anzustreben
295

. Ähn-

lich wie der Pigou-Lösung stehen auch der praktischen Anwendung des Standard-Preis-

Ansatzes einige gravierende Probleme entgegen:  

Die Unternehmen reduzieren Umweltbelastungen nur dort, wo dies mit den geringsten 

Kosten möglich ist. Damit bleiben die ökologisch dringendsten Umweltverschmutzungen 

unbeachtet, da sich das Interesse der Unternehmer nicht auf dem Umweltschutz sondern 

auf Gewinnoptimierung fokussiert und dementsprechend nach den individuellen Vermei-

dungskostenkalkülen handeln
296

.  

Der Umweltstandard wird durch politische Entscheidung festgestellt. Dabei müssen die 

Politiker mit den erforderlichen Informationen richtig umgehen, um einen entsprechen-
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den Steuersatz festzusetzen, was jedoch die Bedenken aufwirft, ob ein Politiker mit der 

Fülle von Fakten in Ermangelung an Fachkenntnissen überhaupt in der Lage ist, diese 

korrekt anzuwerten
297

.  

Zudem ist der behördliche Verwaltungsaufwand beim Standard-Preis-Ansatz unerträg-

lich groß, da die Vermeidungskosten praktisch jeder Schadstoffquelle sowie deren Ein-

fluss auf die Umwelt bekannt sein müssten
298

. Da die Behörde nicht fähig ist, die Grenz-

vermeidungskosten jedes einzelnen Emittenten exakt festzustellen, ist eine korrekte Rea-

lisierung der zuvor fixierten Umweltqualität allenfalls rein zufällig und daher unwahr-

scheinlich. Dieses Problem soll durch ein sukzessives Handlungsverfahren in Form eines 

„trial and error“ gelöst werden
299

. 

 

Sowohl der Pigou-Ansatz als auch der Standard-Preis-Ansatz sind damit als eine zutref-

fende Maßnahmeidee für Umweltpolitik nur begrenzt geeignet. Dennoch sollte auf eine 

ökonomische Umweltpolitik, die durch Umweltabgabe ausgestaltet wird, nicht verzichtet 

werden. Es gäbe eine handhabbare und operative Vorgehensweise für die Umweltpolitik, 

wenn wir die reinen ökonomisch-theoretischen Konzeption beider Ansätze nicht in vol-

lem Umfang durchsetzen. Die bestimmten Gestaltungskriterien müssen für den Einsatz 

der umweltpolitischen Instrumente durch diese Vorgehensweise festgelegt und überprüft 

werden, bis die einzelnen Instrumente mit diesen Kriterien übereinstimmen
300

. Insoweit 

ist das abgabenrechtliche Instrument noch vorteilhafter als andere umweltpolitische In-

strumente. 

b) Wirkungsweise und Ausgestaltung von lenkenden Umweltabgaben aus umwelt-

ökonomischer Sicht 

(a) Erscheinungsformen der Umweltabgaben 

Aus ökonomischer Sicht teilt D. Dickertmann
301

 Umweltabgaben nach ihrer Lenkungs-

wirkung in vier verschiedene Kategorien ein.  
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- Inputabgaben geht es darum, die Verwendung bestimmter Grundstoffe wie 

z.B. Chlor, Cadmium usw. zu belasten. Ziel der Inputabgaben ist somit die Er-

zwingung Anpassungsmaßnahmen der Unternehmen. Wenn man durch eine 

auf einen Inputstoff gelegte Umweltabgabe auf eine Verteuerung abzielt, so ist 

der umweltpolitische Lenkungserfolg primär von den Überwälzungsstrategien 

und -erfolgen sowie von den Elastizitäten und den damit zusammenhängenden 

Markt- und Preiswirkungen abhängig. Damit ist eine sofortige Auswirkung 

schwerlich zu erwarten, da die Änderung des Angebots- bzw. Nachfragever-

haltens zur Vermeidung der Zahllast Zeit benötigt
302

. (Beispiel: CO2-Abgabe) 

- Verfahrensabgaben (Technologieabgaben) zielen auf eine Belastung be-

stimmter Prozesse der Gütererzeugung bzw. Güterverarbeitung ab, also auf 

verbesserte oder neue Produktionstechniken. Verfahrensabgaben sind im Hin-

blick auf Anknüpfungspunkte einer praktischen Besteuerung in vielen Fällen 

nicht zweckmäßig, weil sie die Schwierigkeit enthalten, eine richtige Bemes-

sungsgrundlage zu formulieren. Somit brauchen die Verfahrensabgaben einen 

nachweisbaren und direkten Zusammenhang zwischen den Verfahren und 

Umweltschäden
303

. (Beispiel: Erhöhung der Kfz-Steuer für Fahrzeuge ohne 

Katalysator) 

- Rohemissions- bzw. Emissionsabgaben geht es darum, die bei der Produktion 

und/oder beim Konsum entstehenden Schadstoffemissionen in Luft, Wasser 

und Boden sowie die entstehenden Abfallstoffe zu belasten. Dadurch können 

eine Verminderung der Schadstoffmenge und alternative Verfahrenstechniken 

gefördert werden. Dies setzt vor allem eine entsprechende Messtechnik voraus 

und braucht einen vergleichsweise hohen Kontrollaufwand. Deswegen ver-

sucht man auch in der Umweltpolitik, durch Ersatz-Bemessungsgrundlagen die 

naturwissenschaftlichen oder messtechnischen Probleme zu beseitigen, falls 

die Anknüpfungspunkte der Besteuerung im Unternehmenssektor liegen. Den-

noch bleibt die Problematik, falls Umweltschäden durch Aktivitäten im Be-

reich der privaten Haushalte auftreten
304

. Trotzdem sind diese Abgaben in der 

umweltpolitischen Diskussion immer von großer Bedeutung. Denn sie legen 
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direkt den Schadstoffausstoß auf und können somit den betroffenen Unterneh-

men unabhängig von Markt- und Preiseffekten Anpassungsreaktionen ermögli-

chen
305

. (Beispiel: Abwasserabgabe) 

- Outputabgaben geht es darum, bestimmte Fertigprodukte zu verteuern. Da-

durch sollen umweltgefährdende Produkte durch weniger umweltschädigende 

sowie preislich günstigere Güter ersetzt werden. Die Lenkungswirkungen die-

ser Abgaben sind wie Inputabgaben von den Überwälzungsstrategien und der 

Preiselastizität und den damit zusammenhängenden Markt- und Preiswirkun-

gen abhängig. (Beispiel: Batterieabgabe) 

Die Wahl dieser Abgabearten nach dem jeweils vorgegebenen umweltpolitischen Ziel 

hängt vom jeweiligen Einzelfall ab. Hinsichtlich der Klimaschutzpolitik kommen vor al-

lem zwei Parameter als Anknüpfungspunkte der CO2-Abgabe in Frage: Inputabgaben o-

der Rohemissions- bzw. Emissionsabgaben. Eine unmittelbare Abgabebemessung an-

hand der Menge der CO2-Emissionen hat zwar den Vorteil, dass sie den betroffenen Un-

ternehmen unabhängig von Markt- und Preiseffekten Anpassungsreaktionen ermöglicht 

und dementsprechend treffersicher ist. Es entsteht jedoch ein gravierendes Problem durch 

den notwendigen Messaufwand, der durch die Vorteile einer Emissionsabgabe nicht 

kompensiert wird. Demgegenüber besitzt die CO2-Inputabgabe, die wegen linearer un-

mittelbarer Abhängigkeit der CO2-Emissionen vom Umfang des Einsatzes der fossilen 

Energieträger die Belastung des Ausstoßes von CO2 ermöglicht
306

, entscheidende Über-

legenheit, dass sie keine unnötigen Investitionen im Bereich der Messtechnik verlangt
307

. 

Bei der CO2-Inputabgabe ist der Kreis der CO2-Inputabgabepflichtigen ferner durch die 

mögliche ihre Erhebung auf der Stufe der Primärenenergieverarbeitung überschaubar und 

folglich ist sie noch praktikabler als Rohemissions- bzw. Emissionsabgabe
308

. 

(b) Wirkungsweise der Umweltabgaben 

Die Umweltabgaben bezwecken, ein umweltschädliches Verhalten der Umweltverbrau-

cher durch Internalisierung der externen Kosten bzw. die Demeritorisierung mittels Um-

weltabgaben zu verteuern und die Wirtschaftssubjekte zu motivieren, ihre Allokations-
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entscheidungen zu überdenken und damit eventuell umweltschonendere Alternativen zu 

ergreifen
309

. In diesem Prozess steuern die Umweltabgaben das Verhalten der Wirt-

schaftsakteure in einer Marktwirtschaft durch die Preise. Durch die Erhebung der Um-

weltabgaben wird die Knappheit eines Gutes signalisiert. Damit kann oft eine Umweltab-

gabe schon in der Ankündigungsphase zu nennenswerten Anpassungsreaktionen führen, 

wodurch den Umweltabgaben eine gewisse Lenkungsfunktion durch die unterschiedliche 

Preishöhe immanent ist (Lenkungs- und Signalfunktion)
310

. 

Die Auswirkungen der Umweltabgabe hängen entscheidend davon ab, ob es für umwelt-

schädigende Wirtschaftssubjekte kostengünstiger ist, sich dem Lenkungsziel der Abgabe 

die Umweltschutzmaßnahmen durchzuführen oder die Abgabe zu zahlen. Wenn die be-

troffenen Wirtschaftssubjekte die Abgabe entrichten, dann ist der Lenkungszweck ver-

fehlt, d.h. eine Verbesserung der Umweltqualität lässt sich kaum erwarten
311

. Bei diesem 

Fall liegt lediglich die Finanzierungsfunktion vor. 

B. Hansjürgens hat die Anpassungsreaktionen der privaten Wirtschaftssubjekte in Analo-

gie zur Steuerwirkungslehre
312

 in drei Phasen unterteilt und analysiert
313

; eine Wahrneh-

mungsphase, eine Zahlungsphase und eine Inzidenzphase
314

. Die Wirkungsabläufe in den 

einzelnen Phasen haben diese drei Erscheinungsformen: 

(1) Wahrnehmungsphase 

In der Wahrnehmungsphase versuchen die betroffenen Wirtschaftsakteure, die Steuerbe-

lastung zu vermeiden, indem sie sich entsprechend den Vorschriften der Umweltabgabe 

umweltfreundlich verhalten. Diese Ausweichungsreaktion kann wiederum in drei Aspek-

te eingeteilt werden. 

Zum ersten können die Unternehmen für eine sachliche Ausweichung grundsätzlich über 

alle Möglichkeiten nachdenken. In dieser Phase wird das Produkt oder Produktionsver-
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fahren ersetzt und dadurch können Umweltbeeinträchtigungen vermieden oder beseitigt 

werden
315

. Die Umweltbeeinträchtigungen können in dieser Phase verringert werden, in-

dem die Konsumenten und Unternehmen mit den Einsparmaßnahmen den Verbrauch 

umweltschädlicher, zu versteuernder Güter und zu versteuernder Energie reduzieren
316

. 

Zum zweiten kann in einer räumlichen Ausweichung die Belastungsverlagerung an einen 

anderen Ort nur dann geeignet sein, wenn das Umweltproblem als ein regionales Prob-

lem erachtet wird. Zum Schluss wird eine zeitliche Ausweichreaktion unter umweltpoliti-

schen Gesichtspunkten als ungeeignet angesehen, da das umweltschädliche Verhalten nur 

temporär eingeschränkt oder verlagert wird
317

. 

Um durch die Abgabenerhebung die gewünschte Verhaltensweise der Wirtschaftssub-

jekte abzuleiten, muss die Abgabenbelastung spürbar sein, und es muss Substitutions-

möglichkeiten in technischer Hinsicht geben. Diese Wahrnehmungsphase wäre für die 

Wirtschaftssubjekte wegen größerer Wahlmöglichkeit viel geeigneter als später auftre-

tenden Anpassungsphasen
318

. 

(2) Zahlungsphase 

Wenn die Abgabenausweichung in der Wahrnehmungsphase nicht gelingt, dann müssen 

die Umweltverbraucher die Umweltabgabe zuerst entrichten. Wäre eine Überwälzung auf 

andere möglich, dann würden die Wirtschaftssubjekte durch Überwälzung auf diese Wei-

se ihre Abgabenlasten verringern. Durch den Mechanismus von Angebot und Nachfrage 

weichen die Wirtschaftssubjekte folgendermaßen auf umweltschonendere Verhaltens-

weisen aus: Der Produzent reagiert auf das Nachfrageverhalten des Konsumenten, und 

produziert die umweltschädliche Sache nur deswegen, weil Nachfrage besteht. Somit ist 

es richtig, dass die indirekte Umweltsteuer den nachfragenden Konsumenten belastet. 

Zugleich wird aber auch der Produzent belastet, weil er seine Ware mit relativ höherem 

Preis wegen der abgewälzten Steuer am Markt anbieten muss
319

. Somit müsste der Pro-

duzent eine umweltfreundliche Ware produzieren, um diese konkurrenzfähig zu halten. 
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Durch abgabenrechtlichen Einfluss auf Preismechanismen ist eine umweltschützende 

Wirkung zu erwarten
320

. 

Um in dieser Phase durch die Zahlungsreaktion der Wirtschaftssubjekte eine umwelt-

schützende Ausweichungsreaktion zu erreichen, braucht man bei den bestehenden Markt- 

und Preisreaktionen die folgenden zwei Voraussetzungen: Zum einen muss es Konkur-

renzunternehmer geben oder Substitutionsmöglichkeiten für die Ware bestehen. Damit 

können die Konsumenten durch Überwälzung umweltschädigenden Waren ausweichen. 

Zum anderen muss eine hohe Nachfrage- oder Kreuzpreiselastizität vorhanden sein
321

. 

Wenn eine geringe Preisänderung eine spürbare Mengenänderung verursacht, so besteht 

eine hohe Nachfragepreiselastizität. Die Nachfrage eines Gutes kann oft von dem Preis 

eines anderen Gutes beeinflusst werden: Das Verhältnis des Verbraucherverhaltens in be-

zug auf die Preise verschiedener Güter kann mit „Kreuzpreiselastizität“ bezeichnet wer-

den. Je größer die Kreuzpreiselastizität ist, desto kräftiger reagiert die Nachfrage der 

Verbraucher auf eine Preisänderung eines Gutes
322

. Werden die Ware mit der niedrigen 

Preis- oder Kreuzpreiselastizität besteuert, so entsteht keine ökologische Lenkungswir-

kung sondern nur eine Finanzierungswirkung, die nur eine rückläufige Bewegung der 

Volkswirtschaft hervorruft, ohne gezielt eine umweltschützende Wirkung zu provozieren. 

(3) Inzidenzphase 

Wenn die Abgabenausweichung und die Überwälzung einer Zahllast nicht möglich sind, 

dann ergeben sich für abgabenbelastete Wirtschaftssubjekte nur Einkommensminde-

rungen. In dieser Phase reagieren sie, indem sie ihre wirtschaftlichen Tätigkeiten entwe-

der reduzieren oder verstärken
323

.  

Bei der Reduzierung können umweltschützende Effekte ohne den Rückzug der gesamten 

wirtschaftlichen Tätigkeit erwartet werden, wenn die Abgaben genau auf die umwelt-

schädlichen Gegenstände zielen, und im Markt Wahlmöglichkeiten für die Verbraucher 
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bestehen. Denn die Wahlmöglichkeiten für die Verbraucher ermöglichen das Wachstum 

der unbesteuerten und umweltfreundlichen Branchen. Aber auch bei der Verstärkung der 

wirtschaftlichen Tätigkeit sind unter bestimmten Bedingungen umweltschützende Effek-

te zu erwarten: Die Wahlmöglichkeiten für die Konsumenten und die hohe Nachfrage-

preiselastizität im Markt zwingen die umweltschädlichen Produzenten, ihre Unternehmen 

entweder aufzugeben oder zumindest auf unbesteuerte Unternehmen auszuweichen. Die 

Produzenten werden durch den Abgabenzwang und die unternehmerischen Rationalisie-

rungsüberlegungen einsehen, dass eine Verstärkung der wirtschaftlichen Tätigkeit unter 

solcher Bedingungen nicht gewinnbringend ist
324

. 

 

Betrachtet man die dargestellten Lenkungswirkungen, so ist der durch Umweltabgaben 

induzierte Anreizeffekt in allen Phasen dauerhaft. „Umweltabgaben werden Kostenbe-

standteil und gehen insoweit – unabhängig von Überwälzungsstrategien und Über-

wälzungschancen – in die unternehmerischen Rationalisierungs-, Kostenminimierungs- 

und Prozessgestaltungsüberlegungen ein.“
325

 Diese allgemeine Wirkungsweise der Len-

kungssteuern gilt prinzipiell auch für die CO2-Abgabe: CO2-Abgabe bezweckt auch, 

umweltschädliches Verhalten, nämlich den CO2-Ausstoß durch die Internalisierung der 

externen Kosten bzw. die Demeritorisierung, zu verhindern, und den CO2-Emittenten zu 

motivieren, sich durch technische Verbesserung der CO2 emittierenden Anlagen und E-

nergieeffizienz des Betriebs klimafreundlich zu verhalten. Anders als bei normalen Um-

weltabgaben gibt es dennoch gewisse Eigentümlichkeiten bei CO2-Abgaben: Während 

die normalen Umweltabgaben durch Substitutionsmöglichkeiten der Waren bzw. die ho-

he Nachfrageelastizität im Markt die umweltfreundlichen Waren bevorzugen und dem-

nach Umweltbeeinträchtigungen beseitigen, fehlt es den CO2-Abgabepflichtigen norma-

lerweise an Substitutionsmöglichkeiten, die Strom zum Betrieb ersetzen können, da 

selbst die fossilen Brennstoffe nur eine sehr enge Substitutionsmöglichkeiten bieten, weil 

die meisten industriellen Produktionsverhalten und Energieerzeugungsarten zum CO2-

Ausstoß beitragen. Folglich müssen entweder die CO2-Abgabepflichtigen solange es kei-

ne revolutionäre technische Verbesserung der Energieeffizienz gibt und keine CO2-

armen Brennstoffe erfunden werden, überhaupt Reduktion von CO2-Emissionen mittels 

Reduktion von Produktionsverhalten leisten, um Abgabenlast zu vermeiden, oder die 
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Konsumenten müssen die überwälzten teueren Preise der CO2-haltigen Waren und des 

Stroms hinnehmen.  

C) Vereinbarkeit von CO2-Abgaben mit den Prinzipien der Umweltpolitik 

Die Prinzipien des Umweltschutzes gestalten allgemeine Handlungsprinzipien, spielen 

als Gestaltungsmaßstäbe für Gesetze, Programme und Einzelmaßnahmen eine Rolle und 

sollen schließlich die Art und Weise der Verwirklichung von umweltpolitischen Zielen 

lenken
326,

 
327

. Das Vorsorge-, das Verursacher-, das Kooperationsprinzip (Prinzipientrias) 

haben eine grundlegende Bedeutung für die Umweltschutzpolitik des deutschen Umwelt-

rechts
328,

 
329

, während europarechtlich in Art. 6 EGV der Grundsatz einer umweltverträg-

lichen nachhaltigen Entwicklung, in Art. 174 Abs. 2 EGV der Grundsatz, Umweltbeein-

trächtigungen vorzubeugen und sie nach Möglichkeit an ihrem Ursprung zu bekämpfen, 

sowie das Verursacherprinzip verankert sind
330

.  

Bei der Auswahl und Beurteilung eines klimaschutzpolitischen Instrumentes kann die 

Prinzipientrias als Kriterienmaßstab von großer Bedeutung sein, da die CO2-Abgaben 

bevorzugt instrumentell einzusetzen sind, wenn sie in starkem Maße mit dieser Prinzi-

pientrias in Klang stehen. Daher ist es sinnvoll, die CO2-Abgaben mit der Prinzipientrias 

im Rahmen einer Einordnung in das umweltbezogene Instrumentarium zu prüfen. 

(a) Die CO2-Abgaben mit dem Vorsorgeprinzip  
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Das Vorsorgeprinzip als Primärziel der Umweltschutzpolitik bedeutet, dass Umweltge-

fahren und -schäden so weit wie möglich vermieden werden, indem sie am besten gar 

nicht erst entstehen
331

. Durch das Vorsorgeprinzip kann man eine Umweltschutzpolitik 

gegen Umweltbeeinträchtigungen unterhalb der Gefahrenschwelle betreiben
332

. Dies ist 

besonders bedeutsam beim Treibhauseffekt, wo durch die CO2-Emissionen eine exakte 

Konkretisierung von Ursache-Wirkungsabläufen schwierig einzuschätzen ist
333

. Somit 

reicht es mit dem Gefährdungspotential aufgrund vermuteter Ursache-

Wirkungszusammenhänge aus, die entsprechenden Gegenmaßnahmen zu ergreifen
334

. 

Um eine erfolgreiche Vorsorgepolitik durchzuführen, muss man sie durch geeignete In-

strumente unterstützen. Hier kann man als geeignete Instrumente insbesondere die Um-

weltverträglichkeitsprüfung (UVP), ein verschärftes Haftungsrecht und eine adäquate 

Abgabenpolitik nennen
335

. Anders als beim Gefahrenabwehrprinzip
336

 kommen beim 

Vorsorgeprinzip vorzugsweise marktwirtschaftliche Instrumente, nämlich Abgaben, in 

Frage, weil sie dauerhafte Anreizwirkungen liefern, um den Einsatz von fossiler Brenn-

stoffe und damit den Ausstoß von Emissionen zu verringern
337

. Diese Anreizwirkungen 

können sich bis zum letzten CO2 entfalten, wenn die CO2-Abgaben entsprechend ausges-

taltet sind
338

. Sie wirkt sich auf den Bereich der Restverschmutzungen
339

 und dort, wo 

ordnungsrechtliche Instrumente den CO2-Ausstoß ohne Sanktionen zulassen
340

. 

(b) CO2-Abgaben mit dem Verursacherprinzip 
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333
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 J. Bunde, Umweltsituation in der Bundesrepublik Deutschland, in: W. Benkert/J. Bunde/B. Hansjürgens, 

Umweltpolitik mit Öko-Steuern?, 1990, S.62. 
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toleriert wird. Vgl. K.-H. Hansmeyer/H.K. Schneider, Umweltpolitik, Ihre Fortentwicklung unter 

marktsteuernden Instrumenten, 1990, S. 7; B. Hansjürgens, a.a.O., S. 49. 
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 J. Bunde, a.a.O. 
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 B. Hansjürgens, a.a.O., S. 50. 
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 B. Hansjürgens, a.a.O., S. 50. 
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Nach dem Verursacherprinzip hat der Verursacher von (potentiellen) Umweltschäden 

grundsätzlich die sachliche und finanzielle Verantwortung für ihre Vermeidung, Beseiti-

gung oder den finanziellen Ausgleich der Belastung zu tragen
341

. Der Hauptanwendungs-

fall des Verursacherprinzips ist das Regelungsmodell für die Kostenbelastung, d.h. das 

Kostenzurechnungsprinzip
342

. Jedoch hat der dem Verursacherprinzip innewohnende Ge-

danke, dass die Umwelt kein freies Gut ist, welches schrankenlos in Anspruch genom-

men und geschädigt werden kann eine wesentliche Bedeutung für Umweltpolitik
343

. Au-

ßerdem geht die Funktion des Verursacherprinzips über die reine Kostenzurechnung hin-

aus. Es stellt eine Effizienznorm dar, indem die Umweltkonsumenten mit der Anwen-

dung des Verursacherprinzips dort Umweltschäden vermeiden oder beseitigen, wo es am 

kostengünstigsten ist
344

. Trotz überwiegend positiver Seiten darf das theoretische Prinzip 

nicht überstrapaziert werden, da die Verursacher wegen häufiger multikausaler Ursachen 

der Umweltbeeinträchtigung praktisch nicht eindeutig und widerspruchslos bestimmt 

werden können
345

.  

Kostenerstattungspflichten und anreizausübende Abgaben können ebenso wie die her-

kömmlichen Mittel des Ge- und Verbotes und der Auflage sowie zivilrechtliche Unter-

lassungs- und Haftungsansprüche zu den Instrumenten zählen, mit denen das Verursa-

cherprinzip zur Wirkung kommen kann
346

. Die Abgabe besitzt eine bessere Qualifikation 

zum Zweck des Klimaschutzes als andere Instrumente im Hinblick auf der Realisierung 

des Verursacherprinzips: Falls für sämtliche CO2-Emissionen, auch die sog. „Restver-

schmutzung“, die bei der Einhaltung ordnungsrechtlicher Instrumenten auftritt, eine Ab-

gabe erhoben wird, kann die Abgabe mit dem Verursacherprinzip im Einklang stehen, da 
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normalerweise die Restverschmutzung dem Verursacher nicht zugerechnet, sondern von 

der Allgemeinheit getragen wird
347

.  

(c) CO2-Abgaben mit dem Kooperationsprinzip 

Unter dem Begriff „Kooperationsprinzip“ versteht man, dass Umweltschutz nicht allei-

nige Aufgabe des Staates ist und von diesem auch nicht (durchgängig) einseitig gegen 

Wirtschaft und Gesellschaft durchgesetzt werden soll, sondern die Zusammenarbeit aller 

betroffenen Kräfte erfordert
348

. Auf die Beteiligung bei geplanten bzw. durchzuführen-

den Umweltschutzmaßnahmen, freiwillige Absprachen und Vereinbarungen zwischen 

den Beteiligten wird auf den instrumentellen Bereich zur Verwirklichung des Kooperati-

onsprinzips verwiesen
349

. 

Trotz der geringen Bedeutung dieses Prinzips für die CO2-Abgabe stellt sie sich als ein 

diesem Prinzip entsprechendes, ordnungsrechtliches Instrumentarium dar, da den Unter-

nehmen, wie gezeigt, größere Anpassungsspielräume zur Verfügung stehen dadurch ih-

nen die freiwillige Kooperation angeboten wird
350

.  

 

 

II. Instrumentenvergleich zwischen Umweltabgaben und an-

deren Instrumenten 

 

Während in der vergangenen Umweltschutzpolitik polizei- und ordnungsrechtliche In-

strumente (direkte Verhaltenslenkung) überwogen, werden seit kurzem neue Instrumente 

merkenswert. Umweltabgaben sind umweltrechtlich als ein Instrument der indirekten 

Verhaltenssteuerung, da sie ökonomische Anreize schaffen
351

. Zu den ökonomischen In-

strumenten der Umweltschutzpolitik gehören Subventionen, Zertifikats- und Kompensa-

tionslösungen
352

 und die hier interessierenden Umweltabgaben
353

. Somit ist es im fol-
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genden nötig, die Vorzüge und Nachteile von Umweltabgaben zu untersuchen, um ihre 

Rolle im Rahmen der Gesamtheit der umweltbezogenen Instrumente abschätzen zu kön-

nen.  

 

1. Vergleich mit dem Ordnungsrecht als ein Instrument direkter Ver-

haltenssteuerung 

 

a) Das „klassische“ ordnungsrechtliche Instrument 

(a) Nachteile des ordnungsrechtlichen Instruments 

Obwohl es bislang kein spezielles Ordnungsrecht für den Klimaschutz gibt, ist das her-

kömmliche Instrument des staatlichen Umweltschutzes das Ordnungsrecht. Dieses ord-

nungsrechtliche Instrument ist zur Sicherung eines als ökologisches Existenzminimum 

bezeichneten Klimaminimalstandards unerlässlich
354

. Dennoch ist die Meinung eine weit 

verbreitet, dass das „klassische“ ordnungsrechtliche Instrument nicht ausreiche, um den 

heutigen ökologischen Herausforderungen gerecht zu werden
355

, weil die Umweltpolitik 

nicht nur auf staatlichen und amtlichen „Zwang“ angewiesen ist, sondern insbesondere 

auch auf Verständnis, Akzeptanz, Entgegenkommen, Eigeninteresse, Umweltbewusstsein 

und Eigenverantwortung der Verursacher und der Verbraucher
356

. Der Klimaschutzpoli-

tik zeigt im klassischen Ordnungsrecht folgende Nachteile auf: 

- Die Instrumente des "klassischen" Ordnungsrechts sind nur auf Gefahrenab-

wehr fokussiert. Die Klimaveränderung durch den Treibhauseffekt benötigt 
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aber Lösungen durch Vorsorgepolitik
357

, weil Probleme von der Klimaände-

rung durch den Treibhauseffekt unsichere Ursache-Wirkungszusammenhänge 

mit anderen schädlichen Substanzen haben
358

.  

- Im Bereich der Restverschmutzung von CO2-Emissionen wird keine öko-

nomisch effiziente Anwendung des Verursacherprinzips vorgenommen
359

, 

denn die unvollständige Kostenanlastung bleibt bestehen.  

- Bedient sich der Gesetzgeber unbestimmter Rechtsbegriffe wie z.B. des Beg-

riffs „Stand der Technik“
360

, mit dem man nur nebulöse Vorstellungen ver-

bindet, führt dies verständlicherweise zu Fehlleistungen
361

. 

- Die ordnungsrechtlichen Instrumente, die durch die nach dem Begriff „Stand 

der Technik“ grundlegend vorgeschriebenen Normwerte charakterisiert wer-

den, verhindern den klimaschutztechnischen Fortschritt
362

. 

- Vollzugsdefizite und die Durchsetzungsschwäche des Ordnungsrechts wegen 

der Mängel auf der Ebene der Gesetzgebung, der Ausführung von Normvor-

gaben durch Verwaltungsvorschriften und der mangelnden Effektivität des 

Vollzugs auf strukturellen Problemen innerhalb der Verwaltungsorganisation 

– z.B. Personalmangel, unzureichend qualifiziertes Personal etc. − sind zu be-

klagen
363

. 

(b) Vorzüge des ordnungsrechtlichen Instruments 

Trotz vielerorts aufgezeigten Kritik gegenüber einer Klimaschutzpolitik auf der Grundla-

ge des Ordnungsrechts dürfen deren Vorzüge nicht unterschätzt werden: Die ordnungs-

rechtlichen Instrumente verwirklichen die gesetzten Ziele tendenziell weitgehender, 
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79 

treffsicherer und schneller als Umweltabgaben
364

. Das erwünschte Verhalten der Betrof-

fenen ist im Rahmen der Auflagenpolitik vergleichsweise eindeutig bestimmbar. Diese 

klaren Handlungs- und Entscheidungsrahmen mittels Ge- und Verboten verhelfen dem 

Normadressaten zu einem erleichterten Einhalten der Umweltauflagen. Damit wird auch 

die politische Durchsetzbarkeit erleichtert
365

. Hinzu kommt, dass der politische Entschei-

dungsträger sofort die Sichtbarkeit und Zurechenbarkeit auflagengeschützter Umweltpo-

litik einschätzen kann
366

. 

 b) Das abgabenrechtliche Instrument 

(a) Die Nachteile des abgabenrechtlichen Instruments 

Insgesamt sind die Vorzüge des umweltordnungsrechtlichen Instruments die Schwächen 

des umweltabgabenrechtlichen Instruments. Die Nachteile der Umweltabgaben zum 

Klimaschutz sind folgende: 

- Den CO2-Abgaben mangelt es an hoher Zielgenauigkeit bzw. an Wirkungs-

schärfe, da bei ihnen der ökologische Erfolg durch die Anpassungsreaktionen 

der CO2-Emittenten bestimmt ist
367

. 

- Bei der CO2-Abgabe hat man unüberwindbare Schwierigkeiten bei der richti-

gen Berechnung
368

 der Abgabenhöhe
369

. Die grundsätzlich unter Berücksichti-

gung des Verursacherprinzips festgelegte Abgabenhöhe bedarf der Quantifi-

zierung von Klimaschäden, um die sozialen Kosten der Klimanutzung zu in-

ternalisieren. Dennoch enthält diese Quantifizierung das in der Praxis nicht 

gänzlich zu beseitigende Problem der unzureichenden Kenntnis von allen 

Klimaentwicklungen, insbesondere ihre Ursachen und Folgewirkungen. 

(b) Die Vorzüge von Umweltabgaben 

Die Klimaschutzpolitik durch Abgaben enthält trotz einigen Schwächen zahlreiche Stär-

ken im Vergleich zu der ordnungsrechtlichen Klimaschutzpolitik. Zusammenfassend ste-

                                                 

364
 L. Hartkopf/E. Bohne, Umweltpolitik 1. Grundlagen, Analyse und Perspektiven, 1983, S. 240. 

365
 L. Wicke, Instrumente zur Durchsetzung des Umweltschutzes (I). Ein Überblick unter besonderer Be-

rücksichtigung finanzpolitischer Maßnahmen, WISU 1982, S. 412. 
366

 Vgl. S. Frey, Umweltökonomie, 3. Aufl., 1992, S. 136 f. 
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hen die dauerhafte Anreizfunktion an CO2-Emittenten und volkswirtschaftliche Effizienz 

im hier Mittelpunkt. Im einzelnen gilt folgendes: 

- Ein Anreiz zur Vermeidung dieser nach dem Grenzmodell erlaubten Restver-

schmutzung besteht bei CO2-Abgaben, während bei den ordnungsrechtlichen 

Instrumenten die unterhalb dieser Grenze liegenden Emissionen hingegen 

rechtlich zulässig und kostenlos sind
370

. 

- Das klimaschutzpolitische Ziel kann durch die CO2-Abgabe mit den gerings-

ten gesamtwirtschaftlichen Kosten verwirklicht werden
371

: Wenn CO2-

emittierenden Unternehmern je nach Menge und Ausmaß von CO2-Ausstoß 

unterschiedliche Kostenverläufe vorliegen, suchen sie nach der kostengüns-

tigsten Lösung und Vermeidungs- oder Beseitigungsmaßnahmen, und woraus 

minimale volkswirtschaftliche Kosten folgen
372

. 

- Die abgabenrechtliche Politik fördert den technischen Fortschritt. Durch die 

Besteuerung aller Schadstoffeinheiten suchen Unternehmer ständig nach neu-

en technischen Möglichkeiten, und zwar bis zur letzen Schadstoffeinheit, um 

sie zu verwenden
373

. 

- Das abgabenrechtliche Instrument ist noch flexibler als die Instrumente des 

„klassischen“ Ordnungsrechts
374

. Es erreicht das Ziel der Klimaschutzpolitik 

gleich wie das Verbot des „klassischen“ ordnungsrechtlichen Instruments, 

ohne jedoch ordnungsrechtlich die Abgabeschuldner zu bedrohen. Die Zah-

lungspflicht von CO2-Emittenten ist ein ökonomischer Verhaltensbefehl
375

. 

Das umweltschädigende Verhalten bleibt zwar legal, muss aber durch Abgabe 
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bezahlt werden. Daher kann es in einer Marktwirtschaft nicht durch Verbot 

gesteuert werden, sondern muss nur als Kostenfaktor einbezogen werden
376

. 

- Die Gefahr eines Vollzugsdefizits, das als ein typisches Problem bei der Kli-

maschutzpolitik durch die Auflagen angesehen wird
377

, ist geringer. 

C) Ergebnis 

Abgabenrechtliche Instrumente beinhalten überwiegend Vorzüge gegenüber ordnungs-

rechtlichen Instrumenten. Dennoch muss der als „ökologisches Existenzminimum“ be-

zeichnete Umweltminimalstandard durch das Umweltordnungsrecht gewährleistet wer-

den
378

, da er deutlich und klar festlegen kann, welche Verhalten von Bürgern oder von 

Wirtschaftssubjekten zulässig sind
379

. Somit kann die Rechtsstaatlichkeit im Sinne des 

verfassungsrechtlichen Prinzips (Art. 2 Abs. 2 GG) im Bereich der Umweltschutzpolitik 

gesichert werden, indem für den Einzelnen dieses „ökologische Existenzminimum“ klar, 

eindeutig und bestimmt festgelegt wird
380

. 

Im Gegensatz zu dem ordnungsrechtlichen Instrument in den Bereichen der Gefahrenab-

wehr und des Umweltminimalstandards sind die abgabenrechtlichen Instrumente in den 

Bereichen der Umweltvorsorge und Restverschmutzung
381

, wie oben ausgeführt, von be-

sonderem Interesse.  

Daher kann es zur Folge haben, dass beide Instrumentarien ein Verhältnis, das einander 

ergänzt, haben können, d.h. das Monopol eines Instruments zwischen Ordnungsrecht und 

Abgabenrecht in der Klimaschutzpolitik nicht sachgerecht ist. Eine Klimaschutzpolitik 

wäre wirkungsvoller, so die herrschende Meinung, wenn CO2-Abgaben ordnungsrechtli-

che Maßnahmen ergänzten
382

. Insgesamt sind CO2-Abgaben als Instrument des Umwelt-
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rechts grundsätzlich geeignet, zum Klimaschutzziel zu führen, indem sie das bestehende 

Ordnungsrecht im Instrumentenverbund ergänzen
383

. 

 

2. Vergleich mit den Instrumenten indirekter Verhaltenssteuerung 

 

a) Klimaschutzsubventionen 

Eine mittelbare Verhaltenssteuerung kann durch die Gewährung von Finanzhilfen (Sub-

ventionen) erreicht werden. Subventionen
384

 mit klimaschutzpolitischem Zielbezug sind 

in der Regel Beträge, die anhand der vermiedenen Emission festgelegt werden
385

. Die 

Reinigungsmaßnahmen sind damit abhängig von den Nettoerlösen der Unternehmer
386

. 

Um einen klimaschutzpolitischen Lenkungserfolg zu erzielen, müssen Klimaschutzsub-

ventionen in voller Höhe (100%) gewährt werden
387

, da Investitionszuschüsse unter 

100% zusätzliche Kosten von den Wirtschaftssubjekten mit sich bringen und somit eine 

Emissionsminderung zumeist nicht vorgenommen wird
388

. Dennoch sind sie im Grunde 

nur in Verbindung mit anderen ordnungs- und abgabenrechtlichen Instrumenten sinnvoll, 

da Finanzierungshilfen in der Praxis die Investitionskosten nicht vollkommen abde-

cken
389

. 

Klimaschutzsubventionen haben ähnliche Auswirkungen wie Klimaschutzabgaben bei 

entsprechender Ausgestaltung unter den Kriterien der ökologischen Effektivität und der 

ökonomischen Effizienz
390

. Klimaschutzsubventionen haben gleichermaßen eine stän-

dige Anreizwirkung auf umweltschonendere Alternativverfahren und auf die Einschrän-

                                                 

383
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384
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kung von Umweltnutzungen wie Klimaschutzabgaben
391

. Die Probleme bei der Festle-

gung des Abgabensatzes bzw. der Subventionshöhe gelten für beide Instrumente. Es 

mangelt den Klimaschutzsubventionen an ökologischer Effektivität wie z.B. an Treffsi-

cherheit bei Klimaschutzabgaben. Im Bereich der „Restverschmutzung“ kann eine Kli-

maschutzsubvention ein Kombinationsinstrument mit ordnungsrechtlichem Instrumenten 

wie Klimaschutzabgaben werden
392

. 

Die zwei Instrumente weisen einige bedeutsame Unterschiede auf. Während Umweltab-

gaben die Umweltbelaster finanziell in Anspruch nehmen und somit dem Verursacher-

prinzip entsprechen, belohnen die auf Basis des Gemeinlastprinzips
393

 aufgebauten Sub-

ventionen potentielle Umweltschädiger für den Verzicht auf bestimmte Umweltbelastun-

gen durch Gewährung finanzieller Vorteile, die aus dem Staatshaushalt durch z. B. 

Transferzahlungen bzw. Steuermindereinnahmen finanziert
 
werden

394
. Somit kann der 

Umstand kritisiert werden, dass Umweltsubventionen der Allgemeinheit die Kosten für 

Umweltschutzmaßnahmen aufbürden
395

. Im Unterschied zu Umweltabgaben besteht bei 

Umweltschutzsubventionen die Gefahr des Heranzüchtens einer letztlich unökonomi-

schen „Subventionsmentalität“
396

. Dies führt dazu, dass Subventionsempfänger in der 

Regel kein selbsttragendes Eigeninteresse der Wirtschaft bei der Vornahme von Klima-

schutzinvestitionen haben. Subventionen bieten zudem keinen Anreiz an, über die Erfül-

lung des „Zuwendungstatbestandes“ hinaus etwas vorzunehmen
397

.  

Obwohl Subventionen sich durch eine relativ hohe Vollzugseffektivität auszeichnen
398

, 

werden die Subventionen wegen oben dargestellter Schwachpunkte dann als nicht ge-

eignet angesehen, wenn sie als eigenständiges Umweltschutzinstrument angewendet wer-

den. „Mehr Ökonomie im Umweltschutz darf nicht zu weniger Ökonomie im Betrieb ins-

gesamt führen“
399

. 

b) Zertifikate (Emissionslizenzen) 

                                                 

391
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Die Zertifikatslösung kann als ein ökonomisches Instrument zum Klimaschutz wie Ab-

gabenlösung benannt werden. Sie wurde ursprünglich in einem Umweltschutzmodell der 

USA entwickelt
400

. Der Staat, der bei dieser Idee als Eigentümer von Umweltmedien auf-

tritt, bestimmt die maximal tolerierbare Gesamtmenge von Schadstoffemittenten in ei-

nem bestimmten Zeitraum
401

. Die auf diese Weise über Zertifikate an Schadstoffemitten-

ten ausgegebenen Umweltverschmutzungsrechte verkauft der Staat zu einem bestimmten 

Preis an Schadstoffemittenten
402

. Mit diesen Zertifikaten dürfen ihre Inhaber die Um-

weltmedien bis zur Höhe, die durch die Zertifikate erlaubt ist, belasten. Die ausgegebe-

nen „Zertifikate“ sind handelbar
403

. Gerade in dieser Handelbarkeit gibt es die ökologi-

sche Anreizwirkung der Zertifikatslösung. Je mehr Nachfrage und Schadstoffemittenten 

vorhanden sind, desto teuerer wird der Preis der Zertifikate: Der Preis der Zertifikate 

wird vom Markt gestaltet
404

. Falls die eigene Reinigungsmaßnahme noch kostengünstiger 

als die Zertifikate ist, kann der Zertifikatsbesitzer anderen seine Zertifikaten verkaufen, 

falls sie kostenaufwendiger sind, kauft er die Zertifikate von anderen. Mit dieser Markt-

funktion bezweckt die Zertifikatslösung, einen vorgegebenen, politisch fixierten Umwelt-

standard mit minimalen volkswirtschaftlichen Kosten zu erreichen
405

. Da die Umsetzung 

dieser Lösung zu regional ungewünschten Belastungen führen kann, bedarf es einer ord-

nungsrechtlichen Beschränkung des Marktgeschehens
406

. 

Vorteile dieses Ansatzes werden vor allem darin gesehen, dass durch die Zertifikatslö-

sung eine maximal tolerierbare Gesamtmenge von Schadstoffen klar sichergestellt wer-

den kann, so dass dem Zertifikatsmodell regelmäßig eine große ökonomische Effizienz 

und insbesondere eine im Vergleich zu Abgabenlösungen größere „ökologische Treffsi-

                                                 

400
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cherheit“ zugesprochen wird
407

. Die Zertifikatslösung führt zu weniger Eingriffen in 

Marktmechanismen, ist also ein noch marktfreundlicheres Modell als die Abgabenlösung, 

da die Umweltzertifikate echte Knappheitspreise über den Markt herausbilden, während 

Umweltabgaben als künstliche, staatlich festgesetzte Preise gedeutet werden
408

. Die 

Auswirkung der Zertifikatlösung auf die Umweltgefährdung oder den Treibhauseffekt ist 

nicht so schnell wie die der Abgabenlösung, so dass aufgrund des Defizits in der Wir-

kungsgeschwindigkeit ihre alleinige Anwendung in Fällen unmittelbar bevorstehender, 

gravierender Umweltgefahren als nicht geeignet angesehen würde
409

. Dennoch muss die 

Zertifikatslösung bei den durch Treibhausgasemissionen verursachten Klimaänderungen 

als positive Qualifikation bewertet werden, da die verminderte Wirkungsgeschwindigkeit 

der Zertifikatslösung wegen der langen Verweildauer und der fehlenden Hot-Spot-

Problematik der Treibhausgase in der Atmosphäre ihre Eignung nicht schädigt
410

. 

Trotz der punktuell überwiegenden Vorteile des Zertifikatsansatzes sind in der klima-

schutzpolitischen Auseinandersetzung Zweifel an der Funktionsfähigkeit der Zertifikats-

lösung vorhanden
411

:  

Das Schutzprinzip kann durch örtliche Belastungskonzentrationen verletzt werden, wenn 

Zertifikatslösungen nicht in ausreichend großen „Märkten“, sondern nur kleinräumig in 

der Bundesrepublik Deutschland angewendet werden
412

. Um dieses Problem effizient zu 

lösen, werden notwendige Einschränkungen von Ausgleichsoperationen durch das Um-

weltordnungsrecht verlangt
413

. Ferner enthält dieser Ansatz gravierenden Probleme in der 

Ausgestaltung. Im Anbetracht der Markteffizienz muss das CO2-Zertifikatssystem zwar 

möglichst breit angelegt werden, aber ein zu breit angelegtes System birgt die Gefahr 
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schwerer Kontrollierbarkeit und darum resultierend hoher Transaktionskosten
414

. Bei der 

Verteilung der Emissionsrechte entsteht auf internationaler Ebene die weitere Problema-

tik der Bestimmung des Anteils an Emissionen, den der einzelne Staat emittieren darf
415

, 

und auf nationaler Ebene der Verteilung innerhalb eines Staates
416

. Insbesondere stellt 

die Verteilung innerhalb eines Staates eine der schwierigsten Problematiken dar, da es 

für die Verwaltung schwierig zu entscheiden ist, mit welcher Begründung bzw. welchem 

Kriterium und in welcher Höhe die Emissionsrechte auf die einzelnen Unternehmen ver-

teilt werden. Darüber hinaus könnte die Zertifikatlösung als Marktzugangsperre fungie-

ren, falls die Emissionsrechte dem neu gegründeten Unternehmen durch Zertifikathor-

tung von Großunternehmen zu teuer geworden sind
417

. 
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E.  Die rechtliche Verwirklichung einer CO2-Abgabe auf 

europäischer Ebene und ihre Einführung in der 

Bundesrepublik Deutschland 

 

 

I. Die Umsetzung einer CO2-Abgabe auf europäischer Ebene 

 

Es kann durch die oben dargelegten Untersuchungen festgestellt werden, dass die soweit 

skizzierte CO2-Abgabe als ökonomisches Instrument aus rechtlichem bzw. wirtschaftli-

chem Blickwinkel geeignet ist, CO2-Emission zu reduzieren. Um eine CO2-Abgabe in 

der Bundesrepublik Deutschland einzuführen, müssen zunächst die europarechtlichen 

Fragen hinsichtlich der Rechtsetzungskompetenzen der Abgaben ausführlich untersucht 

werden, da die EG die Abgabe der Mitgliedstaaten, die für den europäischen Binnen-

markt relevant sind, harmonisieren kann. Nach den europarechtlichen Überprüfungen 

wird die grundrechtliche bzw. finanzverfassungsrechtliche Problematik der CO2-Abgabe 

bei der Umsetzung in Deutschland untersucht. 

 

1. Die Kompetenz der EG für die CO2-Abgabe 

 

a) Problemstellung 

Seit dem Maastricht-Vertrag hat der EGV eine ausdrückliche Kompetenz für umweltpoli-

tische Vorschriften von „überwiegend steuerlicher Art“ mit Art. 175 Abs. 2
418

. Außer-
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dem kann die EG auf der Grundlage der Art. 93 bis 96 EGV Vorschriften über die Um-

weltabgaben erlassen
419

. Während diese Regelungen (Art. 93 bis 96 und 175 Abs. 2 

EGV) Sachkompetenzen für die Umweltabgabe darstellen, bildet sich durch Art. 269 

EGV eine Finanzkompetenz für Umweltabgaben, die eine Finanzierung aus Eigenmitteln 

ermöglicht und deswegen mit dem Bestehen der Abgabenhoheit der EG für die CO2-

Abgabe als „weiteres fünftes Eigenmittel“ sehr heftig umstritten ist
420

.  

Somit sind zwei Ansatzpunkte bei der Einführung einer CO2-Abgabe auf EG-Ebene 

denkbar:  

Zum einen kann die EG die CO2-Abgabe aufgrund Art. 269 EGV als eine eigene Ein-

nahmequelle oder aufgrund der Sachkompetenzen für die Umweltabgaben (Art. 93 bis 96 

und 175 Abs. 2 EGV) die EG-CO2-Abgabe einführen. Zum anderen kann die EG auf-

grund Art. 95 und Art. 175 EGV die Mitgliedstaaten zur Einführung einer CO2-Abgabe 

verpflichten
421

. 

Obwohl die Umsetzung der CO2-Abgabe auf EG-Ebene seit einiger Zeit im Gespräch 

ist
422

, bleiben die Probleme, die die beiden Varianten aus faktischen, politischen und 

normkollisionsbezogenen Gründen enthalten, immer noch ungelöst:  

Einerseits hat die EG nur begrenzte Rechtsetzungskompetenzen für eine CO2-Abgabe
423

. 

Im Hinblick auf Sachmaterien besteht im EGV eigentlich kein geschlossenes Umweltab-

gabenrecht, da sich die Rechtsetzungsbefugnis der EG aus Einzelermächtigungen er-

gibt
424

. Außerdem ist im Hinblick auf die Finanzkompetenz die Möglichkeit des Beste-

hens der Abgabenhoheit gem. Art. 269 EGV sehr umstritten, da Art. 269 EGV nur die 
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eigenen Einnahmen zum Ausgleich des Haushalts der Gemeinschaft regelt
425

. Desweite-

ren verhalten sich die Mitgliedstaaten zurückhaltend gegenüber einer EG-Politik mittels 

abgabenrechtlicher Instrumente
426

, da das Problem der Steuerertragshoheiten nicht allein 

ein Problem der Finanzierung, sondern eines der Verteilung der öffentlichen Gewalt zwi-

schen der EG und ihren Mitgliedstaaten ist
427

. Schließlich könnte auch die Bildung einer 

Typologie von EG-Abgaben ein Grund für die vorhandenen Schwierigkeiten sein, da die 

Mitgliedstaaten jeweils verschiedene Abgabentypen und eigene Vorstellungen vom Um-

fang des Abgabebegriffs haben
428

. 

Es erscheint vorliegend sinnvoll, im folgenden zunächst einen kurzen Blick auf das Fi-

nanzierungssystem und die diesem zugrundeliegenden finanzverfassungsrechtlichen Vor-

schriften der EG zu werfen, bevor man auf die Kompetenzen der Gemeinschaft zur Ein-

führung von CO2-Abgabe eingeht. 

b) Das Finanzierungssystem der EG 

Ursprünglich wurde die EWG (Europäische Wirtschaftsgemeinschaft) vom 1. Januar 

1958 bis 31. Dezember 1970 allein durch Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten finanziert
429

. 

Trotz des traditionellen Finanzierungssystems der Finanzbeiträge durch Mitgliedstaaten 

sah der EGKSV von 1951 eine merkenswerte finanzielle Unabhängigkeit der Montan-

union von den Mitgliedstaaten
430

, und auch eine Änderung des Finanzierungscharakters 

von „Finanzbeiträgen der Mitgliedstaaten“ (Art. 200 EWGV) hin zu „Eigenfinanzierung 

durch sog. Eigenmitteln der Gemeinschaft“ (Art. 201 EWGV neu Art. 269 EGV)
431

. Die 

Mitgliedstaaten brachten die Finanzbeiträge nach einem prozentualen Schlüssel (Bsp. 

Deutschland 28%) auf
432

. Die Bestimmung des Art. 200 EWGV, welche als Einnahmen 

des Haushalts „Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten“ umfasst, wurde seit dem Maastrichter 

Unionsvertrag im EG-Vertrag abgeschafft
433

.  
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Somit wird der Haushalt der EG gemäß Art. 201 EWGV heute Art. 269 EGV unbescha-

det der sonstigen Einnahmen vollständig aus Eigenmitteln finanziert und der Ausbau der 

Eigenmittel erfolgt durch den Beschluss des Rates, der bis jetzt durch den 5. Eigenmit-

telbeschluss vom 29. Sep. 2000
434

 das geltende System der Eigenmittel bestimmt
435

 und 

gemäß Art. 269 Abs. 2 EGV der Ratifikation durch die Mitgliedstaaten bedarf. Nach den 

Rechtgrundlagen (Art. 2 Eigenmittelbeschluss) sind die folgende Einnahmen als Eigen-

mittel verfügbar: 

- Die Gemeinschaft hat gem. Art. 2 Abs. 1 lit. a) und b) des Eigenmittelbe-

schlusses als erstes die Einnahmequell der Agrarabschöpfung, die im Waren-

verkehr mit Drittstaaten eingeführt wurden, um die Preisunterschiede zwi-

schen den Binnenmarkt- und den Weltmarktpreisen auszugleichen, sowie Ab-

gaben für Zucker436 und Zölle des gemeinsamen Zolltarifs der EG437
. Da die 

beiden Einnahmen den Mitgliedstaaten von vornherein nicht zugerechnet 

werden können
438

, bezeichnet man sie als „traditionelle“ Eigenmittel
439

. Diese 

Einnahmen machten im Jahre 2002 ca. 16,6 % der Gesamteinnahmen aus
440

. 

- Nach Art. 2 Abs. 1 lit. c) des Eigenmittelbeschlusses fließt der EG ein Anteil 

vom Mehrwertsteueraufkommen der Mitgliedstaaten zu
441

. „Diese Einnahmen 

ergeben sich aus der Anwendung eines für alle Mitgliedstaaten einheitlichen 

Satzes auf die nach Gemeinschaftsvorschriften bestimmte einheitliche 

MWSt.-Eigenmittelbemessungsgrundlage eines jeden Mitgliedstaates“.
442

 Die 

Bemessungsgrundlage darf 50% des BSP jedes Mitgliedstaates nicht über-

schreiten
443

. Der MWSt-Anteil der EG wird durch den fallenden Abrufsatz, 

der von maximal 0,75% in den Jahren 2002 und 2003 schrittweise auf 0,50% 
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im Jahr 2004 gesenkt wird
444

, reduziert, und der Leistungsfähigkeit der Mit-

gliedstaaten angepasst
445

. Er trägt im Jahr 2002 ca. 38,3% zum Finanzauf-

kommen der Gemeinschaft bei
446

. 

- Seit dem dritten Eigenmittelbeschluss verfügt die Gemeinschaft als vierte und 

jüngste Einnahmequelle in Art. 2 Abs. 1 lit. d) des gegenwärtigen Eigenmit-

telbeschlusses über die BSP-Einnahmen
447

. Hiernach sind die BSP-

Einnahmen als Einnahmen definiert, „die sich aus der Anwendung eines im 

Rahmen des Haushaltsverfahrens unter Berücksichtigung aller übrigen Ein-

nahmen festzulegenden Satzes auf dem Gesamtbetrag des BSP aller Mitglied-

staaten ergeben“. Der Grundgedanke der Einführung der BSP-Einnahmen ist, 

dass die Höhe des BSP die tatsächliche Leistungsfähigkeit der einzelnen Mit-

gliedstaaten widerspiegeln kann
448

. Da die im Eigenmittelbeschluss für die 

Höhe der BSP-Einnahmen vorgesehene Maßgabe „unter Berücksichtigung al-

ler übrigen Einnahmen“ die BSP-Einnahmen als „variables Finanzierungsmit-

tel zur Deckung von aus anderen Eigenmittel-Kategorien nicht ausgegliche-

nen Ausgaben“
449

 kennzeichnet, haben die BSP-Einnahmen einen subsidiären 

Charakter
450

. Die Gemeinschaft wird ferner zur Sparsamkeit gezwungen, in-

dem die durch Art. 3 Ratsbeschluss 1994 eingeführte Eigenmittelobergrenze, 

die nicht mehr als 1,21% (1995) bis 1,27% (1999) des BSP der Mitgliedstaa-

ten überschreiten darf, einzuhalten ist. Diese Einnahmen machten im Jahr 

2002 ca. 43% der Gesamteinnahmen aus
451

. 

- Neben der oben genannten Eigenmittel gehören insbesondere die Montanum-

lage sowie Einnahmen aus der Erhebung von Zwangsgeldern, Geldbußen u.ä. 

vor allem im EG-Wettbewerbsrecht zu Eigenmitteln zur Haushaltsdeckung 

der Gemeinschaft 
452

, wenn gleich sie lediglich im geringen Umfang (2,1%) 

zur Haushaltsdeckung beitragen
453

. 
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Obwohl die EG wie oben ausgeführt seit 1980 schrittweise unabhängig von den Beiträ-

gen der Mitgliedstaaten wurde und sich seit 1995 ganz aus Eigenmitteln finanziert, be-

deutet dies nicht, dass die Gemeinschaft vollständige „Finanzsouveränität“ besitzt
454

, da 

sie lediglich nach Bedarf abrufen kann. Mit anderen Worten: Die Steigerungsmöglichkei-

ten bei den Einnahmen sind wegen des Ratsbeschlusses begrenzt
455

. Insgesamt hat die 

EG innerhalb des Vorschriftrahmens des Art. 269 EGV verstärkte Finanzhoheit trotz der 

fehlenden Verwaltungshoheit basierend auf der begrenzten Finanzautonomie der Ge-

meinschaft
456

. 

 

2. Kompetenzen der Gemeinschaft zur Einführung einer CO2-Abgabe 

als eigene Einnahmen  

 

a) Eigene Abgabenkompetenzen des EGVs 

(a) Art. 269 EGV 

Wie oben dargestellt, wird die EG aufgrund Art. 269 EGV unbeschadet sonstiger Einnah-

men aus Eigenmittel finanziert. Die Gemeinschaft hat nämlich zwei Einnahmequellen. Es 

geht bei einer Kompetenzgrundlage für originäre Gemeinschaftsumweltabgaben darum, 

dass eine Umweltabgabe oder CO2-Abgabe als sog. „sonstige Einnahme“ bzw. „Eigen-

mittel“ durch Eigenmittelbeschluss im Art. 269 EGV überhaupt angenommen werden 

kann. Im Folgenden wird untersucht, ob Art. 269 EGV als Kompetenznorm für europäi-

sche Abgaben mit eigener Ertragshoheit durch den Begriff der „sonstigen Einnah-

men“ bzw. „Eigenmittel“ angesehen werden kann. 

(1) Die „sonstigen Einnahmen“ 

Die „sonstigen Einnahmen“ gehören auch zu den Einnahmen des Haushalts nach Art. 

269 Abs. 1 EGV, obwohl der Gemeinschaftshaushalt „vollständig“ aus Eigenmitteln zu 

finanzieren ist
457

. „Sonstige Einnahmen“ im Sinne dieser Bestimmung sind solche Ein-

nahmen, die bei der Erfüllung der Aufgaben der Gemeinschaft entstehen und daher nicht 

                                                 

454
 T. Oppermann, a.a.O., S. 311, Rdnr. 823. 

455
 T. Oppermann, a.a.O. 

456
 F.S.M. Heselhaus, a.a.O., S. 421; vgl. U. Klocke, a.a.O., S. 90. 

457
 Übersicht bei U. Häde, a.a.O., S. 449-452; M. Niedobitek, a.a.O., S. 2306, Rdnr. 23 



 

 

93 

in erster Linie dazu bestimmt sind, den Haushaltsausgleich herbeizuführen
458

. Es ist der 

Gemeinschaft lediglich zulässig, diese Einnahmen, wie es der Praxis entspricht
459

, zur 

Haushaltsfinanzierung zu verwenden
460

, also zum Haushaltsausgleich heranzuziehen
461

. 

Daher kann die EG aufgrund dieser Vorschrift keine weiteren Einnahmen beschaffen, da 

Art. 269 Abs. 1 EGV lediglich den Kreis möglicher Einnahmen und die Voraussetzungen 

ihrer Einführung bestimmt, jedoch keine hinreichende Rechtsgrundlage für eine weitere 

Einnahme bildet
462

.  

Somit ist die Möglichkeit der Einführung der Umwelt- bzw. CO2-Abgabe mit dieser be-

schriebenen Rubrik der „sonstigen Eigenmittel“ mangels hinreichender Rechtsgrundlage 

von vornherein ausgeschlossen. 

(2) Die Eigenmittel der Gemeinschaft 

Der EG-Haushalt ist gem. Art. 269 Abs. 1 EGV durch die Annahme des Eigenmittelbe-

schlusses grundsätzlich „vollständig“ aus Eigenmitteln zu finanzieren. Wie oben darge-

stellt wird das System der Eigenmittel gegenwärtig durch den fünften Eigenmittel-

beschluss vom 29. September 2000
463

 bestimmt und die weiteren Eigenmittel (fünfte 

Einnahmequelle) sind der Gemeinschaft bisher nicht zugewiesen
464

. Nach dem Wortlaut 

dieser Vorschrift und des Art. 2 Abs. 1 des Eigenmittelbeschlusses scheint dennoch kein 

Hindernis zur Beschaffung des fünften Eigenmittel vorhanden zu sein
465

, welches grund-

sätzlich unabhängig vom weiteren Willen der Mitgliedstaaten anfällt und der Gemein-

schaft zusteht
466

, wenn das gesamte Verfahren des Art. 269 EGV durchgeführt wird
467

. 

Der Begriff der Eigenmittel ist sowohl für die in Art. 2 Abs. 1 des Eigenmittelbeschlus-
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ses aufgeführten „traditionellen“ Einnahmen als auch für Gemeinschaftsumweltsteuern 

i.e. Sinn offen
468

.  

Um eine Gemeinschaftsumweltsteuer einzuführen, muss entweder Art. 269 Abs. 2 EGV 

als Ermächtigungsgrundlage dienen können, eine Delegation von Befugnissen im Ei-

genmittelbeschluss an EG-Organe zur autonomen Ausübung zulässig sein, oder ein kom-

biniertes Verfahren aufgrund der bestehenden autonomen EG-

Rechtsetzungskompetenzen (z.B. Art. 175 Abs. 2 EGV) und in bezug auf die Ertragsho-

heit aufgrund des Eigenmittelbeschlusses (Art. 269 Abs. 2 EGV) zulässig sein
469

. Durch 

Erörterung dieser drei Varianten ist zu klären, ob die Gemeinschaft aufgrund Art. 269 

EGV die Ertragshoheit einer eigenen Gemeinschaftsumweltsteuer besitzen kann. 

 

Art. 269 Abs. 2 EGV ist eine Kompetenznorm für die Einführung der Eigenmittel, die 

eine gemeinsame Beteiligung von EG und Mitgliedstaaten verlangt
470

. Das Verfahren zur 

Annahme des Eigenmittelbeschlusses besteht aus zwei Stufen. Bei der ersten Stufe han-

delt es sich um den Rat. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung 

des Europäischen Parlaments einstimmig den Eigenmittelbeschluss fest. Danach emp-

fiehlt
471

 der Rat, auf der zweiten Stufe, den Mitgliedstaaten die Annahme des Beschlus-

ses nach ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften. Der Beschluss des Rates bedarf der 

Mitwirkung der Mitgliedstaaten, die durch die Ratifizierung des nationalen Parlaments 

erfolgen kann. In diesem Sinne ist der Begriff „eigene“ bzw. „autonome“ Befugnisse für 

die Gemeinschaftssteuer vergeht, da das „Zusammenwirken“ der Mitgliedstaaten gemäß 

Art. 269 Abs. 2 EGV keine „eigenen“ bzw. „autonomen“ Befugnisse der Gemeinschaft 

erlaubt
472

.  

Die rechtliche Wirksamkeit dieser Kompetenznorm ist in der Tat von mitgliedstaatlichen 

Entscheidungen und nicht vom Willen der EU-Organe abhängig
473

. Diese Koppelung an 

den Willen der nationalen Parlamente bedeutet, dass Art. 269 Abs. 2 EGV als keine aus-
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reichende Kompetenznorm für eigene EG-Umweltsteuer angesehen werden darf
474

, da es 

dieser Vorschrift an einer eindeutigen und vollständigen Übertragung von Entschei-

dungsbefugnissen an EG-Organe (Rat, Kommission, Europäisches Parlament) fehlt
475

. 

Die Mitgliedstaaten wollen ihre Steuerquellen selbst ausschöpfen, da sie zur Finanzie-

rung ihres eigenen Etats auf diese Abgabeninstrument angewiesen ist
476

. Die Steuer-

ertragshoheit ist keineswegs allein eine Frage der Finanztechnik, sondern stellt einen we-

sentlichen Teil der staatlichen Souveränität dar
477

. Dementsprechend haben die Mitglied-

staaten bei solch sensiblen Bereichen im Art. 93, 94 und 175 Abs. 2 EGV die Einstim-

migkeit des Beschlusses vorbehalten
478

. Je stärker und tiefer ein Maßnahme bzw. Instru-

ment anderes Wort der Gemeinschaft in die Souveränität der Mitgliedstaaten (z.B. Abga-

benerhebung) oder in die Grundrechte der Individuen eingreift, desto „dichter“ und prä-

ziser hat die Rechtgrundlage im Vertrag zu sein
479

. 

 Darüber hinaus spricht gegen die Annahme einer Kompetenznorm das in Art. 269 EGV 

enthaltene Prinzip der begrenzten Einzelzuständigkeit (=Einzelermächtigung). Nach die-

sem Prinzip bedürfen die Organe der Gemeinschaft einer ausdrücklichen Kompetenzzu-

weisung und für jeden Rechtsakt einer präzisen oder mindestens durch Auslegeung 

nachweisbaren Rechtsgrundlage im EGV
480

. Dieses Prinzip, das als eines der Grundprin-

zipien des EWGV gilt
481

, zeigt deutlich, dass die Gemeinschaft lediglich eine beschränk-

te Zuständigkeit hat und demnach eine nur funktionsbegrenzte Kompetenz besitzt, wäh-

rend jeder einzelner Mitgliedstaat die unbeschränkte Allzuständigkeit genießt
482

. 

 

Um eine CO2-Abgabe aufgrund Art. 269 EGV als Gemeinschaftsabgabe einzuführen, 

könnte man sich rein theoretisch vorstellen, dass EG-Organe durch eine Delegation von 

Befugnissen im Eigenmittelbeschluss autonom handeln. Dennoch ist eine Befugnisdele-

gation im Gemeinschaftsrecht schon deshalb nicht zulässig ist, weil eine Ermächtigung 
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der EG-Organe im Eigenmittelbeschluss zur umfassenden autonomen Rechtsetzung be-

züglich Gemeinschaftsabgaben de facto die Schaffung einer neuen autonomen Rechtset-

zungskompetenz darstellen würde
483

, was jedoch inhaltlich einer Art. 48 EUV vorbehal-

tenen Vertragsänderung gleichkäme
484

.  

Im Hinblick auf die mangelnde demokratische Legitimation ist dieser Gedanke jedoch zu 

kritisieren. Die Erfordernisse demokratischer Legitimation sind bei der Einführung einer 

Gemeinschaftssteuer, die eine direkte finanzielle Belastung der Mitgliedstaatsbürger her-

vorruft
485

, zu beachten. Die Auflösung der Kopplung an nationale Parlamente durch die 

Delegation schadet der demokratischen Legitimation, die durch nationale Parlamente 

vermittelt werden soll
486

. 

Art. 269 EGV regelt nur die eigenen Einnahmen zum Ausgleich des Haushalts der Ge-

meinschaft. CO2-Abgabe oder -steuer sind in keinem der den Art. 269 ausfüllenden Be-

schlüsse vorgesehen
487

. Zur Änderung des Ziels der Vorschrift ist eine allgemeine Ver-

tragsänderung gemäß Art. 48 EUV erforderlich. 

 

Die letzte Variante hat eine solche Konzeption, dass einerseits die Umweltabgaben im 

Rahmen der autonomen Rechtsetzungskompetenzen (Art. 175 Abs. 2 EGV) geregelt 

werden, andererseits die Ertragshoheit ihres Aufkommens über einen Eigenmittelbe-

schluss der Gemeinschaft zugewiesen wird
488

. Anders als beiden oben dargestellten Va-

rianten gibt es keine erheblichen Probleme bei dem kombinierten Verfahren. Da diese 

Vorgehensweise erst umweltpolitischen Gesichtspunkten folgt, kann von der Kritik abge-

sehen werden, dass Art. 269 EGV lediglich den Haushaltsausgleich der EG betrifft. Die 

Abhängigkeit der Ertragshoheit von nationalen Parlamenten nach dem Verfahren des Art. 

269 Abs. 2 EGV unterstützt ihre demokratische Legitimation
489

. 
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Trotz der äußeren Perfektion taucht ein Problem beim kombinierten Verfahren auf, wenn 

die Gemeinschaft die umfassende Ertragshoheit bezüglich einzelner oder mehrer Abga-

ben besitzt
490

. In diesem Fall könnten das Einzelermächtigungsprinzip bzw. die demokra-

tische Legitimation der Mitwirkung der nationalen Parlamenten gefährdet werden, wie 

bei einer Delegation von Befugnissen im Eigenmittelbeschluss, da die Gemeinschaft im 

Anwendungsbereich ihrer autonomen Rechtsetzungskompetenzen die Abgabensätze än-

dern und damit ihre Eigenmittel erhöhen bzw. sogar neue eigene Abgaben ohne Durch-

führung des Verfahrens gem. Art. 269 Abs. 2 EGV einführen könnte. 

(b) CO2-Abgabe auf europäischer Ebene aufgrund Sachkompetenzen 

Um eine Gemeinschaftsabgabe einzuführen bleibt zu klären, ob die Gemeinschaft sie al-

lein aufgrund einer anderen sachlichen Ermächtigungsgrundlage zuweisen kann, falls Art. 

269 EGV als Kompetenznorm ausscheidet. Diesbezüglich befindet sich im EG-Vertrag 

keine andere ausdrückliche Ermächtigungsgrundlage. Vielmehr wahren die Mitgliedstaa-

ten sorgfältig ihre eigene Steuersouveränität mittels Einstimmigkeit für abgabenrechtli-

che EG-Regelungen in Art. 93, 95 Abs. 2 und 175 Abs. 2 EGV
491

. Somit hat die Gemein-

schaft aufgrund dieser Vorschriften lediglich Kompetenzen zur Harmonisierung der 

Umweltabgaben ihrer Mitgliedstaaten
492

. Dies setzt zunächst das Bestehen von un-

terschiedlichen Regelungen für die gleiche Umweltabgabe in mehreren Mitgliedstaaten 

voraus
493

. Darüber hinaus ist die Finanzierungslast der Mitgliedstaaten für Umwelt-

schutzpolitik deutlich im Art. 175 Abs. 4 verankert. Somit läßt sich aus Art. 93, 95 Abs. 

2 und 175 Abs. 2 EGV die Ertragshoheit für Umweltgemeinschaftsabgabe nicht ableiten. 

In der Untersuchung der Einführung der Abgaben im Rahmen der Agrarpolitik hat Fug-

mann nach den rechtsstaatlichen Erfordernissen die Kompetenz zur Einführung einer 

Abgabe der Gemeinschaft ohne ausdrückliche Ermächtigung der Gemeinschaft zur Ab-

gabenerhebung verneint
494

. Wenn man akzeptiert, dass die Abgabenerhebung eine Ho-

heitsbefugnisfrage ist, wie oben dargestellt, und es dabei um die Übertragung von Ho-
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heitsbefugnissen geht, ist gemäß Art. 24 GG die Übertragung von Hoheitsbefugnissen 

auf die Gemeinschaft auch insoweit zulässig, als bei ihrem Übergang Teile der mitglied-

staatlichen nationalen Rechtsstaatsgarantien verloren gehen
495

. Weil die Übertragung der 

Abgabeerhebungshoheit den gesamten Regelungsbereich aus der nationalstaatlichen Zu-

ständigkeit herauslöst, ist die Einnahmehoheit bei den Mitgliedstaaten verblieben, wenn 

es keine ausdrückliche Ermächtigung im EGV gibt
496

. 

Da nach dem Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung die Gemeinschaft lediglich eine 

beschränkte Zuständigkeit hat und deshalb eine nur funktionsbegrenzte Kompetenz be-

sitzt
497

, ergeben sich aus diesem Prinzip auch Gegenargumente einer EG-Ertragshoheit 

aufgrund von autonomen Sachkompetenzen, zumal für eine solche Ertragszuweisung ei-

ne ausdrückliche Ermächtigung im EG-Vertrag bestehen müsste
498

. Wenn nicht genaue 

Regelungen über die Zuweisung der Abgabenkompetenzen getroffen sind, führt das un-

verbundene Nebeneinander verschiedener Abgabengesetzgeber zu Kollisionsproble-

men
499

. Insbesondere im sensiblen Bereich der Abgaben, in dem die Entscheidungen der 

schleppenden Harmonisierung sowie den Einstimmigkeitserfordernissen unterliegen 

müssen, wird eine Annahme europäischer Ertragsbefugnisse aufgrund autonomer Recht-

setzungskompetenzen als negativ angesehen
500

. 

Unter haushaltsrechtlichem Blickwinkel tauchen einige Probleme auf, die eine EG-

Ertragshoheit aufgrund von Sachkompetenzen hindern. Trotz gestiegener Befugnisse 

vom Europäischem Parlament
501

 ist die Entscheidung über die obligatorischen Ausgaben 

Sache des Rates. Daher kann das Europäische Parlament lediglich eine mitwirkende Rol-

le beim Haushaltsverfahren einnehmen, ohne eine umfassende Haushaltskontrollfunktion 

zu besitzen
502

. Dieses bereits defizitäre Haushaltsbeschlussverfahren kann durch eine ge-

nerelle Ausweitung der Ertragshoheit der Gemeinschaft mit den Sachkompetenzabgaben 

negativ verstärkt werden
503

. Additiv würden parafiskalische Schattenhaushalte neben der 
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Einnahmen aufgrund Art. 269 EGV die Übersichtlichkeit des Haushaltsverfahrens be-

drohen
504

. 

Abgabebefugnisse auf EG-Ebene würden aufgrund von Sachkompetenzen demokratische 

Legitimation gefährden
505

. Durch die Ertragshoheit aufgrund von Sachkompetenzen 

könnte das Haushaltverfahren von Art. 272 EGV, in dem das Europäische Parlament ein 

Vetorecht besitzt, umgegangen werden. Somit hat eine nur mittelbar legitimierte Exeku-

tive der Mitgliedstaaten weitgehend allein Entscheidungsrecht
506

. Darüber hinaus verrin-

gern Abgabebefugnisse auf EG-Ebene aufgrund von Sachkompetenzen durch die Auflö-

sung der Kopplung an nationale Parlamente die demokratische Legitimation, die durch 

die nationalen Parlamente vermittelt werden soll.
507

 

b) Ergebnis 

Nach der oben dargestellten Untersuchung kann die Gemeinschaft weder aufgrund Art. 

269 EGV noch aufgrund Sachkompetenzen eine CO2-Abgabe mit eigener Ertragshoheit, 

die ihrem Haushalt zufließt, einführen. Wegen der mangelnden Entscheidungsbefugnis 

der europäischen Organe bzw. der fehlenden Zuständigkeitsübertragung, die durch Ein-

zelermächtigungsprinzip begrenzt ist, enthält der 269 EGV keine ausreichende Kompe-

tenz zur Einführung einer gemeinschaftlichen CO2-Abgabe. Die Möglichkeit einer Er-

weiterung der Sachkompetenzen der Gemeinschaft durch die Ertragshoheit ist ebenfalls 

versperrt, da eine Ertragshoheit aufgrund von Sachkompetenzen mit rechtsstaatlichen, 

haushaltsrechtlichen und demokratietheoretischen Prinzipien nicht vereinbar ist. Diese 

europarechtliche Zurückhaltung bei einer eigenen EG-CO2-Abgabe beruht vor allem dar-

auf, dass die Mitgliedstaaten die eigene Souveränität, die sie mit der Abgabe ausdrücken 

können, nicht auf die EG übertragen wollen
508

. Schließlich stellt sich die Frage, ob die 

EG die Kompetenz besitzt, verbindlich festzulegen, dass die Mitgliedstaaten eine CO2-

Abgabe einzuführen haben, wenn die Möglichkeit der eigenen Gemeinschaftsumweltab-

gabe ausscheidet. 
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3. Kompetenz der Gemeinschaft zur Verpflichtung der Mitgliedstaaten, 

eine CO2-Abgabe einzuführen 

 

a) Überblick über die Regelungskompetenzen der EG 

Die EG hat nach Art. 93, 94 i.V.m. 95 Abs. 2 und 175 Abs. 2 EGV lediglich Kompeten-

zen zur Harmonisierung der Umweltabgaben ihrer Mitgliedstaaten
509

. Es geht bei diesen 

Regelungen nicht um Rechtsvereinheitlichung mit dem Ziel der Herstellung identischer 

Rechtsregeln, sondern um eine Harmonisierung zur Herstellung einheitlicher Wettbe-

werbsbedingungen und eines hohen Umweltschutzniveaus
510

. Während diese Vorschrif-

ten für die Harmonisierung von Umweltabgaben wesentlich wichtigere Rollen spielen 

sollen, ist wegen des Prinzips der begrenzten Einzelermächtigung eine Generalermächti-

gung nicht vorhanden. Somit erscheint es unerläßlich, den oben genannten Regelungen 

die Art. 96 f. und 308 EGV im Zusammenhang mit der Harmonisierung der CO2-

Abgaben der Mitgliedstaaten zu erörtern.  

(a) Art. 96 f. EGV (Beseitigung vorhandener Verzerrungen) 

Die Art. 96 f. EGV enthalten die für Umweltabgaben womöglich bedeutsame Befugnis, 

die vorhandenen Unterschiede in den Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied-

staaten mit der Richtlinie anzugleichen. Die Gemeinschaft kann mit geeigneten Maßnah-

men reagieren, falls vorhandene Rechtsunterschiede die Wettbewerbsbedingungen ver-

fälschen und dadurch eine beseitigungsbedürftige Verzerrung entsteht
511

. Da eine Richtli-

nie −wenn die Beratungen nach Art. 96 Abs. 1 nicht zur Beseitigung der Verzerrungen 

führen− in einem äußerst kurzem und lockerem Verfahren, welches keine Beteiligung 

des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschlusses vorsieht, mit 

qualifizierter Mehrheit beschlossen werden kann, kann diese Demokratieunfreundlichkeit 

des Rechtsetzungsprozesses im Verhältnis zu anderer Angleichungsregelungen, die 

durchweg Einstimmigkeit verlangen, lediglich dann gerechtfertigt werden, wenn die In-

tensität der Wettbewerbsverzerrung extrem hoch und dadurch die Bedürftigkeit gemein-
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schaftlichen Handelns sehr eilig ist
512

. Daher ist die Harmonisierung der CO2-Abgabe 

von Mitgliedstaaten aufgrund dieser Regelung schon aus diesem Blickwinkel problema-

tisch, da eine Abgabepolitik auf europäischer Ebene ein sensibles Souveränitätsfeld be-

rührt und somit ein strengeres Beschlussverfahren sowie andere Angleichungsregelungen 

erforderlich sind. 

Darüber hinaus ist diesen Normen ein gravierendes Anwendungsproblem immanent: Sie 

greifen nur dann, wenn die Verfälschung der Wettbewerbsbedingungen wegen vorhan-

dener Rechtsunterschiede und einer beseitigungsbedürftigen Verzerrung bestehen, wäh-

rend die allgemeine Rechtsangleichung aufgrund von Art. 94 und 95 oder Art. 175 Abs. 

2 nicht an die Wettbewerbsverzerrung anzuknüpfen braucht
513

. Somit erscheinen diese 

Regelungen nicht geeignet, als Kompetenzregelungen zur Harmonisierung der CO2-

Abgaben von Mitgliedstaaten zu dienen. Resultierend daraus sind sie bisher noch nie als 

Kompetenzregelungen genutzt worden
514

. 

(b) Art. 308 EGV (Subsidiäre Rechtsetzungsbefugnis) 

Art. 308 EGV hat die Funktion, Lücken zu schließen
515

, indem er einen Ausgleich für 

Fällen schafft, in denen den Gemeinschaftsorganen ausdrücklich oder implizit verliehene 

Befugnisse durch spezifische Bestimmungen des Vertrages fehlen aber gleichwohl Be-

fugnisse erforderlich erscheinen
516

. Dennoch räumt Art. 308 EGV dem Rat keine Befug-

nis ein, zu Lasten der Mitgliedstaaten autonom neue Rechtsetzungsbefugnisse für sich zu 

begründen (also, keine Kompetenz-Kompetenz)
517

. Die Kompetenznorm des Art. 308 

EGV hat nach der ständigen Rechtsprechung des EuGH
518

 subsidiären Charakter gegen-

über den im Vertrag ausdrücklich oder implizit enthaltenen Kompetenzen
519

. Daher ist 
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die Umweltabgabe nicht mehr auf Art. 308 zu stützen, da das Sachgebiet der Umweltab-

gaben praktisch durch die Art. 175 ff. geregelt ist
520

. 

b) Zuständigkeit der Gemeinschaft aufgrund umweltpolitischer Kompetenz (insbe-

sondere Art. 174, 175 EGV) 

(a) Überblick 

Art. 174 ff. EGV sind die allgemeine Rechtsgrundlage der Umweltpolitik der Gemein-

schaft. In Art. 174 sind Ziele (Abs. 1), Schutzniveau bzw. Prinzipien der Umweltpolitik 

(Abs. 2), Rahmenbedingungen bzw. Abwägungskriterien (Abs. 3) sowie die Finanzie-

rungs-, Durchführungs- und Außenkompetenzen der Gemeinschaft (Abs. 4) und als all-

gemeine Handlungsnorm der Umweltpolitik der Gemeinschaft
521

 in Art. 175 EGV die 

Verfahrensmodalitäten der Rechtsetzung geregelt
522

. 

Der hier verwendete Begriff der Umwelt ist an keiner Stelle des Vertrages definiert. Bei 

Verabschiedung der EEA wurde eine begriffliche Einengung bewusst aufgegeben, um 

den Umweltbegriff entwickelungsoffen zu halten
523

. Der Umweltbegriff im EGV bezieht 

sich daher neben der natürlichen Umwelt auf die wirtschaftbezogene wie soziale, ästheti-

sche bzw. kulturelle, d.h. vom Menschen geschaffene gegenständliche Umwelt
524

, mithin 

die sozio-ökonomische Umwelt, d.h. der Schutz der Bevölkerung und der Natur vor 

Umweltgefahren, die durch industrielle und gewerbliche Tätigkeit hervorgerufen wer-

den
525

. Jedoch ist die Arbeitsumwelt gemäß Art. 95 Abs. 4 EGV ausgeklammert und 

wird bewusst mit „allgemeiner Umwelt“ nebeneinander verwendet. Aus diesem Grund 

vertreten einige Autoren des deutschen Rechtskreises die Ansicht, dass die beiden Beg-

riffe im EGV voneinander unterschieden werden müssen, sodass sich der Umweltbegriff 

des Vertrages auf die natürliche Umwelt bildenden Umweltmedien Boden, Luft, Wasser 
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sowie sämtliche Organismen beschränkt
526

. Trotz dieser Gegenauffassung ist die Ar-

beitsumwelt vielmehr als ein Teilausschnitt des übergreifenden sozialen Umweltbegriffs 

zu verstehen
527

. Daher kann man den Begriff der Umwelt im EGV folgendermaßen defi-

nieren
528

: Umwelt ist die Summe der Faktoren Mensch, Fauna und Flora, Boden, Wasser, 

Luft, Klima und Landschaft, Sachgüter und kulturelles Erbe einschließlich der Wechsel-

wirkung zwischen diesen Faktoren und des Schutzes der sozialen Umwelt der Men-

schen
529

. 

Wie oben dargestellt beinhalten Art. 174 ff. EGV zwar keine unmittelbare Bestimmun-

gen über den Klimaschutz, aber der Klimaschutz bzw. Maßnahmen im Bereich des Kli-

maschutzes scheinen ganz selbstverständlich in den Bereich der Umweltpolitik der Ge-

meinschaft zu fallen
530

. 

Im Art. 175 EGV gab es vor dem Maastricht-Vertrag keine ausdrückliche Erwähnung 

abgabenrechtlicher Regelungsmöglichkeiten. Alle Maßnahmen zur Erreichung der in Art. 

174 EGV genannten Ziele der Umweltpolitik waren daher offen
531

. Seit dem Maastricht-

Vertrag hat Art. 175 Abs. 2 S. 1 1. Spiegelstrich EGV mit einem besonderen Rechtset-

zungsverfahren deutlich auf „eine Möglichkeit des Einsatzes abgabenrechtlicher Instru-

mente in der Umweltpolitik hingewiesen
532

, obwohl die genaue Auslegung des Begriffes 

von „Vorschriften überwiegend steuerlicher Art“ von Art. 175 Abs. 1 1. Spiegelstrich 

EGV immer noch umstritten ist
533

. 

Da die Ermächtigung der EG zur Rechtsetzung in der EG-Umweltpolitik nach Art. 175 

EGV auf die Erreichung der in Art. 174 EGV genannten Ziele ausgerichtet ist, und eine 

Umweltabgabe nach Art. 175 EGV daher den Vorgaben des Art. 174 EGV, insbesondere 

den Zielen und Prinzipien der Umweltpolitik entsprechen muss, ist die Zulässigkeit der 
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Kompetenz einer Umweltabgabe zunächst anhand der in Art. 174 EGV genannten Krite-

rien zu überprüfen
534

. 

(b) Ziele der EG-Umweltpolitik 

Art. 174 Abs. 1 EGV stellt abschließend vier Ziele der EG-Umweltpolitik auf
535

. Die 

einzelnen Ziele stellen gleichzeitig Aufgaben an die EG-Organe
536

, und sind rechtsver-

bindlich
537

 und gleichrangig
538

. Aus ihrer normativen Abstraktheit folgt, dass Gemein-

schaftsorgane bei der Verwirklichung Ziele der EG-Umweltpolitik über einen breiteren 

Gestaltungsspielraum verfügen
539

. Trotz ihrer Rechtsverbindlichkeit ist in Art. 174 Abs. 

1 EGV hinsichtlich der Justiziabilität keine Gewährleistung des absoluten bzw. soforti-

gen Umweltschutzes zu verlangen
540

. Von dem Wortlaut des Art. 174 Abs. 1 EGV „bei-

tragen“ wird abgeleitet, dass noch andere Maßnahmen, Umweltschutzsubjekte (Mit-

gliedstaaten, internationale Organisationen, Regionen, Gemeinden) und andere Politikbe-

reiche, die für den Umweltschutz von Bedeutung ist, vorhanden sind
541

. 

Die Einführung einer EG-weiten CO2-Abgabe, die bezweckt, CO2-Emissionen in der EU 

erheblich zu reduzieren und dadurch zur Bekämpfung der sich ständig entwickelnden 

Klimaänderung und der daraus resultierenden Folgen für Mensch und Natur beizutragen, 

kann die in Art. 174 Abs. 1 EGV genannten umweltpolitischen Ziele der Ressourcen-

schonung sowie der Erhaltung der Umwelt umsetzen, und ist somit hinsichtlich der Vor-

gaben des Art. 174 Abs. 1 EGV zielkonform
542

. Nach Art. 174 Abs. 1 EGV sind die Zie-

le der Umweltpolitik der Gemeinschaft die Folgenden: 

- Erhaltung, Schutz und Qualitätsverbesserung der Umwelt.  
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Die gemeinschaftliche Umweltpolitik soll dazu beitragen, die Umwelt zu erhal-

ten, sie zu schützen und ihre Qualität zu verbessern. Aus diesen drei Zielset-

zungen muss die EG-Umweltpolitik nicht nur den gegenwärtigen Zustand der 

Umwelt erhalten, sondern auch im Interesse künftiger Generationen eingetre-

tene Schäden beseitigen und verloren gegangene Umweltqualitäten restaurie-

ren
543

. Unbestritten beeinflusst die ständige Entwicklung der Klimaänderung 

unmittelbar die Ökosysteme
544

 und verursacht dadurch unzählbare Umwelt-

probleme
545

. Da aus diesem Blick die Maßnahmen gegen eine Erwärmung der 

Atmosphäre notwendig sind und eilig erwartet werden, kann eine CO2-Abgabe 

mit Sicherheit zum Erreichen der Ziele beitragen.  

- Schutz der menschlichen Gesundheit.  

Klimaschutzpolitik soll dem Schutze der menschlichen Gesundheit dienen. Der 

Begriff der Gesundheit umfasst sowohl die individuelle Gesundheit als auch 

öffentliche Gesundheit („Volksgesundheit“)
546

 und ist als körperlich Unver-

sehrtheit und als geistig-seelisches Wohlbefinden (im Sinne des weiten WHO-

Gesundheitsbegriffs) zu verstehen
547

. Eine Reduktion der CO2-Emission durch 

die Klimaschutzpolitik schützt mittelbar die Gesundheit der EU-Bürger, denn 

die Folgen der Entwicklung des Klimas gefährden wissenschaftlich konsentiert 

direkt bzw. indirekt die menschliche Gesundheit. 

- Die Schonung der natürlichen Ressourcen.  

Die umsichtige und rationelle Verwendung der natürlichen Ressourcen Art. 

174 Abs. 1 3. Spiegelstrich EGV ist als besonders hervorgehender Teilaspekt 

der Erhaltung der Umwelt zu betonen
548

. Unter dem Begriff der natürlichen 

Ressourcen fallen jene Naturgüter, die durch Übernutzung langfristig beein-

trächtigt werden oder sich erschöpfen können, wie, allgemein gesprochen, die 

Umweltmedien Luft, Wasser und Boden einschließlich der Bodenschätze so-

wie Fauna und Flora
549

. Mit einer umsichtigen Verwendung zielt man auf ein 
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vorsichtiges Gebrauchmachen natürlicher Ressourcen ab, und vermeidet damit 

jegliche Verschwendung
550

. In diesem Sinne ist die effiziente Nutzung der 

Ressourcen nicht erneuerbarer Energie, also Kohle, Erdöl sowie Erdgas zu for-

dern. Durch die CO2-Abgabe können die Emissionen reduziert werden. Diese 

Reduktion der Emissionen hat einen unmittelbaren Zusammenhang mit dem 

umsichtigen rationellen Energieeinsatz fossiler Brennstoffe
551

. Die optimale 

Ausnutzung fossiler Brennstoffe durch eine CO2-Abgabe verbessert nicht nur 

den Klimazustand, sondern trägt auch zur aufgegebenen Ressourcenschonung 

nach Art. 174 Abs. 3. Spiegelstrich EGV bei
552

. 

- Förderung internationalen Umweltschutzes.  

Dieses Ziel ergibt sich aus der Notwendigkeit der internationalen Kooperation, 

da die zahlreichen Umweltprobleme, insbesondere Luftverschmutzung, keine 

Grenze kennen
553

. Eine CO2-Abgabe würde der Bekämpfung der Erwärmung 

der Erdatmosphäre dienen, wenn sie in mehreren Staaten eingeführt würde. 

Somit lässt sich von der oben dargestellten Untersuchung ableiten, dass eine CO2-

Abgabe zur Verfolgung aller in Art. 174 Abs. 2 EGV verankerten Ziele beiträgt. 

(c) Prinzipien der EG-Umweltpolitik 

In Anlehnung an frühere Umweltaktionsprogramme
554

 sind in Art. 174 Abs. 2 EGV ver-

schiedene Handlungsprinzipien geregelt
555

. Bei den Regelungen des Art. 174 Abs. 2 

EGV geht es nicht nur um politische Handlungsrichtlinien oder einen bloßen Orientie-

rungsrahmen für politische Akteure, sondern auch um verbindliche Rechtsprinzipien 

(Optimierungsgebot)
556

, von denen nur unter einer nachvollziehbaren Rechtfertigung 

abgewichen werden darf
557

. Sie dienen der Konkretisierung des Umweltschutzzieles des 

Art. 174 Abs. 1 EGV, und können im Zusammenhang mit der CO2-Abgabe Eingriffe in 
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Grundrechte aufgrund einer Lenkungs- oder einer Belastungswirkung rechtfertigen, da 

sie sogar Ausnahmen von primärrechtlichen Regelungen rechtfertigen können
558

. Da die 

einzelnen Umweltpolitikprinzipien inhaltlich unbestimmt sind, gelten sie grundsätzlich 

nicht unmittelbar, sondern sind durch Sekundärrecht, Rechtsprechung und Literatur zu 

konkretisieren, und entfalten daher eine Maßstabs- und Abwägungsfunktion für die EG-

Rechtsetzungsorgane
559

. Da die einzelnen Prinzipien ihre wesentlichen Wirkungen auf 

verschiedenen Ebenen entfalten, stehen sie in keiner normativen Rangfolge zueinan-

der
560

. Sie stehen alle unter dem Gebot eines hohen Umweltschutzes. Darüber hinaus 

betreffen Vorsorge-, Vorbeuge- sowie Ursprungsprinzip auch besondere Regelungs-

techniken in der Umweltpolitik und das Verursacherprinzip die Frage der Kostentragung, 

während das Gebot eines hohen Umweltschutzes Bezug zu der Umweltqualität auf-

weist
561

. 

(1) Schutzniveauklausel 

Art. 174 Abs. 2 UAbs. 1 S. 1 EGV wurde mit dem Vertrag von Maastricht im Umwelt-

kapitel verankert
562

. Die Klausel des „hohen Schutzniveaus“ findet sich nicht nur im Art. 

174 Abs. 2 UAbs. 1 S. 1 EGV, sondern auch in Art. 2 EGV und mit leichten Abände-

rungen in Art. 95 EGV
563

. Das „hohe Schutzniveau“ des Art. 174 Abs. 2 EGV gilt für die 

allgemeine Umweltpolitik, während es vom Art. 95 EGV bei jeder einzelnen Maßnahme 

berücksichtigt oder umgesetzt werden muss
564

. 

Im Hinblick auf den Rang des Umweltschutzes im Verhältnis zu anderen vertraglichen 

Zielen und insbesondere zur ökonomischen Ausrichtung des Vertrages ist im Vertrag 

nicht bestimmt, was unter einem hohen Schutzniveau zu verstehen ist, und wie sehr die 

Umwelt geschützt werden muss
565

. Trotz dieser Unbestimmtheit und Auslegungsschwie-

rigkeit ist jedoch klar, dass der Vertrag nicht das höchste vorstellbare Schutzniveau ge-

meint hat, da Art. 176 EGV bzw. Art. 95 Abs. 4 und 5 EGV den Mitgliedstaaten noch 
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verstärkte Maßnamen eröffnen
566

. In einigen Einzelfällen hat der EuGH mit seinen Urtei-

len die Tendenz gezeigt
567

, in der Abwägung mit sonstigen Vertragszielen Umwelt-

schutzpolitik für vorrangig zu halten
568

. Der sog. relativ hohe Rang des Umweltschutzes 

entfaltet zwar über die Querschnittsklausel des Art. 6 EGV eine entsprechende Ausstrah-

lungswirkung
569

, aber er kann bei der Güter- und Interessenabwägung im konkreten Falle 

im Zweifel
570

 insbesondere hinter wirtschaftlichen Gründe zurücktreten
571

, da der Um-

weltschutz nur eines der wesentlichen Ziele des Vertrages ist
572

.  

In Bezug auf das gemeinschaftliche Tätigwerden lassen sich aus dem Vorrang der Um-

weltschutzziele das Verschlechterungsverbot bzw. Optimierungsgebot ableiten
573

, da die 

gemeinschaftliche Umweltpolitik eine Verbesserung der Umweltqualität bezweckt (Art. 

2 EGV)
574

. Im Hinblick hierauf kann vor allem die CO2-Abgabe wegen ihrer Anreizwir-

kung
575

, die bei ordnungsrechtlichen Maßnahmen nicht vorhanden ist, gerechtfertigt 

werden. Die hohe Schutzniveauklausel verlangt bei der CO2-Abgabe, dass die Mitglied-

staaten eine entsprechende Abgabe einführen, deren Abgabenhöhe genügend hoch ist, 

um Emittenten dazu zu bringen, ihre Emissionsmenge zu reduzieren statt die Abgabe be-

zahlen zu müssen
576

, da sich eine Verbesserung der Umweltqualität kaum erwarten lässt, 

wenn die betroffenen Emittenten die Abgabe entrichten
577

. Dieses Prinzip fördert ferner, 

das Aufkommen einer CO2-Abgabe zur Verbesserung der fortschreitenden Klimaände-

rung zu verwenden
578

. 

(2) Prinzip der regionalen Differenzierung 
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Nach dem durch den Vertrag von Maastricht neuformulierten Prinzip der regionalen Dif-

ferenzierung muss die Gemeinschaft bei der Durchführung der Umweltschutzpolitik die 

unterschiedlichen Gegebenheiten in den einzelnen Regionen berücksichtigen. Auf ähnli-

cher Weise berücksichtigt die Gemeinschaft bei der Erarbeitung ihrer Umweltpolitik ge-

mäß Art. 174 Abs. 3, 2. Spiegelstrich EGV die Umweltbedingungen in den einzelnen 

Regionen der Gemeinschaft. Bei diesen Vorgaben geht es darum, die unterschiedlichen 

Ausgangsbedingungen in den Mitgliedstaaten und ihren Regionen in bezug auf ihre öko-

nomische Entwicklung, ihre geographische Lage, ihre Besiedlungsdichte, die ökologi-

schen Verhältnisse und das Umweltbewusstsein der Bevölkerung anzugleichen
579

. 

Das Prinzip der regionalen Differenzierung wirft bei einer CO2-Abgabe die Frage auf, ob 

bestimmte Regionen von einer CO2-Abgabe ausgeschlossen werden können, oder ob sie 

eine Abgabevergünstigungen bekommen können
580

. Der geographische Grund, dass e-

mittierte Stoffe in der Luft schneller verteilt werden, hat mit der CO2-Abgabe wenig zu 

tun, da die Emissionsmenge grundsätzlich von industrieller bzw. wirtschaftlicher Leis-

tungskraft, nicht von geographischer Lage abhängt
581

. Da gemäß Art. 174 Abs. 3 4. Spie-

gelstrich EGV die Gemeinschaft die wirtschaftliche und soziale Entwicklung bereits bei 

der Erarbeitung der Umweltpolitik berücksichtigen muss, ist die ökonomische Gegeben-

heit nicht mehr als Problem bestimmter Regionen zu berücksichtigen. Dies ergibt sich 

vielmehr aus dem Verhältnismäßigkeitsprinzip
582

. 

(3) Vorsorgeprinzip 

Unter dem Vorsorgeprinzip versteht man, die CO2-Abgabe soll einen Beitrag zur mittel- 

bis langfristigen Reduzierung der Emissionen von Treibhausgasen, namentlich von CO2, 

in der Gemeinschaft leisten. Aufgrund des Treibhauseffektes ist das Vorsorgeprinzip 

auch im Hinblick auf die CO2-Abgabe von Bedeutung
583

. Nach dem Wortlaut von Art. 

174 Abs. 2 S. 2 EGV hat der Vertrag nebeneinander die beiden Begriffe „Vorsorge“ und 

„Vorbeugung“ gebraucht. Der EuGH unterscheidet jedoch nicht zwischen dem Vorsorge- 

und Vorbeugeprinzip
584

. Vielmehr sind die Prinzipien entweder als synonym oder als 
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einheitliches Oberprinzip zu verstehen
585

. Aufgrund unterschiedlicher Ansätze in den na-

tionalen umweltrechtlichen Verständnissen
586

 bleibt die Frage offen, ob der Grundkon-

sens über den Begriff dieses Prinzips zwischen dem von der Gemeinschaft und dem von 

Deutschland
587

 bzw. zwischen dem von Mitgliedstaaten untereinander übereinstimmt. Es 

gab bis 1992 in manchen Mitgliedstaaten wie Großbritannien oder Frankreich keinen 

Begriff „Vorsorgeprinzip“. Diese Mitgliedstaaten könnten seit dem Maastricht-Vertrag 

das Prinzip in nationale Rechte umsetzen
588

. Demtentsprechend ist die Frage bei diesen 

Ländern nicht von Bedeutung. In Deutschland konzentriert sich die Debatte darauf, ob 

die Abgrenzung zwischen Gefahrenabwehr und Risikovorsorge dem Wortlaut des Art. 

174 Abs. 2 S. 2 EGV „Vorbeugung- und Vorsorgeprinzip“ entspricht
589

. 

(4) Ursprungsprinzip 

Art. 174 Abs. 2. S. 2 EGV verlangt neben dem Vorsorge- bzw. Verursacherprinzip Um-

weltbeeinträchtigungen frühestmöglich, idealerweise im Ursprung der Beeinträchtigung 

zu bekämpfen (Ursprungsprinzip)
590

. Das Ursprungsprinzip ist in Übereinstimmung mit 

dem EuGH geographisch bzw. raumbezogen zu verstehen
591

. Das Prinzip ergänzt inso-

weit das Vorsorgeprinzip, als die Umweltbeeinträchtigungen wenigstens gleich nach dem 

Entstehen an ihrer Quelle bekämpft werden sollen, falls sie wider Erwarten der Intention 

des Vorsorgeprinzips entstanden sind
592

.  

Die Anwendung auf eine CO2-Abgabe zeigt die Schwierigkeiten bei der Umsetzung des 

Prinzips deutlich auf, da bei einer langfristig wirkenden Klimaänderung bzw. dem Treib-

hauseffekt durch Ausstoß von CO2 wissenschaftliche Ungewissheit vorhanden ist, wel-

che die Bestimmung der genauen Faktoren (Quelle), zu denen die richtige Maßnahme 
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(CO2-Abgabe) anzusetzen sind, erschwert
593,594

. Das Prinzip verlangt dennoch keine fun-

dierte Gewissheit, dass sich eine Umweltbeeinträchtigung von einer bestimmten Verur-

sacherquelle ableiten lässt, vielmehr läßt sie eine Wahrscheinlichkeit genügen, welche 

für die Gemeinschaft objektiv nachvollziehbar und hinsichtlich des allgemeinen Standes 

wissenschaftlicher Entwicklung vertretbar ist
595

. Daher ist das Prinzip durch den Konsens 

in der Frage des anthropogenen Treibhauseffekts und durch die hinreichende Wahr-

scheinlichkeit, dass ein weiterer Ausstoß von CO2 den Treibhauseffekt entwickelt, ent-

sprechend einer Idee, dass die Einführung einer CO2-Abgabe die Quelle der Treibhaus-

gasemission bekämpft
596

. 

(5) Verursacherprinzip 

Die gemeinschaftliche Umweltpolitik beruht gemäß Art. 174 Abs. 2 S. 2 EGV auf dem 

Verursacherprinzip
597

, welches bereits im 1. Aktionsprogramm enthalten war
598

. Dieses 

Prinzip ist im EGV insofern als Kostenverteilungsprinzip zu verstehen, als der EuGH 

festgelegt hat, dass die Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe nach der Richtlinie 

91/676/EWG
599

 nicht verpflichtet sind, die mit der Beseitigung einer Verunreinigung 

verbundene Belastung zu tragen, zu der sie nichts beigetragen haben
600

. Somit werden ih-

nen keine Kosten auferlegt, die in Anbetracht der Gegebenheiten nicht erforderlich 

sind
601

. 

Der Grundsatz, dass der Umweltschädigende bezahlen soll, ist wohl dahingehend zu ver-

stehen, dass die Kosten nicht von Dritten oder der Allgemeinheit getragen werden sol-

len
602

. Daher obliegen die Kosten grundsätzlich nicht dem Steuerzahler
603

, da jeder Steu-

erzahler hinsichtlich des Treibhauseffekts für die Erwärmung der Erde nicht direkt ver-

antwortlich ist. Bei der Umsetzung dieses Prinzips scheint eine Abgabe zwar nicht an-

gemessen zu sein, aber es ist bei multikausalen Umweltbeeinträchtigungen, insbesondere 

der Klimaänderung durch den Treibhauseffekt, kaum möglich, Verursacher und Nicht-
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Verursacher zu unterscheiden. Da ferner fast jeder direkt oder indirekt von einer Um-

weltbeeinträchtigung, insbesondere durch den Ausstoß von CO2 profitiert, ist jeder für 

die Klimaänderung durch den anthropogen verstärkten Treibhauseffet verantwortlich. 

Somit kann die Idee der Kostenanlastung mit einer CO2-Abgabe mit Verursacherprinzip 

vereinbar sein. 

(d) Art. 175 Abs. 2 EGV als eine Spezialvorschrift gegenüber Art. 175 Abs. 1 EGV 

Art. 175 Abs. 1 EGV regelt die Kompetenzgrundlage für ein Tätigwerden der Gemein-

schaft. Die Vorschrift ist nicht unmittelbar anwendbar, sondern dient der Verwirklichung 

der in Art. 174 EGV genannten Ziele
604

. Daher kann Art. 175 Abs. 1 EGV grundsätzlich 

angewendet werden, wenn es um ein „Tätigwerden der Gemeinschaft“ zur Erreichung 

der Ziele von Art. 174 EGV geht
605

. Dieser unbestimmte Terminus „Tätigwerden“, den 

die Handlungsform einer CO2-Abgabe enthalten muss, ist weit auszulegen
606

. Alle 

Rechtsakte i.S.d Art. 249 EGV (z.B. Verordnung, Richtlinie, Entscheidung, Empfehlung, 

Stellungnahme) sind eingeschlossen sowie alle anderen verbindlich und unverbindlichen 

(informalen) Handlungsformen (z.B. Warnungen, Hinweise, Vereinbarungen
607

 usw.)
608

. 

Wenn eine ausdrückliche Ermächtigung für „Vorschriften überwiegend steuerlicher 

Art“ in Abs. 2 nicht eingeführt wurde, könnte Abs. 1, der in der Regel nur einer qualifi-

zierten Mehrheit im Rat zur Bestimmung der Maßnahmen der Umweltpolitik bedarf, sie 

in seine Reichweite einschließen, da Abs. 1 nicht auf bestimmte Instrumente beschränkt 

ist. Im Unterschied zu Abs. 1 verlangt Abs. 2 zum Beschluss einiger ausdrücklich ge-

nannten punktuellen Bereichen, welche die Belange der Mitgliedstaaten besonders nach-

haltig berühren, die Einstimmigkeit
609

. Art. 175 Abs. 2 1. Spiegelstrich EGV als Spezial-

vorschrift kommt hingegen nur dann zur Anwendung, wenn die betreffende Maßnahme 

eine Vorschrift enthält, die das Merkmal „überwiegend steuerlicher Art“ erfüllt
610

. 

(e) Umweltabgabe als Umweltschutzmaßnahme aufgrund Art. 175 Abs. 2 EGV 
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Als eine Spezialvorschrift bzw. eine Ausnahme vom grundsätzlichen Beschlussverfahren 

nach Abs. 1 ist die Umweltabgabe aufgrund Art. 175 Abs. 2 EGV eng auszulegen
611

, da 

wie oben dargestellt die in Abs. 2 genannten Fälle sensible Bereiche betreffen, in denen 

es um eine Nutzung des Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten geht, was durch die voraus-

gesetzte Einstimmigkeit des Beschlusses zum Ausdruck gemacht wird. Obwohl der Rat 

nach Art. 175 Abs. 2 Unterabsatz 2 EGV sämtliche in Abs. 2 Unterabsatz 1 genannten 

Sachbereiche einstimmig beschließen kann, zu Mehrheitsentscheidung überzugehen, ist 

diese Abweichung praktisch bedeutungslos und leerlaufend geblieben
612

.  

Um mit allen Vorschriften über Steuern (z.B. Art. 93, 94 und 95 Abs. 2 EGV), die aus-

drücklich die Einstimmigkeit zur Entscheidung verlangen, zu harmonisieren, ist die Ab-

gabemaßnahme im Art. 175 Abs. 2 EGV, die als „überwiegend steuerliche Art“ formu-

liert ist, lediglich als Steuern i.e.S. zu verstehen
613

. Daher fallen die sonstigen Umwelt-

abgaben, Umweltgebühren oder Umweltfonds nicht darunter. Art. 175 Abs. 1 EGV gilt 

für sie. Das allgemeine Initiativrecht gehört lediglich zur Kommission. Eine Anhörung 

des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie des Europaparlamentes ist durchzufüh-

ren
614

. Die Beteiligung des Europaparlaments ist an einer gemeinschaftlichen Umwelt-

rechtssetzung im Sachbereich nach Abs. 2 gesperrt, während Abs. 1 seit dem Vertrag von 

Amsterdam das Mitentscheidungsverfahren zwischen dem Rat und dem Europaparlament, 

das dem Europaparlament ein Vetorecht und für einen beschränkten Anwendungsbereich 

Rechtssetzungsmacht gewährleistet, verlangt
615

. Die Einführung einer CO2-Abgabe ist 

aufgrund Art. 175 Abs. 2 EGV zwar wegen der Einstimmigkeitsregelung sehr streng, a-

ber mangels der Beteiligung des Europaparlamentes ist das Rechtsetzungsverfahren zu-

mindest bei der gemeinschaftlichen Umweltabgabepolitik (nicht bei der allgemeinen 

Umweltpolitik) im Hinblick auf das Demokratieprinzip defizitär
616

. Der Rat kann auf 

Vorschlag der Kommission und nach der vorgesehenen Anhörung „Vorschriften über-
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wiegend steuerlicher Art“ erlassen, wobei die Verletzung dieses Verfahrens die Nichtig-

keit der Entscheidung hervorruft
617

. 

C) Zuständigkeit der Gemeinschaft aufgrund Harmonisierungskompetenzen (Art. 

93 und 95 EGV) 

(a) Art. 93 EGV 

Art. 93 EGV enthält eine autonome Kompetenzgrundlage zum Erlass von Harmonisie-

rungsvorschriften im Bereich der indirekten Steuern, soweit diese Harmonisierung für 

die Errichtung und das Funktionieren des Binnenmarktes innerhalb der in Art. 14 gesetz-

ten Frist notwendig ist. Diese Vorschrift wurde mit Art. 175 EGV (ex-Art. 130s) bereits 

zum Vorschlag der Kommission für eine CO2-/Energiesteuer herangezogen
618

. Um für 

die hier diskutierte Abgabe von Bedeutung zu sein, ist die wesentliche Frage zu erörtern, 

ob die CO2-bezogene Abgabe den Binnenmarkt der einzelnen Mitgliedstaaten berührt 

und ob dies wiederum den Zustand der Unharmonisierung des Binnenmarktes hervorruft. 

(1) Betroffene Steuerarten 

Der Harmonisierungsauftrag des Art. 93 EGV beschränkt sich auf indirekte Steuern. Ne-

ben der genannten Umsatzsteuer und den Verbrauchsabgaben zählen beispielsweise Ka-

pitalverkehr-, Beförderungs- und Versicherungssteuern zu den sonstigen, indirekten 

Steuern
619

. Unter einer indirekten Steuer ist nach der Entscheidung des EuGHs eine 

Steuer zu verstehen
620

, welche auf verschiedenen Ebenen der Produktion auf Rohmate-

rialien oder Sekundärrohstoffe zu erheben sei, während sich direkte Steuern auf eine Be-

steuerung eines fertigen Produktes bezögen
621

. In einer anderen Entscheidung zeigte der 

EuGH wiederum eine starke Produktbezogenheit der direkten Steuern
622

. Nach dieser 

Perspektive kann die CO2-Abgabe als eine indirekte Steuer angesehen werden, weil sie 

überwiegend die Verwendung der fossilen Brennstoffe (Rohmaterialien) belastet
623

.  
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Es ist hinsichtlich der Auslegung dieses Artikels immer noch umstritten, ob Gebühren, 

Beiträge und Sonderabgaben unter dieser Norm fallen
624

. Der Begriff der „Abgabe“ wird 

anders als in den Art. 25 und 90 EGV in Art. 93 EGV nicht verwendet. Ferner ist nach 

dem herrschenden besonderen Sprachgebrauch der am Rechtsetzungsprozess beteiligten 

Gemeinschaftsorgane sowie dem jeweiligen Vorverständnis in den Mitgliedstaaten der 

gemeinschaftsrechtliche Steuerbegriff in Art. 93 EGV übereinstimmend enger als der 

deutsche und gemeinschaftliche Begriff der Abgabe
625

. Obwohl er mit dem deutschen 

Begriff der Steuer nicht ganz übereinstimmt, ist der gemeinschaftsrechtliche Steuerbeg-

riff als eine von einer steuererhebungsberechtigte Staatengemeinschaft verpflichtend er-

hobene Abgabe, die keine besondere Gegenleistung für eine individuelle öffentliche 

Leistung darstellt, zu deifinieren
626

. Somit ist Begriff der Steuer in Art. 93 EGV als Steu-

er i.e.S. zu verstehen
627

. 

(2) Form der Rechtsakte und Verfahren 

Der hier verwendete Begriff „Bestimmungen“ ist neutral und beschränkt die Form 

nicht
628

. Die Vorschrift umfasst die in Art. 249 EGV aufgeführten Rechtsnormen, d.h. 

Richtlinien, Verordnungen und Empfehlungen
629

. 

Der Rat erlässt auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen 

Parlaments sowie des Wirtschafts- und Sozialausschusses die Bestimmung einstimmig. 

Eine Verletzung des Verfahrens führt zur Nichtigkeit der vom Rat erlassenen Bestim-

mung. Obwohl die Einstimmigkeitsregelung die Abschaffung der Steuerschranken ver-

zögert und mit ihr die Einführung einer CO2-Abgabe, kann sie gerechtfertigt werden, da 

die Steuerharmonisierung einen sensiblen Bereich berührt
630

. 

(3) Notwendigkeit der Binnenmarktrelevanz 

Art. 93 EGV ermächtigt nur zu einer Steuerharmonisierung, soweit diese „für die Errich-

tung und das Funktionieren des Binnenmarktes...notwendig ist“. Dementsprechend ist 
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zunächst die Frage zu klären, ob die Harmonisierung der CO2-Abgabe für die Errichtung 

oder das Funktionieren des Binnenmarkts notwendig ist.  

Eine Erklärung des Begriffs „Notwendigkeit“ der Harmonisierung lässt sich dem Wort-

laut des Art. 93 EGV zwar nicht entnehmen, jedoch ist der Artikel durch Auslegung da-

hingehend zu verstehen, dass eine Regelung nur nicht völlig überflüssig für die Errich-

tung oder das Funktionieren des Binnenmarktes sein darf
631

. Daher kann die Norm exten-

siv angewendet werden, soweit sie indirekte Steuer als Maßnahme behandelt
632

. Im Hin-

blick auf die hier zu diskutierende CO2-Abgabe kann die Norm dann als rechtliche 

Grundlage für ihre Harmonisierung herangezogen werden, falls ihr eine Binnenmarktre-

levanz immanent ist. 

Die CO2-Abgabe, die durch Verminderung des Ausstoßes von CO2 Klimaschutz be-

zweckt, kann die Energieversorgungsstruktur und Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten, 

die eine CO2-Abgabe eingeführt haben, erheblich tangieren, da der größte Teil der Ener-

gieversorgung und auch der Produktion durch Verbrennung fossiler Energieträger er-

möglicht werden kann
 633

. Die CO2-Abgabe, die Produzenten oder Konsumenten früher 

nicht entrichteten, halte einen preiserhöhenden Effekt. Wenn die Konsumenten die Wa-

ren kaufen, die von Mitgliedstaaten ohne eine CO2-Abgabe produziert wurden und da-

durch billig sind, dann haben die Mitgliedstaaten mit einer CO2-Abgabe Wettbewerbs-

nachteile, was einer Verletzung der Gewährung gleicher oder nahezu gleicher Wettbe-

werbsbedingungen für jeden Marktteilnehmer auf dem Binnenmarkt gleichkäme
634

. Un-

gleiche CO2-Abgaben zwischen Mitgliedstaaten können die im Binnenmarkt angestrebte 

Marktgleichheit verhindern und bedürfen einer Harmonisierungsmaßnahme auf gemein-

schaftlicher Ebene, um die Disharmonie im Binnenmarkt abzuschaffen. Als Rechts-

grundlage für die CO2-Abgabe käme Art. 93 EGV in Betracht. 

(b) Art. 95 EGV 

Art. 95 EGV räumt der Gemeinschaft die Kompetenz ein, das in Art. 14 EGV vorgege-

bene Ziel der Verwirklichung des Binnenmarktes, d.h. der Schaffung eines Raumes ohne 

Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und 
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Kapital gemäß den Bestimmungen dieses Vertrags gewährleistet ist, im Rahmen eines 

Gesetzgebungsverfahrens, das Mehrheitsentscheidungen des Rates zulässt, zu errei-

chen
635

. Der Anwendungsbereich des Art. 95 Abs. 1 EGV erfasst allgemein alle Maßnah-

men zur Angleichung der nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, derer es zur 

Errichtung und zum Funktionieren des Binnenmarktes bedarf, sofern nicht der Subsidia-

ritätsvorbehalt eingreift
636

. 

Jedoch hat der Gesetzgeber im Abs. 2 geregelt, dass Abs. 1 für die Bestimmungen über 

die Bereichsausnahmen, also die Bestimmungen über Steuern, Freizügigkeit und Rechte 

bzw. Interesse der Arbeitnehmer nicht gilt. Um die hier diskutierte CO2-Abgabe auf Art. 

95 Abs. 1 EGV zu stützen, ist zunächst zu klären, ob die CO2-Abgabe unter den Begriff 

der Steuer i.S.d. Art. 95 Abs. 2 EGV fällt. 

(1) Bestimmungen über Steuern als Bereichsausnahmen im Art. 95 Abs. 2 EGV  

Nach Abs. 2 des Art. 95 EGV gilt die Handlungsermächtigung des Absatzes 1 nicht für 

Maßnahmen zur Angleichung von Bestimmungen der Mitgliedstaaten über Steuern. Die 

Harmonisierung von indirekten Steuern, die für die Errichtung und das Funktionieren des 

Binnenmarktes notwendig ist, ist demnach auf Art. 93 EGV, der einen einstimmigen Be-

schluss verlangt, zu stützen, wobei sich direkte Steuern, die für die Errichtung und das 

Funktionieren des gemeinsamen Marktes bedeutsam sind, auf 94 EGV stützen
637

. Dar-

über hinaus ist Art. 175 Abs. 2 lit. a) EGV die einschlägige Kompetenzgrundlage, sofern 

es bei den Vorschriften überwiegend steuerlicher Art um das Ziel des Umweltschutzes 

geht. 

Dementsprechend stellt sich die Frage, ob der Begriff der „Steuern“ in Abs. 2 extensiv 

ausgelegt werden muss, sodass auch Vorzugslasten, Sonderabgaben und andere Abgaben 

erfasst werden, oder ob eine restriktive Auslegung vorzugswürdig ist. Wenn Abs. 2 le-

diglich die Steuern im engeren Sinne erfassen würde, fielen die Vorzugslasten, Sonder-

abgaben unter Abs. 1, folglich könnte die Gemeinschaft alle nicht-steuerlichen Vorschrif-
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ten gemäß Art. 251 EGV mit dem vereinfachten Verfahren, dass nur den Mehrheitsbe-

schluss erfordert, angleichen
638

. 

Auf den ersten Blick scheint dieser Begriff insoweit eindeutig, als der Begriff der Steuer 

im Abs. 2 ähnlich dem deutschen Wort- und Rechtssinn eng zu verstehen ist
639

. Jedoch 

sind die Normwortlaute der anderen sprachlichen Fassungen unterschiedlich formuliert
640

. 

Die überwiegende Anzahl der unterschiedlich formulierten Normwortlaute von Art. 95 

Abs. 2 sind wörtlich mit „fiskalische Bestimmungen“ zu übersetzen
641

. „Fiskalisch“, na-

mentlich „Fiskalität“ hat immer mit Haushaltsinteressen der Mitgliederländer zu tun und 

bereits aus dem Wortlaut her ist „Einbeziehung der parafiskalischen Abgaben“ fremd. 

Eine Erfassung von Gebühren bzw. Beiträgen sind daher von dem Begriff der „Steu-

ern“ in dieser Norm ausgeschlossen, da ihre fiskalische Bedeutung gering ist
642

. 

Darüber hinaus unterstützt auch die teleologische Auslegung, den Begriff der Steuern im 

Abs. 2 eng zu verstehen. Sinn und Zweck dieser Norm ist, die Finanzhoheit der Mit-

gliedstaaten zu schützen
643

, weil die Gemeinschaft mit ihrem großen Einfluss auf die be-

sonders sensiblen Bereiche der Wirtschafts- und Haushaltspolitik die parlamentarischen 

Budgetrechte der Mitgliedstaaten leicht einschränken könnte, falls Maßnahmen der Steu-

erharmonisierung mit qualifizierter Mehrheit des Rates getroffen werden müssten
644

. In 

der Literatur wird daher die Meinung vertreten, dass in dieser Norm die Begrifflichkeiten 

Steuern, Abgaben und fiskalischen Regelungen synonym und als Oberbegriff für alle 

Formen von Abgaben, also extensiv verwendet werden sollen, da das Aufkommen aus 

verschiedenen parafiskalischen Haushalten das Volumen des Staatshaushalts unabhängig 

davon beeinflusst, ob das Aufkommen in den Staatshaushalt fließt oder nicht
645

. Dennoch 

spricht der systematische Zusammenhang mit Art. 95 Abs. 1 EGV für die einschränkende 

Auslegung. Art. 95 Abs. 1 EGV, der das Mehrheitsprinzip für den Beschluss festlegt, 
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zählt zu den allgemeinen Vertragsbestimmungen, die für alle Bereiche der möglichen Tä-

tigkeit der Gemeinschaft, außer der besonders sensiblen Bereiche gelten. Abs. 2 schließt 

lediglich solche abgabenrechtliche Instrumente von dem in Abs. 1 vorgesehnen Mehr-

heitsprinzip aus, die die Steuerung der wirtschaftlichen Rahmendaten betreffen oder eine 

besondere fiskalische Bedeutung haben. Folglich umfasst Abs. 1 nicht-

gegenleistungsbezogenen und nicht-haushaltsgebundenen Abgaben mit begrenzt ökono-

mischer Lenkungsfunktion
646

. Auch der systematische Vergleich mit Art. 93 EGV er-

möglicht auch, die Begrifflichkeit der Steuern im Art. 95 Abs. 2 EGV eng zu verstehen. 

Um den Kernbereich der nationalen Wirtschafts- und Haushaltspolitik zu gewährleisten, 

kann die Gemeinschaft lediglich mit einem einstimmigen Beschluss indirekte Steuern 

harmonisieren. Nach h.L. schließt dort der Begriff der indirekten Steuern im Art. 93 

EGV nicht-steuerliche Abgabe aus
647

. Somit gibt es keinen besonderen Grund, dass im 

Art. 95 Abs. 2 eine nicht-steuerliche Abgabe erfasst werden soll, um staatliche Finanz-

hoheit zu schützen. 

„Bestimmungen über Steuer“ erfassen lediglich Bestimmungen des materiellen Steuer-

rechts, was bedeutet, dass sie die steuerliche Bemessungsgrundlage und die Steuersätze 

enthalten
648

. Somit gilt Abs. 2 für Bestimmungen über das Steuerverfahren und über die 

Zusammenarbeit der Steuerverwaltungen der Mitgliedstaaten nicht
649

. 

(2) Ergebnis 

Der Begriff der Steuern in Art. 95 Abs. 2 EGV ist auf der Basis einer differenzierten 

Auslegung eng zu verstehen. Sowohl aus dem Vergleich mit den anderen Sprachfassun-

gen, als auch unter teleologischen Aspekten ist die extensive Auslegung für den Begriff 

der „Steuern“ im Abs. 2, die alle Formen der Abgabe erfasst, nicht begründbar. Daraus 

folgt im Ergebnis, dass für nichtsteuerliche Abgaben primär der Art. 95 EGV in Betracht 

kommt
650

 und haushaltsbezogene bzw. fiskalische steuerliche Abgaben aus dem Anwen-

dungsbereich der Angleichungskompetenz des Art. 95 EGV ausgeschlossen sind.  

d) Ergebnis 
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Wie oben dargestellt hat die hier diskutierte CO2-Abgabe prinzipiell zwei tragfähige 

Kompetenznormen, nämlich Art. 93 bzw. 175 EGV, woraus sich das Folgeproblem der 

Doppelabstützung ergibt. Doppelabstützungen werden in der Literatur als rechtens erach-

tett, wenn hinter der zusätzlichen Heranziehung der Art. 93, 94 EGV oder des Art. 308 

EGV bei den Doppelabstützungen das Interesse der Mitgliedstaaten stehe
651

. Der EuGH 

hat diese Doppelabstützung sogar nicht nur ausdrücklich zugelassen, sondern zu dieser 

auch verpflichtet
652

. Dennoch beinhaltet die Doppelabstützungen die Gefahr, dass der 

Anwendungsbereich der einzelnen Normen undeutlich werden und die Gemeinschaft 

folglich eine Allzuständigkeit besitzen könnte
653

. Um diese Gefahren zu vermeiden muss 

die Abgrenzung der Anwendungsbereiche beider Vorschriften letztlich nach dem 

Schwerpunkt der Maßnahme getroffen werden
654

. Da Art. 93 und 175 Abs. 2 EGV unter-

schiedlichen Zielen dienen, kommt keiner der beiden Normen eine „Vorrangstel-

lung“ zu
655

. In dem Titandioxid-Urteil
656

 hat der EuGH entschieden, dass ex-Art. 130s 

EWGV gegenüber dem ex-Art. 100a EWGV zurückzutreten hat, falls sich der Rechtsakt 

auf dazu Binnenmarkt bezieht
657

. Nun mehr soll allein die Tatsache der Auswirkungen 

einer steuerlichen Maßnahme, nämlich einer CO2-Abgabe auf den Binnenmarkt, nicht 

zwingend verlangen, dass eine CO2-Abgabe nicht auf Art. 175 Abs. 2, sondern lediglich 

auf Art. 93 EGV zu stützen ist. Dies folgt daraus, dass fast alle steuerliche Maßnahmen 

zum Umweltschutz, einschließlich einer CO2-Abgabe die Errichtung und das Funktionie-

ren des Binnenmarktes i.S.d. Art. 93 EGV berühren und Art. 175 Abs. 2 EGV dement-

sprechend stets leer laufen würde
658

. Die Frage, welche Rechtsgrundlage für Maßnahmen 
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einschließlich einer CO2-Abgabe herangezogen werden soll, ist damit vielmehr nach ih-

rem Ziel und Inhalt zu beantworten
659

. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass nur wenn es um die CO2-Steuer geht, also eine 

CO2-Abgabe als eine Steuer gestaltet wird, Art. 175 Abs. 2 Unterabsatz. 1 1. Spiegel-

strich EGV heranzuziehen ist, während Art. 93, 94 EGV die Angleichung der binnen-

marktbezogenen Abgaben der Mitgliedstaaten betreffen
660

. Wenn es um eine nicht-

steuerliche CO2-Abgabe geht, dann ist Art. 175 Abs. 1 EGV die richtige Rechtsgrund-

lage
661

, während Art. 95 Abs. 1 EGV die sonstigen Abgaben als Regelungsgegenstand 

hat. 

 

 

II. Die Einführung einer CO2-Abgabe in der Bundesrepublik 

Deutschland 

 

1. Zugänglichkeit des deutschen Rechts für das europäische Ge-

meinschaftsrecht 

 

a) Integrationskompetenz in der deutschen Verfassung 

Wenn die EU dazu verpflichtet, die Mitgliedstaaten eine CO2-Abgabe in Form einer 

Richtlinie auf gemeinschaftlicher Ebene einzuführen, erscheint ein Transformationsakt in 

einzelnen Mitgliedstaaten nötig
662

, da die Richtlinien der Gemeinschaft gemäß Art. 249 

EGV in den Mitgliedstaaten nicht unmittelbar gelten
663

, sondern lediglich das zu errei-

chende Ziel der Richtlinien für jeden Mitgliedstaat verbindlich ist, wobei jedoch die 

Wahl der Form und der Mittel den innerstaatlichen Stellen überlassen bleibt
664

. Es bedarf 
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daher einer Anpassung der Richtlinie auf innerstaatliches Recht, soweit dies der Richtli-

nie noch nicht entspricht
665

. Die EG-Richtlinie kann jedoch ausnahmsweise direkt ange-

wendet werden, wenn sie entweder von einem Mitgliedstaat überhaupt nicht, nicht recht-

zeitig oder nicht vollständig umgesetzt worden ist
666

. 

Eine solche Verbindlichkeit der EG-Richtlinien für Deutschland ist aufgrund Art. 24 Abs. 

1 GG („Integrationskompetenz“) möglich
667

: „Der Bund kann nach Art. 24 Abs. 1 GG 

durch Gesetz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen übertragen“. Jedoch ist 

Art. 24 Abs. 1 GG nicht ausreichend, da die Übertragung von Hoheitsrechten nach Art. 

24 Abs. 1 GG lediglich für zwischenstaatliche Einrichtungen gilt, also eine Entwicklung 

zur Staatlichkeit eines vereinten Europas von dieser Ermächtigung nicht abgedeckt 

wird
668

 . Für die Verwirklichung der Europäischen Union wurde am 21. 12. 1992 Art. 23 

Abs. 1 S. 2 GG neu eingefügt, um eine eigene Integrationskompetenz des Bundes zu 

schaffen, die insoweit lex specialis zu Art. 24 Abs. 1 GG ist
669

. Die Integrationsermäch-

tigung gemäß Art. 24 Abs. 1 GG enthält Schranken. Wie hinsichtlich der Verwirklichung 

der Europäischen Union in Art. 24 Abs. 1 S. 1 GG ausdrücklich festgeschrieben ist, lässt 

sie die Übertragung von Hoheitsrechten auf die Europäische Union nur zu, wenn die de-

mokratischen, rechtsstaatlichen, sozialen und föderativen Grundsätze bzw. der Grundsatz 

der Subsidiarität sichergestellt sind, und ein der deutschen Verfassung vergleichbarer 

Grundrechtsschutz gewährleistet wird
670

. 

b) Umsetzungskompetenz 

Hinsichtlich der CO2-Abgabe braucht die EG-Richtlinie eine konkrete Kompetenz für ih-

re Umsetzung. Für die Umsetzung einer gemeinschaftlichen CO2-Abgabe kommen Art. 

73, 74 Abs. 1 Nr. 11, 24 und 105 ff. GG in Frage. Welche Norm auf eine CO2-Abgabe 

angewendet werden soll oder kann, hängt von der rechtlichen Qualifikation der CO2-

                                                 

665
 H.P. Ipsen, Deutschland in den Europäischen Gemeinschaften, a.a.O., § 181 Rdnr. 61. 

666
 U. Klocke, a.a.O., S. 147; H. Stadie, Unmittelbare Wirkung von EG-Richtlinien und Bestandskraft von 

Verwaltungsakten, NVwZ 1994, S. 435 ff.; W. Haneklaus, Direktwirkung von EG-Richtlinien zu Las-

ten einzelner?, DVBl 1993, S. 129; C. Langenfeld, Zur Direktwirkung von EG-Richtlinien, DÖV 1992, 

S. 955; G. Winter, Direktwirkung von EG-Richtlinien, DBVl. 1991, S. 657 ff.; B. Wegener, Die unmit-

telbare Geltung der EG-Richtlinie über den freien Zugang zu Umwelt-Informationen, ZUR 1993, S. 17. 
667

 R. Streinz, Europarecht, 6. Aufl. 2003, § 3 Rdnr. 74; H.P. Ipsen, a.a.O., § 181 Rdnr. 7 ff.; vgl. B. 

Schmidt-Bleibtreu/F. Klein, Kommentar zum Grundgesetz, 9. Aufl. 1999, Art. 24 Rdnr. 1 ff. 
668

 Vgl. P. Kirchhof, Verfassungsrechtliche Grenzen von Umweltabgaben, DStJG Bd. 15 (1993), S. 25; vgl. 

ders., Deutsches Verfassungsrecht und europäisches Gemeinschaftsrecht, EuR 1991, S. 12 f.; B. 

Schmidt-Bleibtreu/F. Klein, a.a.O., Art. 24 Rdnr. 2 f. 
669

 R. Streinz, a.a.O., § 3 Rdnr. 74. 
670

 B. Schmidt-Bleibtreu/F. Klein, a.a.O., Art. 23 Rdnr. 14; R. Streinz, a.a.O., § 3 Rdnr. 75. 



 

 

123 

Abgabe ab: Wenn sie als eine Steuer ausgestaltet wird, stützt sie sich auf die Steuerkom-

petenzen aus Art. 104 ff GG, wenn sie als nichtsteuerliche Abgabe qualifiziert ist, ist die 

Sachkompetenzen nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 11, 24 GG für sie anzuwenden. Als Kompe-

tenzgrundlage Art. 73 GG heranzuziehen scheidet jedoch aus, da die Abgabe unter keiner 

der im Katalog des Art. 73 GG genannten Bereiche fällt
671

.  

 

2. Verfassungsrechtliche Legitimation einer CO2-Abgabe 

 

a) Finanzverfassungsrechtliche Legitimation einer CO2-Abgabe 

(a) Spezifische Problematik einer CO2-Steuer 

(1) Konflikte eines Steuerstaates 

Die Einführung einer CO2-Steuer bedeutet einen Wandel im Steuerobjekt. Während nach 

dem Leistungsfähigkeitsprinzip bisher das Einkommen, die Einkommensverwendung, 

das Vermögen oder die Vermögensverwendung des Steuerpflichtigen besteuert wurde, 

belastet eine CO2-Steuer den Ausstoß von CO2. Die CO2-Steuer löst daher die Anknüp-

fung der Besteuerung an Leistungsfähigkeit der Steuerpflichtigen auf, welche ein typi-

sches Merkmal der Steuer bildet, indem sie nicht an der Zahlungsfähigkeit des Emitten-

ten, sondern an der Emissionsstärke des einzelnen Energieträgers anknüpft
672

.  

Bereits diese kurze Problemskizze zeigt, dass die CO2-Steuer gegen das Steuerstaatsprin-

zip verstößt, das die Bindung der Besteuerung an die Zahlungsfähigkeit indizierender 

Sachverhalte als konstitutives Merkmal verlangt, und dass grundlegende Fragen der 

Steuerstaatlichkeit, des Steuerinterventionismus und des Leistungsfähigkeitsprinzips be-

troffen sind. 

aa) Begriff des Steuerstaates 

Ein Steuerstaat ist dadurch definiert, dass er auf marktwirtschaftlich organisierte, auf Pri-

vatnützigkeit des Eigentums gegründete Wirtschaftssubjekte angewiesen ist, um den zur 

Erreichung seiner Ziele und zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Finanzbedarf, 
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im wesentlichen auf der Grundlage von Steuern, zu decken
673

. Im Gegensatz zum feuda-

len Lehensverband, der von seinen Mitgliedern Zwangsdienste verlangte, belastet der 

Steuerstaat die Steuerpflichtigen nur finanziell und macht das Steueraufkommen zum 

wichtigsten Instrument staatlicher Einnahmen
674

. 

Insofern besteht eine prinzipielle, konstitutive Beziehung zwischen Steuern und indivi-

dueller Leistungskraft des Staatsbürgers. Der Staat gewährleistet dem einzelnen Bürger 

die Sicherstellung der Gemeinwohlbelange. Der einzelne Bürger geht im Rahmen der 

vom Staat gewährleisteten Sicherheit seinen eigenen wirtschaftlichen Interessen nach
675

. 

In dieser Wechselbeziehung kann der Staat das Erwirtschaftete besteuern und so selbst 

existieren. In ihrer Grundstruktur ist die Steuer ein Element der Rückbindung des staatli-

chen Gewaltmonopols an die individuelle Tätigkeit und Leistungsfähigkeit der Gewalt-

unterworfenen
676

. Mit anderen Worten: Besteuerung im Steuerstaat ist Teilhabe an der 

Wirtschaftskraft der Wirtschaftssubjekte
677

. 

bb) Konflikt eines Steuerstaates 

In der heutigen Gesellschaft muss der einzelne Staatsbürger wird einerseits als Wirt-

schaftssubjekt, das ökonomische Werte schafft, andererseits aber auch als Empfänger 

staatlicher Sozialleistungen im Wohlfahrtsstaat Steuern zahlen. Da im letzteren Fall „die 

konstitutive Beziehung zwischen der Steuer und der individuell-persönlichen Leistungs-

fähigkeit des Staatsbürgers“
678

 fehlt, verstoßen solche nicht-fiskalischen Steuern gegen 

das Steuerstaatsprinzip. Das Steuerstaatsprinzip wird jedoch erst dort beeinträchtigt, wo 

die Besteuerung völlig aus ihrer Bindung an die Zahlungsfähigkeit indizierenden Sach-

verhalte gelöst wird
679

. 
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Die Finanzverfassung scheint mit den Steuerarten für die Bindung der Besteuerung an 

die finanzielle Leistungsfähigkeit zu sprechen:  

Die geltenden Steuern bzw. Steuertypen, die in Art. 106 GG. genannt werden, knüpfen 

alle an die finanzielle Leistungsfähigkeit an. Sie können in drei Bereiche klassifiziert 

werden, d.h. in den Vermögenszugang (Einkommensteuer, Erbschaftsteuer, Schenkungs-

teuer), den Vermögensbestand (Vermögensteuer, Grundsteuer) und die Vermögensver-

wendung (Verbrauch-, Verkehr-, Aufwandsteuer). Die Besteuerung des Vermögenszu-

ganges bzw. des Vermögensbestandes ist unmittelbar an den wirtschaftlichen Erfolg des 

Steuerpflichtigen gekoppelt. Die Besteuerung der Vermögensverwendung ist jedoch nur 

mittelbar an die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit angeknüpft, da Einkommensverwen-

dungssteuern in die Phase des Konsums marktgängiger Güter eingreifen, demnach hier 

von der Art bzw. der Höhe des konsumtiv verausgabten Einkommens bzw. Vermögens 

aus auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit geschlossen wird
680

. 

Dass eine Besteuerung nicht das Leistungsfähigkeitsprinzip sondern Sozialzwecke ver-

folgt, bedeutet ein Konflikt zu den dargestellten steuerstaatlichen Wurzeln
681

. Dieser 

Konflikt gilt auch für die CO2-Steuer, da sie 1.) den Ausstoß des CO2 der Emittenten an-

statt die finanzielle Leistungsfähigkeit der Steuerpflichtigen besteuert, 2.) ihr Hauptziel 

demnach nicht in fiskalischen Einnahmen liegt, sondern im Sozialzweck, also dem Kli-

maschutz
682

. Eine lenkende Steuer, die unabhängig von finanzieller Leistungsfähigkeit 

diejenigen belastet, die sich „sozial unerwünscht“ oder „gemeinwohlschädlich“ verhal-

ten
683

, wie die CO2-Steuer bedarf daher einer Rechtfertigung, die diese Durchbrechungen 

des Leistungsfähigkeitsprinzips zulässig machen kann, welche entsprechend dem Will-

kürverbot nicht beliebig sein darf
684

. Nach D. Birk müsse der Rechtfertigungsgrund ge-

gen die Verletzung des Leistungsfähigkeitsprinzips abgewogen werden und den Interes-

sen des Gemeinwohls dienen
685

. Mit der CO2-Steuer gegen Klimaveränderung bzw. den 

Treibhauseffekt zu kämpfen, dient offenbar den Interessen des Gemeinwohls. Ferner ist 

die Verhinderung der weiteren Entwicklung des Treibhauseffekts durch die CO2-Steuer 

zweifellos viel notwendiger als die Einhaltung des Leistungsfähigkeitsprinzips. Folglich 
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lägen die von D. Birk geforderten Voraussetzungen vor und die Verletzung des Leis-

tungsfähigkeitsprinzips wäre geheilt. 

Die bisher angestellten Überlegungen haben in erster Linie finanzwissenschaftliche und 

staatstheoretische Bedeutung. Aber es gibt in der Verfassung, insbesondere in der Fi-

nanzverfassung und auch im Hinblick auf die CO2-Steuer keine klare Aussage darüber, 

ob die Möglichkeit nicht-fiskalischer Steuern besteht. Ob nicht-fiskalische Steuern eine 

verfassungsrechtliche Grundlage besitzen ist davon abhängig, ob in der deutschen Fi-

nanzverfassung nach Art. 105 Abs. 2 bzw. 106 GG überhaupt ein Steuererfindungsrecht 

mit nachfolgender Ertragskompetenz vorhanden ist oder „ die übrigen Steuern“ abschlie-

ßend im Katalog des Art. 106 Abs. 1 GG als Bundessteuern aufgeführt sind. 

(2) Steuertypen – numerus clausus  

Die anhaltende Geltung eines ökologiedistanzierten Steuerstaatsprinzips in der Verfas-

sung kann nur dann akzeptiert werden, falls ihr Steuerartenkatalog im Sinne des Steuer-

typs als numerus clausus angesehen werden kann. Wenn keine finanzverfassungsrechtli-

che Grenze des Steuererfindungsrechts von Bund und Ländern vorhanden wäre, entfiele 

ein verfassungsrechtliches Argument gegen die Einführung einer CO2-Steuer. Diese Fra-

ge ist seit der Finanzverfassungsreform von 1969 in der erregten Debatte
686

:  

Trotz aller Auseinandersetzungen, die von der Umweltsteuerdiskussion wiederbelebt 

worden sind, herrscht jedoch die Auffassung, wonach durch ein einfaches Gesetz nur 

solche Steuern eingeführt werden können, deren Ertragsverteilung in Art. 106 GG gere-

gelt ist, vor. Dies bedeutet, dass das von Art. 106 GG austarierte Ertragsverteilungssys-

tem nicht beeinträchtigt werden darf. Hinsichtlich des Textes der Verfassung gibt es kein 

Steuererfindungsrecht des Bundes oder der Länder, da Art. 106 GG verfassungskräftig 

und abschließend die verfassungsrechtlich zulässigen Steuerarten aufzählt
687

.  

aa) Argumente gegen einen numerus clausus der Steuertypen 

Basierend auf dem Wortlaut der Finanzverfassung wird die Ansicht vertreten, dass sich 

aus Art. 105 Abs. 2 GG eine umfassende Ermächtigung zum Erlass neuer Steuern unab-
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hängig von der Ertragsverteilung in Art. 106 GG ergebe
688

, weil zwischen diesen beiden 

Regelungen kein systematischer Zusammenhang zu entdecken sei
689

. Das heißt, der 

Wortlaut gibt keinen Anlass für die restriktive Ansicht, dass Art. 106 GG auf den Rege-

lungsbereich des Art. 105 GG übergreift, ebenso wenig wie die systematische Stellung 

des Art. 105 Abs. 2 GG, weil dort nur von „übrigen Steuern“ gesprochen wird. Somit 

kann die Erfindung einer neuen Umweltsteuer, nämlich der CO2-Steuer, dem Staat zuge-

billigt werden. 

Darüber hinaus spricht die Entstehungsgeschichte deutlich gegen die Auslegung, dass der 

Bund keine Gesetzgebungskompetenz für die Einführung neuer Umweltsteuern besitze, 

weil sich seine Gesetzgebung in bestimmte Steuerkategorien erschöpfe. Der damalige 

Verfassungsgesetzgeber sah diese Auslegung nämlich als sachlich unbegründet an
690

. Die 

Urheber des Art. 106 GG haben nicht geprüft, ob die in Art. 106 GG aufgezählten Steu-

ern auch gerecht sind
691

, das bedeutet, dass die Steuergerechtigkeit bei der Aufteilung des 

Steueraufkommens unberücksichtigt bleibt
692

. Darüber hinaus enthält Art. 106 GG kei-

nen „ethischen Gehalt“
693

, wobei der Inhalt dieser Norm nicht überbewertet werden sollte. 

Jedoch ergibt sich daraus aber nicht, dass diese Norm keinerlei materielle Bedeutung hat. 

Wie K. Tipke dargestellt hat, ist die Entscheidung der Verteilung des Steuerertrags im-

mer nur von dem Verfassungsgesetzgeber abhängig, aber nicht von dem einfachen Ge-

setzgeber
694

. 

Wenn es eine Gesetzgebungskompetenz für die Bundes- oder Landesgesetzgeber gäbe, 

nach Art. 105 Abs. 2 GG neuartige Steuertypen einzuführen, dann würden einige zusätz-

lichen Vorteile vorliegen, durch die ein weiterer Rahmen für die umweltnützige Entfal-

tung des Steuergesetzgebers eröffnet werden könnte und die Flexibilität der Finanzver-

fassung gewährleistet würde. 

bb) Die Gegenauffassung 
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Die h.L. ist einer eher restriktiven Auffassung. Diese wird nicht auf den Wortlaut der 

betreffenden Normen, sondern auf die systematische Stellung gestützt
695

. Wie oben kurz 

gezeigt behauptet die Gegenfassung, dass Art. 105 und Art. 106 GG in einem systemati-

schen Zusammenhang zueinander stehen, sich die Erfindung neuer Steuern folglich auf 

die in Art. 106 GG aufgezählten Steuertypen beschränkt, um die finanzielle Interessen 

der Länder gegenüber dem Bund zu gewährleisten. Die verfassungsrechtliche und rechts-

tatsächliche Erheblichkeit dieses Meinungsunterschiedes zwischen der restriktiven Auf-

fassung und der oben genannten flexiblen Auffassung kann am Fall der CO2-Steuer deut-

lich aufgezeigt werden. Eine Steuer auf CO2-Abgase von Industrieanlagen lässt sich nicht 

den Verbrauchsteuern zuordnen – was im nächsten Abschnitt dargestellt wird. Unter die-

ser Bedingung ist die CO2-Steuer nach der h.L., die die Gesetzgebungshoheit im Art. 105 

Abs. 2 GG mit Art. 106 GG als verbindlich erfasst, mangels Gesetzgebungskompetenz 

verfassungswidrig, da die CO2-Steuer weder unter Art. 106 Abs. 1 Nr. 2 GG bzw. unter 

Art. 106 Abs. 2 Nr. 3 GG fällt, noch namentlich aufgeführt ist. Im Gegenzug kann der 

Bund sie bei der flexiblen Auffassung kompetenzrechtlich erlassen, da es keinen syste-

matischen Zusammenhang zwischen Art. 105 GG und Art. 106 GG gibt
696

. 

Aus föderalistischer Sicht wird die flexible Auffassung jedoch als nicht verfassungsmä-

ßig angesehen: Art. 105 Abs. 3 GG stellt einen Ausgleich und eine Sicherung der Länder 

gegenüber der starken Dominanz des Bundes in der Steuergesetzgebung dar
697

. Der sys-

tematische Zusammenhang zwischen Art. 105 GG und Art. 106 GG wird durch Art. 105 

Abs. 3 GG hergestellt, indem der Bundesrat mitwirkt, wobei es um Bundesgesetze über 

Steuern geht, deren Aufkommen den Ländern oder den Gemeinden (Gemeindeverbänden) 

ganz oder zum Teil zufließt. Bestünde ein universelles, uneingeschränktes Steuererfin-

dungsrecht des Bundes, hätten die Bundesländer keinerlei Möglichkeit ihre Finanzinte-

ressen zu sichern. Aus diesem Grunde sind die „übrigen Steuern“ im Art. 105 Abs. 2 GG 

eng im Sinne des Art. 106 GG zu verstehen. Außerdem spricht die enge Verflechtung des 

Sinn und Zwecks der Finanzverfassung mit der Ertragshoheit für eine retriktive Ausle-

gung. Dies ergibt sich wiederum aus Art. 105 Abs. 3 GG. 
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Darüber hinaus spielt die Entstehungsgeschichte keine entscheidende Rolle
698

: Um für 

die Entstehungsgeschichte bei der Auslegung des Art. 106 GG von Bedeutung zu sein, 

müßte diese Norm aus subjektiv-teleologischer Sicht (die subjektiv-teleologische Ausle-

gungstheorie) ausgelegt werden. Dennoch reicht der bloß subjektive Wille des Gesetzge-

bers nicht aus, er muss objektiv-teleologisch ergänzt werden
699

. Nach dieser objektiven 

Auslegungstheorie, die vom BVerfG in ständiger Rechtsprechung in Gestalt der sog. An-

deutungstheorie vertreten wird, ist der innewohnende Wille des Gesetzgebers nicht zu 

berücksichtigen, sondern der in der Gesetzesvorschrift zum Ausdruck kommende objek-

tivierte Wille des Gesetzgebers ist maßgeblich
700

. 

Die oben dargestellten Meinungsunterschiede bleiben bis jetzt immer noch umstritten. 

Um Umweltsteuern ohne verfassungsrechtlichen Streit zu erfinden, ist zunächst voraus-

zusetzen, dass sie im Katalog des Art. 106 GG eingeführt werden. Solange dies aber 

nicht geschehen ist, sind neue Umweltsteuern nur dann verfassungsgemäß, wenn ihre Ar-

ten in Art. 106 GG aufgeführt werden. Dies gilt ohne weiteres auch für die CO2-Steuer. 

Wenn die CO2-Steuer aufgrund des numerus clausus nicht neu eingeführt werden darf, 

dann muss sie in irgendeiner Form der in Art. 106 GG genannten Steuertypen ausgestal-

tet werden
701

. Die CO2-Steuer könnte als eine Verbrauchsteuer zu qualifizieren sein. 

cc) Qualifikation der CO2-Steuer als Verbrauchsteuer 

Ob die CO2-Steuer als eine Verbrauchsteuer qualifiziert werden kann, hängt davon ab, ob 

der Inhalt bzw. rechtliche Charakter der CO2-Steuer mit den Merkmalen der allgemeinen 

Steuerrechtslehren von Verbrauchsteuern übereinstimmt. Problematisch ist zunächst, 

dass der Begriff der Verbrauchsteuer weder in der Verfassung noch in der Abgabenord-

nung definiert ist
702

. Auch in der steuerrechtswissenschaftlichen Literatur ist ein allge-

mein anerkannter Verbrauchsteuerbegriff noch nicht gefunden, sondern lediglich ihre 

verschiedene Merkmale durch Untersuchung früherer und bestehender Verbrauchsteuern 

entwickelt worden
703

. Zwar ist ihre begriffsprägende Wirkung im einzelnen umstritten, 

aber durch die ständige Rechtsprechung des BVerfG
704

 bildet die Verbrauchsfähigkeit 
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des Steuerobjektes einen wesentlichen Charakter der Verbrauchsteuer
705

. Laut BVerfG 

zeichnet sich eine Verbrauchsteuer dadurch aus, dass der Privatkonsum als Indikator 

steuerlicher Leistungsfähigkeit anerkannt wird und dementsprechend bei der 

Verbrauchsteuer lediglich ein bestimmter Privatkonsum besteuert werden darf
706

. Daraus 

kann abgeleitet werden, dass ein Steuerobjekt der Verbrauchsteuer wie Bier, Wein usw., 

meist „klassische“ Konsumgüter, konsumtiv verwendet werden muss, also unverändert in 

der Endphase konsumiert werden muss
707

. Der ausschließlich produktive Verbrauch der 

Güter schließt daher aus den Begriffsinhalten der Verbrauchsteuer aus
708

. 

Die CO2-Steuer erfasst als Steuerobjekt den Einsatz sämtlicher Energieträger wie Erdgas, 

Erdöl, Kohle und ihre Derivate
709

. Da diese Energieträger jedoch nicht als Konsumgüter 

in klassischem Sinne, sondern eher als Produktionsmittel anzusehen sind, fällt die CO2-

Steuer, die als Produktionsmittelsteuer zu bezeichnen ist, aus dem verfassungsrechtlichen 

Verbrauchsteuerbegriff heraus
710

. Schließlich ist die CO2-Steuer mangels Verbrauchsfä-

higkeit des Steuerobjektes nicht als Verbrauchsteuer zu klassifizieren, vielmehr bildet sie 

einen ganz neuartigen Steuertypus, der von Art. 106 GG nicht gedeckt ist. 

(3) Ergebnis 

Die CO2-Steuer ist hinsichtlich des Steuerstaatsprinzips problematisch, da sie die An-

knüpfung der Besteuerung an die Leistungsfähigkeit der Steuerpflichtigen, die ein typi-

sches Merkmal der Steuer bildet, auflöst, indem sie sich nicht an der Zahlungsfähigkeit 

des Emittenten orientiert, sondern an der Emissionsstärke der einzelnen Steuerpflichtigen. 

Somit bedarf die CO2-Steuer einer Rechtfertigung, die diese Durchbrechungen des Leis-

tungsfähigkeitsprinzips zulässig machen kann. Der Rechtfertigungsgrund darf entspre-

chend dem Willkürverbot nicht beliebig sein und muss gegen die Verletzung des Leis-

tungsfähigkeitsprinzips abgewogen werden sowie dem Gemeinwohls dienen. Da dieser 

Rechtfertigungsgrund für die CO2-Steuer ausreicht, kann die Verletzung des Steuer-

staatsprinzips geheilt werden. 
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Aufgrund des systematischen Zusammenhangs zwischen Art. 105 Abs. 2 GG und Art. 

106 gibt es kein Steuererfindungsrecht für Bund und Länder. Die CO2-Steuer muss daher 

in Gestaltung der in Art. 106 GG genannten Steuertypen eingeführt werden. Für die CO2-

Steuer käme die Verbrauchsteuer in Betracht. 

Die CO2-Steuer ist nicht als Verbrauchsteuer i.S.d. Art. 106 GG zu qualifizieren, da es 

der CO2-Steuer an der Verbrauchsfähigkeit, die das wesentliche Element des 

Verbrauchsteuerbegriffs bildet, mangelt. Schließlich muss die CO2-Steuer vielmehr 

durch eine Finanzverfassungsänderung, die den neuen Steuertypus Umweltsteuer zuläs-

sig macht, als ein ganz neuartiger Steuertypus eingeführt werden. 

(b) Spezifische Problematik einer nichtsteuerlichen CO2-Abgabe 

Wenn ein ökonomisches Instrument zur Verminderung der CO2-Emissionen lediglich als 

eine nichtsteuerliche CO2-Abgabe wegen der sich erschöpfenden Steuerkompetenzen des 

Bundes ausgestaltet werden soll, muss die Gesetzgebungskompetenz für sie nicht aus Art. 

105 ff GG, sondern aus Art. 70 ff. GG abgeleitet werden, da eine nichtsteuerliche Abga-

be, namentlich eine Sonderabgabe aufgrund Sachkompetenz anstatt Finanzkompetenz 

untermauert werden soll
711

. Bei der CO2-Abgabe besitzt der Bund insbesondere die 

Sachkompetenz zur Luftreinhaltung aufgrund der konkurrierenden Gesetzgebungskom-

petenz nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 24 GG.  

Wie oben bereits erörtert, birgt die Sonderabgabe verfassungsrechtliche Bedenken, wobei 

die Aushöhlung der Finanzverfassung durch Sonderabgaben bzw. Haushaltsflucht des 

Sonderabgabenertrags als gravierendes Problem bezeichnet werden kann
712

. Die para-

fiskalische Sonderabgabe wird daher vom Verfassungsgericht als „seltene Ausnah-

me“ gewertet
713

. Diese allgemeinen verfassungsrechtlichen Bedenken bezüglich der 

Sonderabgabe gelten auch für die CO2-Abgabe. 

Ferner fehlt es der CO2-Abgabe an den Zulässigkeitskriterien der Sonderabgabe. Um eine 

CO2-Abgabe als eine Sonderabgabe mit Lenkungszwecken zu qualifizieren, müßte die 

Schuldnergruppe der CO2-Abgabe homogen, also von der Allgemeinheit und anderen 
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Gruppen klar abgrenzbar sein (Gruppenhomogenität)
714

, wobei ein Fehlen dieser Voraus-

setzung zur Unzulässigkeit der Sonderabgabe führen würde
715

. Bei der CO2-Abgabe ist 

die Grenze zwischen den Schuldnern und der Allgemeinheit jedoch sehr unklar, da fast 

jeder Bürger in der einen oder anderen Form fossile Energieträger verwendet bzw. von 

ihnen profitiert
716

. Insoweit könnte jeder Bürger als ein potentieller Abgabenschuldner 

angesehen werden. Es mangelt der CO2-Sonderabgabe daher an der Voraussetzung einer 

deutlich umgrenzten, von anderen Teilen der Bevölkerung klar getrennten gesellschaftli-

chen Gruppe
717

. Wenn sie, insbesondere wie der CO2-Abgabeentwurf des Bundesminis-

teriums für Umwelt lediglich Betreiber von Großfeuerungsanlagen, nicht hingegen die 

Betreiber von Kleinfeuerungsanlagen und nicht die einzelnen Haushalte, die ebenfalls 

fossile Energieträger zum Heizen verwenden, belastet, kann die Voraussetzung der 

Gruppenhomogenität nicht eingehalten werden, da es für die belastete Gruppe keine Be-

sonderheit oder gemeinsame Interessenlage, die sie von der Allgemeinheit oder den 

Betreibern von Kleinfeuerungsanlagen abgrenzt, gibt
718

. Somit scheitert es die CO2-

Abgabe als eine Sonderabgabe zu qualifizieren. 

(c) Ergebnis 

In der geltenden deutschen Verfassung ist die Möglichkeit der Einführung einer CO2-

Steuer gesperrt zu sein, da erstens wegen des abschließenden Katalogs des Art. 106 GG 

eine neu artige Steuer nicht in Betracht kommt und zweitens eine Ausgestaltung der 

CO2-Steuer als Verbrauchsteuer wiederum aufgrund des systematischen Zusammenhangs 

zwischen Art. 105 Abs. 2 GG und Art. 106 GG nicht angenommen werden kann. Dar-

über hinaus ist eine Ausgestaltung der CO2-Abgabe als eine Sonderabgabe wegen gravie-

render verfassungsrechtlicher Verstöße bzw. mangels einer konstitutiven Voraussetzung 

der Gruppenhomogenität abzulehnen. Um eine CO2-Abgabe reibungslos einführen zu 

können, bedarf es einer Änderung der Finanzverfassung dahingehend, dass sie die CO2-

Abgabe in Form einer ganz neuartigen Umweltsteuer verankert. 

b) Grundrechtliche Legitimation einer CO2-Abgabe 

(a) Verhältnismäßigkeit, insbes. Geeignetheit der CO2-Abgabe 
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Die Umweltsteuern mit Lenkungszweck einschließlich einer CO2-Abgabe können in die 

verfassungsmäßig geschützten Rechte des Bürgers eingreifen. Diese umweltsteuerrecht-

lichen Eingriffe können nur dann gerechtfertigt werden, wenn das Gesetz, das sie als 

Maßnahme oder Instrument erfasst, erforderlich und geeignet ist
719

. Wenn eine CO2-

Abgabe nicht im öffentlichen Interesse einer Verbesserung des Klimaschutzes dienen 

kann, ist dieser abgabenrechtliche Eingriff in die privaten Interessen des Steuerpflichti-

gen mangels Geeignetheit der Maßnahme von vornherein als verfassungswidrig anzuse-

hen
720

. Daher muss der Gesetzgeber bei der Kodifizierung von CO2-Abgabenormen das 

Verhältnismäßigkeitsprinzip beachten. 

Der aus dem Rechtsstaatsprinzip abgeleitete Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, der auch als 

Übermaßverbot umgeschrieben werden kann
721

, beinhaltet vier Voraussetzungen, die die 

CO2-Abgabenormen erfüllen müssen, um verfassungsmäßig zu sein: 

- Der Eingriff darf nur im Interesse des Gemeinwohls und nicht zu sachfremden Zwe-

cken erfolgen (Gemeinwohl)
722

. 

- Die im Gesetz angeordnete Maßnahme muss ein brauchbares Mittel zur Erreichung 

des vom Gesetz angestrebten Zwecks sein. Jede Maßnahme muss also zur Errei-

chung des Zwecks objektiv beitragen (Geeignetheit)
723

. 

- Die im Gesetz angeordnete Maßnahme darf sich durch keinen milderen Eingriff er-

reichen lassen (Erforderlichkeit)
724

. 

Eine Maßnahme darf nicht zu einem Nachteil führen, der zum erstrebten Erfolg er-

kennbar außer Verhältnis steht (Angemessenheit)
725

. 

(1) Klimaschutz im Gemeinwohlinteresse 

Das mit der CO2-Abgabe angestrebte Ziel des Klimaschutzes müßte mit dem Gemein-

wohlinteresse übereinstimmen. Es ist evident, dass der Klimaschutz Bestandteil des Ge-

meinwohlinteresses ist, da Klimakatastrophen durch den vom Menschen verursachten 

Treibhauseffekt nicht nur die gegenwärtige menschliche Lebensqualität, bzw. sein 
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Wohlbefinden, sondern auch die zukünftige menschliche Existenz bedrohen und dement-

sprechend eine Maßnahme zur Reduzierung der Emissionen nötig ist. Somit ist die Vor-

aussetzung des Gemeinwohlinteresses erfüllt. 

(2) Geeignetheit der CO2-Abgabe 

Die abgabenrechtliche Belastung müsste ein brauchbares Mittel zur Erzielung des Klima-

schutzes sein. Die Geeignetheit der CO2-Abgabe ist fraglich. P. Kirchhof hat in seinem 

Beitrag „Verfassungsrechtliche Grenzen von Umweltabgaben“
726

 die Geeignetheit von 

Umweltabgaben mit gewichtigen Argumenten kritisiert. Es erscheint sinnvoll, seine Kri-

tiken nachfolgend im einzelnen zu würdigen
727

, da die Frage der Umweltabgaben meis-

tens auch für die CO2-Abgabe gelten. 

aa) Das Problem des Freikaufens von der Umweltpflicht 

Der Zahlungsfähige kann dem Lenkungszweck durch die Zahlung der Umweltsteuer 

ausweichen. Das abgabenrechtlich geregelte und ins Werk gesetzte Schutzprogramm 

bleibt unverbindlich und nicht verlässlich
728

. Diese Unverbindlichkeit bzw. Abweich-

möglichkeit der Umweltabgaben ist schon deshalb unvermeidbar, da jede Umweltabgabe 

den Steuerpflichtigen die Auswahlmöglichkeit anbietet, ob sie zusätzlich die Abgabe oh-

ne Anpassungsverhalte zahlen, oder ob sie anstatt der Zahlung die Emissionen vermin-

dern. Auf der anderen Seite bildet sie dennoch die Stärke der abgabenrechtlichen Maß-

nahmen als ein milderes Instrument im Gegensatz zu einem ordnungsrechtlichen Instru-

ment. Die Umweltabgabe als ein milderes Instrument ist ein anderer Name eines unver-

bindlichen Instruments.  

Bei der CO2-Abgabe hat der richtige Abgabesatz eine entscheidende Bedeutung für ihre 

Auswirkung. Da die meisten Energieträger bei der Verbrennung CO2 ausstoßende fossile 

Energieträger sind, d.h. es sehr begrenzte Substitutionsmöglichkeiten in Energieerzeu-

gungsbereichen gibt, müssen die Konsumenten entweder diesen überwälzten Energie-

preis bzw. Heizölspreis hinnehmen (freikaufen), oder die Verwendung der Energie bzw. 

des Heizöls usw. verringern
729

. Um das Ziel der CO2-Abgabe durch die Verminderung 

des Einsatzes der fossilen Energieträger zu erreichen, muss die Verminderung des Ener-

giegebrauchs der Energiekonsumenten vorausgesetzt werden, da lediglich durch sie die 
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Steuerpflichtigen (Energieerzeuger) entweder die Technik der Energieeffizient verbes-

sern, um Gewinnverluste zu vermeiden, oder infolge der Reduktion der Energienachfrage 

einfach die Energieproduktion verringern. In dieser Anpassungsphase spielt die zu über-

wälzende CO2-Abgabenhöhe eine wichtige Rolle. Die richtige oder optimale CO2-

Abgabenhöhe, die das erwünschte Verhalten der Energiekonsumenten ableiten kann, 

kann dort bestimmt werden, wo eine Anreizwirkung, d.h. Grenzvermeidungskosten ent-

steht
730

. Eine CO2-Abgabe mit der richtigen Abgabenhöhe kann durch Preismechanismen 

die Energieerzeuger und Unternehmen zwingen, ihre CO2-Emissionen zu reduzieren. 

Somit kann das Problem des Freikaufens wenigstens minimiert werden. 

bb) Das Problem der Erreichbarkeit des Abgabenpflichtigen 

Neben dem Problem des Freikaufens von der Umweltpflicht ist das der begrenzten Er-

reichbarkeit der Abgabenpflichtigen noch zu behandeln
731

. Mit dem Beispiel der Besteu-

erung der öffentlichen Hand, die „grundsätzlich Abgabengläubiger, nicht Abgaben-

schuldner ist, sie kann insoweit nicht in einem abgabenrechtlichen Schutzprogramm ein-

gebunden werden“
732

, weist P. Kirchhof auf die Begrenztheit der Wirkung von Umwelt-

abgaben hin.  

Die öffentliche Hand kann jedoch grundsätzlich Steuerschuldner sein, der ein Rechtssub-

jekt eines Steuergesetzes (Steuersubjekt) ist, dem das Steuerobjekt (Steuergegenstand) 

dieses Gesetzes kraft gesetzlicher Anordnung zugerechnet wird
733

. Wenn die öffentliche 

Hand als Unternehmen in einer Privatrechtsform (z.B. AG, GmbH, GmbH & CO., Ge-

nossenschaft) einen Betrieb gewerblicher Art betreibt, dann ist sie nach den steuerlichen 

Vorschriften, die auch für private Unternehmen in der jeweiligen Rechtsform gelten, 

auch steuerpflichtig wie private Unternehmen
734,735

. Die Betreiber entsprechender Anla-

gen aus dem Bereich der Stromwirtschaft haben meistens ein öffentliches unternehmeri-

sches Aussehen. Die CO2-Abgabe erfasst gerade diese öffentlichen Unternehmen als 

CO2-Abgabeschuldner. Somit findet diese Kritik von Kirchhof keine Anwendung bei der 

CO2-Abgabe. 
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 Siehe unter D. I. 2. b. (a).; vgl. U. Klocke, a.a.O., S. 66 ff. 

731
 P. Kirchhof, a.a.O., S. 6. 
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 A.a.O., S. 6. 
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 K. Tipke/J. Lang, Steuerrecht, 17. Aufl., S. 162. 
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 F.R. Balmes, a.a.O., S. 155; R. Seer, Inhalt und Funktion des Begriffs „Betrieb gewerblicher Art“ für 

die Besteuerung der öffentlichen Hand (Teil I), DStR 1992, S. 1751 f. 
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 Die vorschriftlichen Beispiele dafür - §§ 1 Abs. 1 Nr. 6, 2 Abs. 1 KStG, an die z.B. § 2 Abs. 3 UStG o-

der § 3 Abs. 3 GrStG anknüpfen. 
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cc) Das Problem der Differenzierung nach Zahlungsfähigkeit 

Die Umweltsteuern sind nach P. Kirchhof für den Zahlungsfähigen nur eine Empfehlung, 

hingegen für den Armen ein unvermeidbarer Befehl, da die Armen wegen geringerem 

Einkommen die umweltrechtlich erwünschten Verhaltensweisen beachten müssen
736

. 

Bei der CO2-Abgabe hat diese Kritik eine gewichtige Bedeutung, da auch arme Energie-

konsumenten täglich Energie brauchen und ein Leben ohne Energie gegenwärtig unvor-

stellbar ist. Insoweit entfaltet die CO2-Abgabe eine regressive Verteilungswirkung. Die-

ses Problem muss aus der Sicht der sozialen Probleme behandelt werden. Dies erfolgt im 

E. II. 2. b). (d). (2). 

dd) Das Problem der Ungenauigkeit abgabenrechtlicher Einwirkungen 

„Das Abgabenrecht ist als Instrument der Umweltpolitik auch deshalb nur bedingt taug-

lich, weil die Zielgenauigkeit des Schutzes unter dem Abgabentatbestand leidet“
737

. Nach 

P. Kirchhof kann das Abgabenrecht ferner lediglich den Schadensfluss mäßigen, wäh-

rend das Ordnungsrecht die Schadensquelle verengen oder verstopfen könne
738

. Dies 

schließt jedoch eine generelle Geeignetheit von Umweltsteuern nicht aus, da diese 

schwache Seite des Abgabenrechts durch Funktionsaufteilung beider Instrumente mini-

miert werden kann. Einerseits kann das ökologische Existenzminimum durch das Ord-

nungsrecht gewährleistet werden und andererseits kann sich demnach das Abgabenrecht 

mit dem Bereich der Restverschmutzung, den allein das Ordnungsrecht nicht erledigen 

kann, beschäftigen
739

. Der Instrumentenverbund kann insoweit insbesondere dort als eine 

geeignete Maßnahme bezeichnet werden, wo ein ordnungsrechtliches Instrument allein 

nicht verhältnismäßig wäre
740

.  

Darüber hinaus hat P. Kirchhof zwar angenommen, dass „eine Besteuerung von Impor-

teur, Händler oder Verbraucher mit Verteuerung des nachgefragten Gutes seine Absetz-

barkeit erschwert und damit auf den Hersteller zurückwirkt“
741

. Aber er hält diese Rück-

wirkung wegen der Abhängigkeit von der Überwälzbarkeit für nicht so zielgenau
742

. Die-

se Kritik ist insbesondere bei der CO2-Abgabe berechtigt, da es im Bereich der Strom-
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 A.a.O., S. 7. 
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wirtschaft sehr begrenzte Substitutionsmöglichkeiten und eine sehr schwache Nachfrage-

elastizität gibt. Denn eine Umweltsteuer kann nur dort geeignete Auswirkungen entfalten, 

wo durch den Preismechanismus die Konsumenten die billigeren, also unbesteuerten 

umweltfreundlichen Waren kaufen können (Substitutionsmöglichkeit, Nachfrageelastizi-

tät)
743

. Unterstellt man jedoch die unverzichtbare Rolle der Stromwirtschaft in der ge-

genwärtigen Industriegesellschaft, könnte das einseitige Instrument mit dem Ge- und 

Verbot teilweise marktwirtschaftliche Verwirrung verursachen, da es dem Betreiber kei-

ne Gelegenheit zur Anpassung lässt. Bei einer Verringerung des Einsatzes der fossilen 

Energieträger durch Ge- und Verbote vom Staat ist ferner sehr schwierig zu bestimmen, 

wie und wie viel jeder Betreiber den Einsatz fossiler Energieträger vermindern soll oder 

darf. Führt man dagegen die CO2-Abgabe ein, dann geschieht das Anpassungsverfahren 

durch Preismechanismen ohne solche Schwierigkeiten mittels der Bestimmung. Insoweit 

ist die CO2-Abgabe eine geeignetere Maßnahme als eine ordnungsrechtliche Maßnahme. 

(3) Erforderlichkeit der CO2-Abgabe 

Um die Voraussetzungen des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit zu erfüllen, müßte die 

CO2-Abgabe auch erforderlich sein. Es dürfte somit kein milderes Mittel oder gleicher-

maßen wirksames Mittel verfügbar sein. Die CO2-Abgabe, mithin ein Belasten der Ver-

waltungsakte, müßte einen möglichst geringen Eingriff in die rechtliche Sphäre der Bür-

ger darstellen
744

. In diesem Sinne ist gerade die CO2-Abgabe im Vergleich zu ordnungs-

rechtlichen Maßnahmen als ein milderes Mittel zu bewerten, da die CO2-Abgabe den 

Steuerpflichtigen einen gewissen Entscheidungsspielraum gibt, ob sie die CO2-Emission 

durch die Verminderung der Verbrennung der fossilen Energieträger reduzieren bzw. die 

Feuerungstechnik verbessern oder die Abgabe zahlen. Wobei zielt die CO2-Abgabe dar-

auf ab, die Steuerpflichtigen zu einer freiwilligen Verhaltensänderung zu motivieren
745

, 

während das Verbot bzw. Gebot des Ordnungsrechts keine Handlungsalternative zu-

lässt
746

. 

Somit kann festgehalten werden, dass eine CO2-Abgabe zweifellos erforderlich ist.  

(4) Angemessenheit des Mittels „Besteuerung“ 
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 F.R. Balmes, a.a.O., S. 150 f. 
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 A. Katz, Staatsrecht, 1992, Rdnr. 207. 
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 Vgl. F.R. Balmes, a.a.O., S. 158. 

746
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Schließlich verlangt der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit noch ein letztes Kriterium: 

Die CO2-Abgabe müßte angemessen sein. Die Angemessenheit der CO2-Abgabe kann 

dann ausgenommen werden, wenn die Besteuerung und der mit der Besteuerung verfolg-

te Zweck in gewichtetem und wohl abgewogenem Verhältnis zueinander stehen
747

, wenn 

das öffentliche Interesse an der Einführung einer CO2-Abgabe noch größer ist als das 

private Interesse an einer Nicht-Einführung einer CO2-Abgabe
748

. 

Um das angemessene Verhältnis der CO2-Abgabe zu ihrem Zweck festzustellen, ist zu-

nächst die Notwendigkeit und das Gewicht der Gemeinwohlinteressen durch den Klima-

schutz gegen die Intensität des Eingriffes in die Individualsphäre abzuwägen
749

. Wie o-

ben dargestellt, bedrohen die aus der Klimaentwicklung und dem Treibhauseffekt resul-

tierenden Gefahren und Risiken zweifellos die gegenwärtige bzw. zukünftige Lebens-

grundlage der Menschen. Die CO2-Abgabe ist ferner als eine einseitige ordnungsrechtli-

che Maßnahme durch Ge- und Verbot das geeignetere Instrument, um diese Gefahren 

und Risiken durch den anthropogen verursachten Treibhauseffekt effizient zu verhindern. 

Diese Bedrohung der Klimaentwicklung bzw. die bessere Qualifikation der CO2-Abgabe 

sprechen für das Gewicht des Gemeinwohlinteresses durch den Klimaschutz mit der 

CO2-Abgabe. 

Auf der anderen Seite ist der Eingriff durch die CO2-Abgabe in die Individualsphäre 

nicht übermäßig, da die Steuerpflichtigen den Entscheidungsspielraum besitzen, ihre 

CO2-Emissionen zu vermindern oder die Abgabe zu zahlen. Dieser mildere Eingriff der 

CO2-Abgabe zur Lenkung obsiegt der Notwendigkeit bzw. dem Gewicht des Gemein-

wohlinteresses durch den Klimaschutz nicht. Darüber hinaus ist das Mittel der CO2-

Abgabe, das mit der finanziellen Belastung die Lenkung der unerwünschten Verhalten 

bezweckt, angemessen. 

(5) Ergebnis 

Die CO2-Abgabe ist insgesamt dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz entsprechend. Der 

Eingriff in die Individualsphäre der Steuerpflichtigen dient dem Interesse des Gemein-

wohls, ist geeignet, zur Erreichung des Klimaschutzzweckes objektiv beizutragen, ist 

aufgrund des milderen Charakters erforderlich, und schließlich auch zumutbar, da er 
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nicht zu einem Nachteil führt, der zum erstrebten Erfolg erkennbar außer Verhältnis steht. 

Die CO2-Abgabe kann jedoch trotz ihrer generellen Geeignetheit nicht als Allheilmittel 

für den Klimaschutz bewertet werden. Da insbesondere durch den Instrumentenverbund 

der CO2-Abgabe mit ordnungsrechtlicher Maßnahme das ökologische Existenzminimum 

gesichert und die Restverschmutzung erledigt werden kann
750

, ist er dort empfehlenswert, 

wo es wie bei der Regulierung der CO2-Probleme Schwierigkeiten durch eine niedrige 

Nachfrageelastizität und wenigen Substitutionsmöglichkeiten in dem Bereich der Strom-

wirtschaft, die als die Steuerschuldner der CO2-Abgabe bezeichnet werden kann, gibt. 

Ferner sind für die sozial Schwächeren, die auch Steuerträger der CO2-Abgabe sein kön-

nen, Hilfsmaßnahmen entsprechend dem Sozialstaatsprinzip vorzubereiten. Die CO2-

Abgabe wird im nachfolgenden grundrechtlich geprüft. 

(b) Perspektive des Gleichheitssatzes (Art. 3 Abs. 1 GG) 

Umweltsteuer als Lenkungssteuer greifen in die grundrechtlich geschützte Freiheitssphä-

re des einzelnen Umweltsteuerpflichtigen ein. Der Eingriff einer Umweltabgabe kann 

drei grundrechtliche Bereichen berühren: Bezüglich der Abgabepflicht ist zunächst zu 

fragen, ob sie den Gleichheitsgrundsatz beeinträchtigt, wenn die Abgabepflichtigen die 

Abgabe zahlen, ohne sich umweltfreundlich zu verhalten, da die finanziellen Belastungen 

an jedem gleichmäßig verteilt werden müssen
751

. Danach betrifft die in der Abgabe ver-

mittelte Verhaltensempfehlung aufgrund ihrer Gestaltungswirkung die Freiheitsrechte 

der Abgabepflichtigen. In diesem Fall ist ihre Vereinbarkeit mit Art. 12 und Art 14 GG 

zu prüfen
752

. 

(1) Der allgemeine Gleichheitssatz und das Leistungsfähigkeitsprinzip im Umweltsteu-

errecht 

Der Gleichheitssatz wurde von der Rechtsprechung des BVerfG bislang als Willkürver-

bot interpretiert
753

. Nach dieser alten Formel stellt sich nur dort ein Verstoß gegen den 

                                                 

750
 Ordnungsrechtliche Maßnahme ermöglicht durch Ge- und Verbot unverzichtbare Klimastandards zu ga-

rantieren, auf der anderen Seite kann das Problem der Restverschmutzung durch die CO2-Abgabe gelöst 
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 U. Klocke, a.a.O., S. 188. 
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Gleichheitssatz dar, wo sich sachliche Gründe für eine Ungleichbehandlung nicht vor-

handen sind, wo diese Ungleichbehandlung als willkürlich betrachtet werden muss
754

. 

Diese Auffassung kann sich in der Literatur dennoch wegen ihrer gravierenden Probleme 

nicht mehr halten: Das BVerfG könne sich mit eigenen Wertungen an die Stelle des Ge-

setzgebers setzen
755

. Hingewiesen wird darauf, dass die Interpretation des Gleichheitssat-

zes als Willkürverbot auf die Feststellungen grob ungerechter Rechtsanwendungen be-

schränke
756

. Eingewendet wird gegen die Auslegung des Gleichheitssatzes als Willkür-

verbot endlich, dass sie als Prüfungsmaßstab zu ungenau sei
757

. 

Seit 1980 verwendet der Erste Senat des BVerfG in zahlreichen Entscheidungen eine 

„neue Formel“, um dem Gleichheitssatz bessere Konturen verleihen zu können: „Der 

Gleichheitssatz sei dann verletzt, wenn eine Gruppe von Normadressaten anders behan-

delt werde, obwohl zwischen beiden Gruppen keine Unterschiede von solcher Art und 

solchem Gewicht bestehen, dass sie die ungleiche Behandlung rechtfertigen können“
758

.  

Für das Steuerrecht kann der Gleichheitssatz als der Grundsatz der Steuergerechtigkeit 

angesehen werden, der verfassungsrechtlich eine Lastengleichheit gebietet
759

. Eine ge-

rechte Lastengleichheit kann durch die gerechte Besteuerung, die der wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit der Steuerpflichtigen entspricht, erfolgen. M.a.W. müssen die steuer-

lichen Belastungswirkungen entsprechend der unterschiedlichen wirtschaftlichen Leis-

tungsfähigkeit der Steuerpflichtigen verteilt werden (sog. vertikale Steuergerechtig-

keit)
760

. Aufgrund des Leistungsfähigkeitsprinzips, das als Fundamentalprinzip der Steu-

ergerechtigkeit anerkannt ist
761

, müssen die gleich leistungsfähigen Steuerpflichtigen 
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somit gleiche hohe Steuern zahlen (sog. horizontale Steuergerechtigkeit)
762

. Da als Indi-

katoren steuerlicher Leistungsfähigkeit Einkommen, Vermögen und die Verwendung des 

Einkommens/Vermögens in Betracht kommen
763

 und demnach das Einkommen eine ge-

eignete Bemessungsgrundlage steuerlicher Leistungsfähigkeit ist
764

, kann das Leistungs-

fähigkeitsprinzip lediglich in dem Bereich der Einkommensteuer als systemtragendes 

Gleichheitsgebot bewertet werden
765

.  

Bei Umweltsteuern gilt das Leistungsfähigkeitsprinzip jedoch nicht vollkommen, weil 

die Steuertatbestände der Umweltsteuern auf umweltfeindliches Verhalten, Waren oder 

Verfahren, die von der erhöhten wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Steuerpflichtigen 

unabhängig sind, abstellen. Insoweit wird im Ergebnis eine Sonderbelastung, die das 

Leistungsfähigkeitsprinzip durchbricht
766

, entstehen. Um diese Durchbrechung des Leis-

tungsfähigkeitsprinzips nicht unzulässig zu machen, ist aber die Rechtfertigung durch ein 

anderes Prinzip, bspw. durch das Sozialstaatsprinzip erforderlich
767

. Wenn der Fiskal-

zweck einer Steuer mangels erhöhter Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen wie bei 

Umweltsteuern, nicht gerechtfertigt werden kann, dann muss sie zu dem mit ihr verfolg-

ten Lenkungszweck erforderlich, geeignet und verhältnismäßig sein
768

. Insoweit dient der 

Lenkungszweck der Umweltsteuern zur Rechtfertigung dieser Durchbrechung
769

. Der 

Lenkungszweck muss dennoch nicht nur von der Verfassung tolerierbar, sondern auch 

„förderungswürdig“ sein, da ansonst der auf gerechte Verteilung abstellende Maßstab der 

Belastungswirkung zu leicht durchbrochen werden könne
770

. 

Schließlich ist der Lenkungszweck „Umweltschutz“ eine Frage der sozialen Gerechtig-

keit und bildet die von dem Sozialstaatsprinzip abgeleitete staatliche Aufgabe, die Le-
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bensgrundlagen seiner Bürger zu schützen
771

, da der Staat entsprechend dem Sozial-

staatsprinzip eingreifen soll, gesellschaftliche Fehlentwicklungen abzufangen, wenn der 

Mechanismus der marktwirtschaftlichen oder der gesellschaftlichen Selbststeuerung 

nicht funktioniert
772

. Des weiteren ist die Verpflichtung des Staates, in Verantwortung 

für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen, mit der 

Änderung des Grundgesetzes vom 27. Oktober 1994 durch die Einführung des neuen Art. 

20a GG als Staatsziel verankert
773

. Ein Eingriff in das Leistungsfähigkeitsprinzip kann 

aufgrund des hohen Gemeinwohlinteresses am Umweltschutz, der aus punktuellen Um-

weltpflichten des geltenden Verfassungsrechts erfolgen
774

, gerechtfertigt werden
775

. 

(2) Die besonderen Auswirkungen des Gleichheitssatzes in CO2-Abgabe 

Die oben dargestellte Auffassung gilt generell für die CO2-Abgabe. Die Besteuerung des 

Einsatzes fossiler Energieträger mit der CO2-Abgabe entspricht jedoch nicht dem Leis-

tungsfähigkeitsprinzip, da sie nicht das persönliche Einkommen und Vermögen belasten, 

sondern an die Menge des Einsatzes der CO2-haltigen Primärenergie anknüpft. Hier kann 

eine Ungleichbehandlung hinsichtlich des Differenzierungskriteriums der wirtschaftli-

chen Leistungsfähigkeit entstehen: Obwohl es bekanntlich energieintensive Unternehmen 

und energieextensive Unternehmen gibt und sie gleich wirtschaftlich leistungsfähig sind, 

kann die CO2-Abgabe eingeführt werden, die keine Rücksicht auf einzelne energiespa-

rende oder energieverschwendende Unternehmen nimmt. In diesem Fall müssen die e-

nergieintensiven Unternehmen eine höhere Steuerbelastung, die das Gebot der horizonta-

len Steuergerechtigkeit nicht beachtet, als energieextensiven Unternehmen tragen
776

. Ob 

die CO2-Abgabe gegen den Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG verstößt, ist da-

von abhängig, ob die Durchsetzung des Gemeinwohlinteresses „Klimaschutz“ der Un-

gleichbehandlung überwiegt
777

. Wenn dieses Lenkungsziel den hohen Gemeinwohlinte-

ressen entspricht, und des weiteren nicht nur von der Verfassung tolerierbar, sondern 
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auch förderungswürdig ist, dann ist die Ungleichbehandlung durch eine CO2-Abgabe 

rechtzufertigen
778

. In Anbetracht des Sozialstaatsprinzips kann die Durchbrechung des 

Gleichheitsgrundsatzes des Art. 3 Abs. 1 GG auch gerechtfertigt werden. Der Lenkungs-

zweck „Klimaschutz“ bildet einen Teil der gesamten unverzichtbaren Lebensgrundlagen, 

die vom Sozialstaatsprinzip abgeleitet werden. Aus beiden verfassungsrechtlichen An-

knüpfungspunkten kann die dem allgemeinen Gleichheitssatzprinzip des Art. 3 Abs. 1 

GG schadende Ungleichbehandlung durch die CO2-Abgabe aufgrund der mit ihr verfolg-

ten hohen Gemeinwohlinteressen grundsätzlich bejaht werden. Die Ungleichbehandlung 

der energieintensiven Unternehmen ist im Verhältnis zu den energieextensiven Unter-

nehmen gleicher wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit aus den oben aufgeführten Gründen 

gerechtfertigt. 

Gleichwohl bleibt zu fragen, ob die gleichmäßige Besteuerung aller mit der CO2-Abgabe 

belasteten Unternehmen, unabhängig von ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sach-

lich gerechtfertigt werden kann, da die wirtschaftlich leistungsfähigeren Unternehmen als 

die geringer gewinnenden Unternehmen so stärker belastet werden, was schließlich Leis-

tungsfähigkeitsprinzip bzw. der vertikalen Steuergerechtigkeit schaden kann. Ferner ist 

die gleichmäßige Besteuerung aller Unternehmen innerhalb der mit der CO2-Abgabe be-

lasteten Unternehmen unabhängig von ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit auch so-

zialwidrig, da bei den Unternehmen die Intensität des Drucks der Verhaltensempfehlung 

der CO2-Abgabe je nach wirtschaftlicher Leistungskraft divergieren könnte
779

. Dennoch 

wird dieser, aus der CO2-Abgabe resultirende Druck in der Regel mit dem Preis auf die 

Konsumenten überwälzt. Insoweit kommen bei den weniger leistungsfähigen Unterneh-

men die betrieblichen Vermeidungskosten in Betracht. Das heißt, ob die Unternehmen 

Energiespar- oder Substitutionsmaßnahmen ergreifen, hängt nicht von der wirtschaftli-

chen Leistungsfähigkeit gemessen am Umsatz oder Gewinn ab, sondern vielmehr ent-

scheidend von der Grenzvermeidungskosten der einzelnen betroffenen Unternehmen
780

. 

Hingegen kann die Klimaschutzstrategie durch die Besteuerung nach der unterschiedli-

chen Leistungsfähigkeit der einzelnen Unternehmen gefährdet werden, da diese un-

gleichmäßige CO2-Abgabe ihren Lenkungsanreiz wesentlich verringert
781

. Darüber hin-
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aus kann die Ungleichbehandlung mit der gleichmäßigen Besteuerung unabhängig von 

unterschiedlicher Leistungsfähigkeit dann gerechtfertigt werden, wenn das Lenkungsziel 

einer Abgabe erforderlich und notwendig ist. In Anbetracht der Notwendigkeit der erheb-

lichen Reduktion von CO2-Emissionen kann die Ungleichbehandlung ohne Rücksicht-

nahme unterschiedlicher wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit durch die CO2-Abgabe auf-

grund der drohenden Klimaentwicklung im Falle ihres Untätigbleibens gerechtfertig 

werden
782

.  

Abschließend bleibt zu prüfen, ob die besondere Belastung bestimmter CO2-Emittenten 

sachlich gerechtfertigt werden kann. Wenn eine allgemeine Abgabe auf den Einsatz von 

fossilen Energieträgern, die alle CO2-Emittenten in Anspruch nimmt, eingeführt würde, 

wäre sie zweifelsohne mit dem Gleichheitssatz zu vereinbaren
783

. Die Rechtfertigung 

dieser Ungleichbehandlung, also der Auswahl der Abgabeschuldner aus aller CO2-

Emittenten, kann aus praktischen Gründen gefolgert werden. Obwohl nach der Rechts-

anwendungsgleichheit die CO2-Abgabe bei der praktischen Erhebung alle Steuerpflichti-

gen erfassen muss
784

, kann der Gesetzgeber im Rahmen der Gestaltungsfreiheit die aus-

wählende CO2-Abgabe einführen, um das Klimaschutzziel zweckmäßig zu erreichen, 

wenn die allgemeine Belastung aller CO2-Emittenten aus verwaltungspraktischen Grün-

den nicht gleichmäßig vollgezogen bzw. gewährleistet werden kann
785

. Daher kommen 

bei der hier zu diskutierenden Abgabe als Steuerschuldner solche CO2-Emittenten in Be-

tracht, die große CO2-Reduktionsmöglichkeiten bzw. hohe technische Effizienzverbesse-

rungsmöglichkeiten besitzen
786

. Somit stellt die Ungleichbehandlung durch die auswäh-

lende CO2-Abgabe mit bestimmter Gruppe aller CO2-Emittenten aufgrund des gewichti-

gen verwaltungspraktischen Vollzugsproblems bzw. unterschiedlicher Reduktionspoten-

tiale keine Verstoß gegen den Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG dar. 

(3) Ergebnis 

Im Steuerrecht kann der Gleichheitssatz als das Leistungsfähigkeitsprinzip, der verfas-

sungsrechtlich eine Lastengleichheit gebietet, umschrieben werden. Nach diesem Prinzip 

müssen die gleich leistungsfähigen Steuerpflichtigen gleich hohe Steuern zahlen, und die 

leistungsfähigeren Steuerpflichtigen höhere Steuern. Die Durchbrechung dieses Prinzips 
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bei der CO2-Abgabe ist deshalb gerechtfertigt, weil die Abgabetatbestände nicht an die 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Steuerpflichtigen, sondern an die Ausstoßmenge 

der CO2-Emissionen anknüpft. Sie verfolgt ein Gemeinwohlinteresse, das die Sonderbe-

lastung durch die CO2-Abgabe rechtfertigen kann und ihr verfassungsrechtlich gebotenes 

Ziel kann in Anbetracht der dringenden Notwendigkeit der Reduktion von CO2-

Emissionen die Ungleichbehandlung rechtfertigen. 

(c) Perspektive der Freiheitsgrundrechte 

(1) Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) 

Art. 12 Abs. 1 GG gewährleistet als einheitliches Grundrecht sowohl Berufswahlfreiheit 

als auch Berufsausübungsfreiheit
787

. Die Norm betrifft zwar in erster Linie die Berufs-

freiheit der natürlichen Person, da sie das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit 

im Bereich der individuellen Leistung und Existenzerhaltung konkretisiert
788

. Sie gilt a-

ber auch für die Betätigung der Unternehmen, die von der hier diskutierten CO2-Abgabe 

eingeschränkt werden können
789

. 

Ein Eingriff in die Berufsfreiheit kann entweder in ihrem Ausübungsaspekt (wie der be-

ruflichen Tätigkeit) oder in ihrem Wahlaspekt (Ob der beruflichen Tätigkeit) geschehen. 

Ein die Berufsfreiheit in ihrem Wahlaspekt betreffender Eingriff kann wiederum in sub-

jektiven Zulassungsvoraussetzungen, die von Berufswilligen persönliche Eigenschaften, 

Eignungsnachweise, Fähigkeiten und Kenntnisse durch Prüfungen u.ä. verlangen, bzw. in 

objektiven Zulassungsvoraussetzungen, die sich dem Einfluss der Bewerber entziehen 

und von ihrer Qualifikation unabhängig sind, kategorisieren
790

. Der Eingriff in die Be-

rufswahl hat deshalb eine größere Freiheitsbeschränkung zur Folge als ein Eingriff in die 

Berufsausübungsfreiheit. Die unterschiedliche Eingriffsintensität erfordert eine entspre-

chende Rechtfertigungsintensität
791

. Diese graduell ansteigende Rechtfertigungsanforde-

rung wurde im Apothekenurteil des BVerfG
792

 entwickelt (Dreistufentheorie)
793

. Die 
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„Dreistufentheorie ist das Ergebnis einer strikten Anwendung des Prinzips der Verhält-

nismäßigkeit bei den vom Gemeinwohl her gebotenen Eingriffen in die Berufsfreiheit“
794

. 

Daraus folgt, dass der Eingriff in die Berufsfreiheit einen legitimen Zweck verfolgen und 

zur Erreichung des Zwecks geeignet und ferner notwendig sein muss
795

. In Anbetracht 

der durch die CO2-Abgabe vermittelten Verhaltensempfehlung knüpft sie an eine objek-

tive berufsregelende Tendenz an, die die Berufsausübung betrifft, da sie keine Voraus-

setzungen schafft, die an persönliche –subjektive− Fähigkeiten und Qualifikationen an-

knüpfen, sondern ein Klimaschutzziel verfolgt, indem sie die Verwendung kohlenstoff-

ärmerer oder freier Brennstoffe bzw. die Umrüstung bestehender Anlagen zur Effizienz-

steigerung
796

. Sie würde jedoch dann eine objektive Zulassungsschranke darstellen, wenn 

sie es wegen ihrer objektiven Gestaltung und Höhe den Steuerpflichtigen faktisch wirt-

schaftlich unmöglich machen würde, im gewählten Beruf zu stehen
797

. Diese „erdros-

selnde Auswirkungen“ entfaltende objektive Zulassungsschranken sind nur zulässig, 

wenn sie zur „Abwehr nachweisbarer oder höchstwahrscheinlicher schwerer Gefahren 

für ein überragend wichtiges Gemeinschaftsgut“ notwendig sind
798

. Im Bereich der Ab-

wehr von nachweisbaren oder höchstwahrscheinlichen schweren Gefahren ist die CO2-

Abgabe nicht sachgerecht. Für einen derartigen Fall sind ordnungsrechtliche Maßnahmen 

als das optimale Umweltschutzmittel zu empfehlen, da sie in der Regel noch treffersiche-

rer und auswirkungsschneller als abgabenrechtliche Maßnahmen in der Lage sind, die 

gesetzten Ziele zu verwirklichen
799

. Insoweit ist eine überhöhte CO2-Abgabe kein geeig-

netes Mittel, den absoluten Klimaschutz zu erreichen
800

. 

Die CO2-Abgabe kann dann gegen das Recht auf Berufsfreiheit des Art. 12 Abs. 1 GG 

verstoßen, wenn die Berufsausübungs- oder Berufswahlfreiheit ungerechterweise durch 

sie beeinträchtigt wird. Die Zahllast der CO2-Abgabe kann grundsätzlich das Problem 
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beeinhalten, dass sie die CO2-Abgabepflichtigen in ihrer Berufsausübung behindert, da 

die zusätzliche Sonderbelastung die Grenze der Unerblichkeit überschreiten kann
801

. Die-

se Behinderung der Berufsausübung ist dann gerechtfertigt, wenn „Gesichtspunkte der 

Zweckmäßigkeit“ zu verlangen sind, wobei sich es mal mehr um die Allgemeinheit, der 

Gefahren oder Schäden drohen, und mal mehr um den Berufsstand, der gesichert und ge-

fördert werden soll, halten kann
802

. Die CO2-Abgabe muss also einen legitimen Zweck 

verfolgen und darf dazu noch das Verhältnismäßigkeitsprinzip nicht verletzen. Die CO2-

Abgabe bezweckt, wie oben gezeigt, das Klimaschutzziel ohne Zweifel zu erreichen, und 

entspricht grundsätzlich dem Verhältnismäßigkeitsprinzip
803

. Soweit eine geeignete CO2-

Abgabe eine Berufsausübungsregel darstellt, ist sie hinsichtlich des Art. 12 Abs. 1 GG 

nicht problematisch. Im Hinblick auf internationale Wettbewerbsfähigkeit ist zu erwägen, 

ob die heimischen Unternehmen wegen der Erhöhung der Produktionskosten durch die 

CO2-Abgabe benachteiligt sind. Falls die betroffenen Unternehmen die Kosten der CO2-

Abgabe nicht mehr ertragen können und folglich in Konkurs gehen, dann verstößt sie 

nach dem Verbot konfiskatorischer Besteuerung gegen das Recht auf Berufsfreiheit des 

Art. 12 Abs. 1 GG
804

. 

Der Eingriff in die Berufsfreiheit des Art. 12 Abs. 1 GG durch die CO2-Abgabe kann 

schließlich aufgrund der Gemeinwohlbezogenheit ihres Klimaschutzziels bzw. ihrer Ver-

hältnismäßigkeit gerechtfertigt werden. Eine solche CO2-Abgabe bleibt verfassungswid-

rig, wenn sie wegen ihrer erdrosselnden Auswirkung eine objektive Zulassungsschranke 

darstellt. 

(2) Eigentumsrecht (Art. 14 Abs. 1 GG) 

Trotz des langen Ringens um die Einziehung des Art. 14 GG für die verfassungsrechtli-

che Grenzen der steuerlichen Belastungswirkung
805

 ist es heute anerkannt, dass die Be-

steuerung als ein hoheitlicher Eingriff in das private Geldvermögen durch den Art. 14 

GG geprüft werden muss
806

. Der Schutzbereich des Art. 14 GG erfasst das erworbene 

Vermögen, also die Vermögenssphäre in Gestalt konkreter Eigentumsobjekte. Der Er-
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werb, also die Betätigung selbst fällt in dem Schutzbereich des Art. 12 GG
807

. Eine ü-

bermäßig hohe Besteuerung stellt sicherlich einen verfassungswidrigen Verstoß gegen 

Art. 14 Abs. 1 GG dar
808

. Dennoch ist zu fragen, ob das klare Kriterium der angemesse-

nen Besteuerung aus Art. 14 GG abgeleitet werden kann. In der Literatur und der Recht-

sprechung des BVerfG sind lediglich das Verbot der Konfiskation und der Erdrosselung 

durch Besteuerung als äußerste Grenze anzuerkennen
809

. Eine darüber hinausgehende 

bzw. vom Art. 14 GG entnommene Grenze der Steuerlastquote wird bislang noch nicht 

dargelegt
810

.  

Obwohl Art. 14 GG keine klare Grenze für die Belastungswirkung der Steuer anbietet, 

spielt er für die Gestaltungswirkung der CO2-Abgabe eine wesentliche Rolle: Er bietet 

eine minimale Schutzfunktion für die Betroffenen an. Eine übermäßig hohe CO2-Abgabe 

ist unverhältnismäßig, da sie sich erheblich auf die Steuerschuldner auswirkt. Folglich 

verursacht sie den kurzfristigen finanziellen Zusammenbruch der Steuerschuldner, ohne 

dass sie dem Steuerschuldner die Zeit gibt, Anpassungsmaßnahmen bzw. Ausweismaß-

nahmen zu ergreifen.  

Auf der Seite des Steuerschuldners kann ein Verstoß gegen Art. 14 GG zwar entstehen, 

wenn die Unternehmen wegen der Gestaltungswirkung der CO2-Abgabe konkurrenzun-

fähig werden, demnach die Unternehmen mittel- bzw. langfristig schief gehen müssen. 

Aber dieser Verstoß kann gegen den Art. 14 GG durch die Gestaltungswirkung der CO2-

Abgabe nach Klocke aufgrund der Sozialverträglichkeit des Ziels der CO2-Abgabe ge-

rechtfertigt werden, insoweit es dabei um Einzelfälle geht
811

. Auf der Seit des Steuerträ-

gers ist ein Verstoß gegen die Eigentumsgarantie denkbar, wenn der Steuerträger durch 

die Verteuerung wegen Überwälzung der CO2-Abgabe in seinem Nachfrageverhalten be-

einträchtigt wäre. Der denkbare Verstoß an einzelnen Konsumenten kann auch in Anbet-

racht der heftigen Folgen der ständig steigenden CO2-Emissionen gerechtfertigt wer-

den
812

. Wenn die steuerliche Verteuerung so erheblich ist, dass arme Steuerträger nicht 
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länger existenznotwendige Güter einkaufen bzw. den minimalen Strom nicht besorgen 

können, ist dieses Problem – wie oben dargestellt – hinsichtlich des Grundsatzes des So-

zialstaats zu behandeln
813

. Schließlich verstoßen die Gestaltungswirkungen der CO2-

Abgabe nicht gegen Art. 14 GG, indem die ihr möglichen Gestaltungswirkungen durch 

den mit der CO2-Abgabe verfolgten Zweck des Klimaschutzes mit der Reduktion der 

CO2-Emissionen gerechtfertigt werden. 

(3) Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) 

Art. 2 Abs. 1 GG gewährleistet die ökonomische Handlungsfreiheit des Individuums
814

. 

Das Recht auf Handlungsfreiheit kann vor Beeinträchtigung nur dann geschützt werden, 

wenn die Beeinträchtigung nicht von einem anderen Grundrecht geschützt wird
815

. Nach 

allgemeiner Meinung sind Art. 12 bzw. 14 GG als leges speciales dem Art. 2 Abs. 1 GG 

anzusehen, auch wenn er Anwendung findet
816

. Art. 2 Abs. 1 GG ergibt trotz seines eng 

verbliebenden Schutzbereiches
817

 eine grundrechtliche Absicherung der CO2-Abgabe, da 

lediglich die verfassungsgemäße und verhältnismäßige CO2-Abgabe die ökonomische 

Handlungsfreiheit des Individuums i.S.d. Art. 2 Abs. 1 S. 2 GG beschränken kann
818

. 

(4) Ergebnis 

Die oben erwähnten verfassungsrechtlichen Normen verlangen eine Abgabe, die den 

Grundsätzen der Verfassungsmäßigkeit und der Verhältnismäßigkeit entspricht, was vor-

liegend der Fall ist. Ferner ist sowohl ihre Belastungswirkung als auch ihre Lenkungs-

wirkung gerechtfertigt. 

(d) Perspektive des Rechts- und Sozialstaatsprinzips 

Die Grenzen für die Kodifizierung einer CO2-Abgabe, die sich aus den einzelnen Be-

stimmungen der deutschen Verfassung ergeben, können insbesondere von dem Rechts-

staatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) bzw. dem Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG) ab-

geleitet werden. 
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(1) Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) 

„Das Rechtsstaatsprinzip ist der Idee nach auf die rechtliche Bindung und Beschränkung 

staatlicher Herrschaftsausübung im Interesse individueller Freiheit ausgerichtet“
819

. Es 

geht bei dem Rechtsstaatsprinzip vor allem um Rechtssicherheit zugunsten des Einzelnen. 

Die zentralen rechtsstaatlichen Grundsätze der Vorhersehbarkeit, Berechenbarkeit des 

Rechts bzw. Vertrauensschutz müssen der Rechtssicherheit dienen. Im einzelnen wird 

das Rechtsstaatsprinzip aus zahlreichen Komponenten gebildet
820

. In den zahlreichen 

Komponenten des Rechtsstaatsprinzips beziehen sich insbesondere das Verhältnismäßig-

keitsprinzip, die Gesetzesbestimmtheit und der Gesetzesvorbehalt auf die CO2-Abgabe. 

aa) Verhältnismäßigkeitsprinzip 

Das Verhältnismäßigkeitsprinzip (vgl. E, II, 2. b). (a) folgt aus Art. 20 Abs. 3 GG
821

. 

bb) Gesetzesbestimmtheit bzw. Gesetzesvorbehalt 

Aus Art. 20 Abs. 3 GG ergibt sich der Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Besteuerung
822

 

und der steuerrechtlichen Gesetzesbestimmtheit
823

. Diese Grundsätze bedeuten nach der 

Rechtsprechung des BVerfG, dass steuerbegründende Tatsachen so bestimmt sein müs-

sen, dass der Steuerpflichtige die auf ihn entfallende Steuerlast vorausschätzen kann
824

. 

Damit muss der Gesetzgeber der CO2-Abgabe die die Abgabelast rechtfertigenden Kli-

maschutzziele bzw. die CO2-Abgabelast klar und eindeutig im CO2-Abgabetatbestand 

formulieren
825

. Der abstrakte Steuertatbestand z.B. die Höhe der Abgabe „nach dem Grad 

der nachteiligen Wirkungen auf das Klima“ wäre nicht verfassungsgemäß
826

. 

(2) Sozialstaatsprinzip 

Das Sozialstaatsprinzip bedeutet, dass dem Staat ein sozialer Gestaltungsauftrag obliegt, 

und zwar dahingehend. Dies geht dahin, die Gesellschaft vor ökonomischen Krisen zu 
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schützen und ihre Verhältnisse im Sinne der Verteilungsgerechtigkeit, der sozialen Si-

cherheit und des sozialen Ausgleichs zu formen
827

. 

Das Grundgesetz hat zwar das Sozialstaatsprinzip in einigen Bestimmungen konkretisiert 

(z.B. Art. 14 II, 15, 9 III GG), gleichwohl bleiben die juristischen Konturen des Sozial-

staatsprinzips in den Einzelheiten noch verhältnismäßig undeutlich, was erklärt, dass die-

ses Prinzip zur verfassungsrechtlichen Fundierung zahlreicher politischer Forderungen 

herangezogen wird. Für die nähere Bestimmung seiner rechtlichen Reichweite sind meh-

rere Faktoren bedeutsam
828

. 

Aus der sozialstaatlichen Perspektive des Klimaschutzes ist ein abgabenrechtliches Mit-

tel sehr bedeutend. Das Leben ist ohne die bedrohliche Gefahr der Klimakatastrophe 

durch den heftig zunehmenden anthropogenen CO2-Ausstoß ein nicht zu unterschätzen-

der Sozialfaktor und stellt auch einen besonderen Faktor dar, der das Existenzminimum 

für ein menschenwürdiges Dasein gewährleistet. Die Industriegesellschaften konsumie-

ren zu viel auf Kosten der zukünftigen Generationen und der sog. Entwicklungsländer, 

was sowohl ungerecht als auch unsozial ist
829

. „Ende des 20. Jahrhunderts wird es zur 

Überlebensfrage der Menschheit, die neuen Verantwortlichkeiten zu erkennen und neue 

Solidaritäten zu erlernen, die sich nicht nur auf den Binnenraum einer einzelnen Indust-

riegesellschaft und auf die zeitgenössische Generation erstrecken“
830

. 

Dennoch kann die Idee von umweltsteuerlichen Maßnahmen, die durch die Vorstellung 

von sozialer Gerechtigkeit begründet wurde, durch die Erhebung der CO2-Abgabe ten-

denziell eine regressive Verteilungswirkung entfalten, da die unteren Einkommens-

schichten relativ stärker durch die Finanzlast der CO2-Abgabe belastet werden
831

. Die Si-

cherung eines menschenwürdigen Existenzminimums gehört jedoch zu den Aufgaben 

des Sozialstaates gemäss dem Sozialstaatsprinzip
832

. Dies bedeutet für das Steuerrecht, 

dass der Staat nicht wegbesteuern darf, was der Steuerpflichtige für seine Existenz 
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braucht
833

. Diese Funktion kann dadurch erfüllt werden, dass Steuervergütungen in Ges-

talt einer Existenzminimumspauschale gewährt werden
834

. 

Das Sozialstaatsprinzip ist dort von abgabenrechtlich relevanter Bedeutung, wo Grund-

stoffe des existenziellen Bedarfs erheblich verteuert werden, ohne dass Substitutions-

möglichkeiten zur Verfügung stehen, wie bei der CO2-Abgabe fossile Energieträger etc. 

In diesem Fall verlangt das Sozialstaatsprinzip eine behutsame Ausgestaltung der Tarife. 
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F. Fazit 

 

Die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit lassen sich folgendermaßen zusammenfassen: 

Zu Teil B: Der anthropogene Treibhauseffekt verursacht eine Klimaänderung, die de-

saströsen Umweltphänomene herbeiführt. Trotz der zahlreichen Spurengase, die zur 

Klimaveränderung beitragen können, geht die Klimaänderung vor allem auf das anthro-

pogen bedingte Kohlendioxid, das ein direkt klimawirksames Spurengas ist, und 60% 

zum Treibhauseffekt beiträgt, zurück. Der anthropogene Treibhauseffekt enthält mehrere 

besondere Eigenschaften, die ihn von anderen Umweltproblemen unterscheiden: Zum 

ersrten wirkt er sich global aus. Zum zweiten beeinflussen kurzfristig hohe Treibhaus-

gasemissionen den Treibhauseffekt nicht. Zum Schluss kann die Höhe der emittierten 

CO2 durch Art und Umfang der eingesetzten fossilen Brennstoffe eindeutig bestimmt 

werden. Die größte Ursache der CO2-Emissionen ist Verbrennung fossiler Energieträger, 

die für rund 75 % ursächlich sind. 

Da die Klimakatastrophe und dadurch die Umweltschäden nicht mehr regional begrenzt 

sind, sondern die gesamte Menschheit gefährden, bedarf es für eine effektive Klimapoli-

tik einer globalen Kooperation. Im Zentrum der internationalen Klimaschutzpolitik steht 

das Kyoto-Protokoll, welches erstmals materielle Pflichten für die Mitgliedstaaten bein-

haltet. Obwohl die internationale Klimaschutzpolitik durchaus beachtenswerte Erfolge 

vorzuweisen hat, zeigt sie gleichzeitig Defizite, z.B. Defizite der konkreten politischen 

Maßnahmen zur Umsetzung der CO2-Reduktionsverpflichtungen, der Sanktionen für den 

Fall der Nichteinhaltung und die zahlreichen Umgehungsmöglichkeiten. 

 

Zu Teil C: Das Klima könnte lediglich entweder in bezug auf dem in umweltrelevanten 

Grundrechte eingegriffenen Fall oder durch die Schutzfunktion der Grundrechte begrenzt 

beschützt werden, bevor der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen in Art. 20a GG. 

verankert wurde, der als eine Staatszielbestimmung durch Handlungs- und Konkretisie-

rungsauftrag und den Charakter der normativen Richtlinie für den parlamentarischen Ge-

setzgeber hinsichtlich Klimaprobleme eine wichtige Rolle spielt. Der Klimaschutz durch 

das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG), das die zentrale Rechtsgrundlage für 
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die öffentlich-rechtliche Klimaschutzpolitik in Deutschland ist, ist begrenzt. Obwohl die 

klimarelevanten Abgase insbesondere CO2-Emissionen endlich ein Gegenstand zur öf-

fentlich-rechtlichen Kontrollen durch zwei rechtliche Pflichten der Anlagenbetreiber 

nämlich Emissionsvermeidung und Energieeffizienz, die von dem Vorsorgegebot des § 5 

Abs. 1 Nr. 2 BImSchG abgeleitet werden können, sein können, ist der Klimaschutz durch 

BImSchG lückenhaft, da sie lediglich die Betreibenden und konkreten Anlagen betreffen 

d.h. mit ihnen ein Anlagenteil mit hohem Stromverbrauch durch stromsparenden Teil 

nicht ersetzt werden kann. Ferner erlaubt das Energieeffizienzgebot in § 5 Abs. 1 Nr. 4 

lediglich Modifikationen der Beschaffenheit und des Betriebs der Anlage, nicht die Wahl 

eines ganz anderen Anlagentyps oder Einsatzstoffes, der einen ganz anderen Anlagentyp 

notwendig machen würde. Der begrenzte strafrechtliche Klimaschutz basiert vordergrün-

dig auf dem Zurechnungsproblem, wer wie viel zu dem Treibhauseffekt beigetragen hat. 

Der Versuch der Strafrechtslehre, mit der Theorie der Gesamterfolgszurechnung das 

Problem zu lösen, ist gescheitert, da sie eindeutig die Grenzen zulässiger Tatbestandsaus-

legung überschreitet und zu einer Auflösung der Tatbestandsgrenzen führt. Das Zurech-

nungsproblem wirkt sich auch auf den privatrechtlichen Klimaschutz aus: Bei kumulati-

ver Belastung wäre eine Verantwortlichkeit in § 1004 i.V.m. § 906 Abs. 1 und 2 S. 1 

BGB gänzlich abzulehnen. Seit dem Inkrafttreten des Umwelthaftungsgesetzes ist bei der 

Begründung eines Schadensersatzanspruches keine volle Darlegung aller Element des 

Deliktsrechts erforderlich. Dennoch kann das Gesetz keine Anwendung für das Problem 

der Klimaentwicklung durch CO2-Emissionen finden, da ein „haftungsrechtlicher 

Schutz“ mit § 1 UmweltHG nur bei Verletzung von bestimmten Individualrechtsgütern 

möglich ist. 

Gemeinschaftsregelungen zum Klimaschutz sind im EG-Vertrag nicht erwähnt. Gemein-

schaftsrechtlich kommt als Rechtsgrundlage für den Klimaschutz Art. 175 in Betracht, 

der eine allgemeine, umweltpolitische Handlungsnorm der Gemeinschaft darstellt. Ob-

wohl die Gemeinschaft durch die Klausel des „hohen Schutzniveaus“ in Art. 174 Abs. 2 

UAbs. 1 S. 1 EGV bzw. die Querschnittsklausel des Art. 6 EGV die Umwelt sehr stark 

schützt, liegt die Ursache der defizitären Verwirklichung im Prinzip der begrenzten Ein-

zelermächtigung (Art. 5 Abs. 1 EGV) und Einstimmigkeitsprinzip im Rechtssetzungs-

prinzip (Art. 175 Abs. 2 EGV). 
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Zu Teil D: Klimakatastrophen entstehen aus ökonomischer Sicht durch den Umstand, 

dass das Umweltmedium Klima in vielfacher Weise als freies Gut behandelt wird. Das 

Problem drückt sich in den externen Kosten aus. Die abgabenrechtlichen Instrumenten 

sollen der Internalisierung dieser bislang externalisierten Kosten dienen, indem sie zu ei-

ner Verteuerung der Produkte und damit zu einer umwelt- und marktgerechten Preisbil-

dung führen. Dabei entfalten die Umweltabgaben für den Umweltkonsumenten den An-

reizeffekt, umweltschonendere Alternativen zu ergreifen. Im Vergleich zum anderen In-

strumenten haben die abgabenrechtlichen Instrumente dauerhafte Anreizeffekte, und da-

durch grundsätzlich überwiegendere Lenkungswirkungen. 

Neben dem dauerhaften Anreizeffekt können die CO2-Abgaben im Bereich der Restver-

schmutzung Adressaten der CO2-Abgabe motivieren, sie zu vermeiden. Dennoch muss 

der als sog. „ökologisches Existenzminimum“ bezeichnete Umweltminimalstandard 

durch das Umweltordnungsrecht gewährleistet werden, da es deutlich und klar festlegen 

kann, welche Verhalten von Bürgern oder Wirtschaftssubjekten zulässig sind. Da das ab-

gabenrechtliche Instrumentarium mit dem ordnungsrechtlichen Instrument in einem sich 

ergänzenden Verhältnis steht, ist das Monopol eines Instruments zwischen Ordnungs-

recht und Abgabenrecht in der Klimaschutzpolitik nicht sachgerecht. Eine Klimaschutz-

politik wäre wirkungsvoller, wenn die CO2-Abgaben das CO2-Ordnungsrecht ergänzen. 

 

Zu Teil E: Bei der Einführung einer CO2-Abgabe auf EG-Ebene sind zwei Ansatzpunkte 

denkbar: Zum einen könnte die EG die CO2-Abgabe aufgrund Art. 269 EGV als eigene 

Einnahmequelle einführen. Zum anderen könnte die EG aufgrund Art. 95 und Art. 175 

EGV die Mitgliedstaaten verpflichten, die CO2-Abgabe einzuführen. Die mangelnde Ent-

scheidungsbefugnis der europäischen Organe bzw. die fehlende Zuständigkeitsübertra-

gung, die durch das Einzelermächtigungsprinzip begrenzt ist, führen dazu, dass die Ge-

meinschaft durch den 269 EGV wegen nicht ausreichender Kompetenz eine gemein-

schaftlichen CO2-Abgabe nicht einführen kann. Ferner ist die Ertragshoheit durch die 

Erweiterung der Sachkompetenzen der Gemeinschaft negativ anzusehen, da sie der 

rechtsstaatlichen, haushaltsrechtlichen und demokratietheoretischen Prinzipien nicht ent-

spricht. Schließlich kann die Gemeinschaft weder aufgrund Art. 269 EGV noch aufgrund 

Sachkompetenz eine CO2-Abgabe mit eigener Ertragshoheit einführen, die ihrem Haus-

halt zufließt. Die Gemeinschaft hat nach Art. 93, 94 i.V.m. 95 Abs. 2 und 175 Abs. 2 

EGV lediglich die Kompetenz zur Harmonisierung der Umweltabgaben ihrer Mitglied-
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staaten. Da die CO2-Abgabe Energieversorgungsstruktur und Volkswirtschaften der Mit-

gliedstaaten, die die CO2-Abgabe eingeführt haben, erheblich tangieren kann, können die 

ungleichen CO2-Abgaben der jeweiligen Mitgliedstaaten die im Binnenmarkt angestrebte 

Marktgleichheit verhindern. Deshalb ist eine Harmonisierungsmaßnahme auf gemein-

schaftlicher Ebene zur Abschaffung der Disharmonie im Binnenmarkt erforderlich. So-

mit kann die CO2-Abgabe auf Art. 93 EGV gestützt werden. Um das in Art. 14 EGV 

vorgegebene Ziel der Verwirklichung des Binnenmarktes zu erreichen, kann die Gemein-

schaft nach Art. 95 Abs. 1 EGV die nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften mit 

der Mehrheitsentscheidungen des Rates angleichen. Abs. 2 bildet eine Ausnahmerege-

lung dahingehend, dass Abs. 1 für die Bestimmungen über Steuern nicht gilt. Um die 

CO2-Abgabe auf Art. 95 Abs. 1 EGV zu stützen, ist zunächst zu klären, ob die CO2-

Abgabe unter den Begriff der Steuer im Art. 95 Abs. 2 EGV fällt. Da sowohl aus dem 

Vergleich mit den anderen Sprachfassungen, als auch unter teleologischen Aspekten der 

Begriff der Steuern in Art. 95 Abs. 2 EGV eng zu verstehen ist, kommt Art. 95 EGV für 

nichtsteuerliche Abgaben in Betracht, wobei haushaltsbezogene bzw. fiskalische steuerli-

che Abgaben aus dem Anwendungsbereich der Angleichungskompetenz des Art. 95 

EGV ausgeschlossen sind. Die CO2-Abgabe hat deshalb prinzipiell zwei tragfähige 

Kompetenznormen nämlich Art. 93 und 175 EGV. Welche Rechtsgrundlage für eine 

CO2-Abgabe herangezogen werden soll, ist nach ihrem Ziel und Inhalt zu beantworten, 

da fast alle steuerlichen Maßnahmen zum Umweltschutz die Errichtung und das Funktio-

nieren des Binnenmarktes im Sinne des Art. 93 EGV berühren, und demnach Art. 175 

Abs. 2 EGV stets leer laufen soll. Schließlich folgt daraus, dass, wenn es um CO2-Steuer 

geht, also eine CO2-Abgabe als eine Steuer gestalt wird, dann nur Art. 175 Abs. 2 Unter-

absatz. 1 1. Spiegelstrich EGV heranzuziehen ist, während Art. 93, 94 EGV die Anglei-

chung der binnenmarktbezogenen Abgaben der Mitgliedstaaten betreffen. Wenn es hin-

gegen um eine nichtsteuerliche CO2-Abgabe geht, dann ist Art. 175 Abs. 1 EGV die rich-

tige Rechtsgrundlage, während Art. 95 Abs. 1 EGV die sonstigen Abgaben als Rege-

lungsgegenstand hat. 

Als wichtige Abgabenart der CO2-Abgabe kommen CO2-Steuer und CO2-Sonderabgabe 

in Betracht. Die CO2-Steuer ist hinsichtlich des Steuerstaatsprinzips problematisch, da sie 

unabhängig von der Zahlungsfähigkeit der Emittenten direkt die Emissionsstärke der ein-

zelnen Steuerpflichtigen belastet. Dieser Konflikt kann geheilt werden, wenn ein Recht-

fertigungsgrund besteht, der entsprechend dem Willkürverbot nicht beliebig sein darf und 
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gegen die Verletzung des Leistungsfähigkeitsprinzips abgewogen und Interessen des 

Gemeinwohls dienen muss. Da dieser Rechtfertigungsgrund für die CO2-Steuer ausreicht, 

kann die Verletzung des Steuerstaatsprinzips geheilt werden. Da wegen des abschließen-

den Katalogs des Art. 106 GG die CO2-Steuer in Gestaltung der in Art. 106 GG genann-

ten Steuertypen eingeführt werden muss, käme die Verbrauchsteuer für die CO2-Steuer in 

Betracht. Dennoch ist die CO2-Steuer nicht als Verbrauchsteuer zu qualifizieren, da es 

der CO2-Steuer an Verbrauchsfähigkeit mangelt, die das wesentliche Element des 

Verbrauchsteuerbegriffs bildet. Ferner ist eine Ausgestaltung der CO2-Abgabe als eine 

Sonderabgabe wegen gravierender verfassungsrechtlichen Probleme bzw. mangels einer 

konstitutiven Voraussetzung der Gruppenhomogenität abzulehnen. Da die Einführung 

einer CO2-Abgabe eine Änderung der Finanzverfassung voraussetzt, scheint die Mög-

lichkeit ihrer Einführung in der geltenden deutschen Verfassung versperrt. Die CO2-

Abgabe verstößt somit nicht gegen das Verhältnismäßigkeitsprinzip: Der Eingriff der 

CO2-Abgabe in die Individualsphäre der Steuerpflichtigen dient der Interesse des Ge-

meinwohls, und ist geeignet zur Erreichung des Klimaschutzziels objektiv beizutragen. 

Darüber hinaus ist der Eingriff aufgrund seines milderen Charakters erforderlich und 

zumutbar, da er nicht zu einem Nachteil führt, der zum angestrebten Erfolg erkennbar 

außer Verhältnis steht. Obwohl die CO2-Abgabe dem Prinzip des Gleichheitssatzes nicht 

entspricht, da sie nicht die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Steuerpflichtigen, son-

dern die Emissionsstärke von CO2 belastet, wodurch eine horizontale Lastengleichheit 

verletzt worden ist, kann die Verletzung des Prinzips gerechtfertigt werden, da sie Ge-

meinwohlinteresse verfolgt, die die Sonderbelastung der CO2-Abgabe heilen kann. Die 

Eingriffe in den Art. 12 Abs. 1 (Berufsfreiheit) und 14 Abs. 1 GG (Eigentumsrecht) 

durch die CO2-Abgabe können wiederum aufgrund Gemeinwohlbezogenheit ihres Kli-

maschutzziels bzw. ihrer Verhältnismäßigkeit gerechtfertigt werden. Die CO2-Abgabe 

stimmt mit dem Sozialstaatsprinzip nicht überein, da untere Einkommensschichten durch 

ihre Finanzlast relativ stärker belastet werden könnten. Um das menschenwürdige Exis-

tenzminimum nicht wegbesteuert zu lassen, muss die Steuervergünstigungen in Gestalt 

einer Existenzminimumpauschale gewährt werden, und es ist eine behutsame Ausgestal-

tung der Abgabetarife erforderlich. 
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